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Unterrichtung 

durch die deutsche Delegation in der Parlamentarischen Versammlung 
des Europarates 


Bericht über die Tagung der Parlamentarischen Versammlung des 
Europarates vom 22. bis 29. Januar 1975 in Straßburg 


Dieser Tagung ging die 21. Gemeinsame Tagung der Mitglieder 
des Europäischen Parlaments und der Parlamentarischen Ver- 
sammlung des Europarates am 21. Januar 1975 voraus, die das 
Thema „Die Inflation, ihre politischen Auswirkungen und die 
Mittel zu ihrer Bekämpfung" diskutierte. Hierzu sprachen die 
Abg. Dr. Schwörer (S. 6, 7) und Blumenfeld (S. 7, 8). 

Während der Januar-Tagung (Dritter Teil der 26. ordentlichen 
Sitzungsperiode) erörterte die Parlamentarische Versammlung 
des Europarates Berichte und verabschiedete Empfehlungen und 
Entschließungen, die sich mit folgenden Themen befaßten: 

— Eröffnung des dritten Teils der 26. ordentlichen Sitzungs- 
periode 

— Beziehungen zu den nationalen Parlamenten (Bericht über 
das Round-table-Gespräch unter Teilnahme der Präsidenten 
der Parlamente der Mitgliedstaaten über das Thema „Der 
Europarat und die nationalen Parlamente") 

Beschluß der Versammlung 

Entschließung 581 betreffend die Beziehungen zu den natio- 
nalen Parlamenten und zur Öffentlichkeit 

— Tätigkeitsbericht des Präsidiums, des Ständigen Ausschusses 
sowie des Ausschusses für die Beziehungen zu den natio- 
nalen Parlamenten und zur Öffentlichkeit 

Hierzu sprachen die Abg. Amrehn (S. 9, 10), Richter (S. 10) 
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Die Versammlung nahm folgende Beschlüsse des Ständigen 
Ausschusses vom 17. November 1974 zur Kenntnis: 

Stellungnahme 69 betreffend die Wiederaufnahme Griechen- 
lands in den Europarat 

Empfehlung 744 betreffend den Tätigkeitsbericht des Sonder- 
beauftragten für nationale Flüchtlinge und Überbevölkerung 
Entschließung 580 betreffend die Antwort auf den Tätig- 
keitsbericht der OECD für 1973 

— Landwirtschaftsfragen (Achter Zweijahresbericht der FAO 
und die Welternährungskonferenz; Methoden und Tenden- 
zen der biologischen Landwirtschaft in Europa) 

Hierzu sprachen die Abg. Richter (S. 10, 11), Lagershausen 
(S. 11), Frau Dr. Wolf (S. 11), Marquardt (S. 12) 

Beschlüsse der Versammlung 

Entschließung 582 betreffend den achten Zweijahresbericht 
der Organisation für Ernährung und Landwirtschaft der Ver- 
einten Nationen (FAO) 

Entschließung 583 betreffend die Welternährungskonferenz 
von Rom 1974 

Empfehlung 745 betreffend die Methoden und Tendenzen 
der biologischen Landwirtschaft in Europa 

— Kultur und Erziehung (Fünfundzwanzig Jahre kulturelle Zu- 
sammenarbeit in Europa; Die Rolle von Rundfunk und Fern- 
sehen in der demokratischen Gesellschaft; Denkmalschutz 
in Europa) 

Hierzu sprachen die Abg. Dr. Schwencke (S. 13 — 16 u. 20, 21), 
Alber (S. 17—19 u. 21, 22), Dr. Müller (S. 22, 23) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 746 betreffend fünfundzwanzig Jahre kulturelle 
Zusammenarbeit in Europa 

Empfehlung 748 betreffend die Rolle des nationalen Rund- 
funks und Fernsehens 

Empfehlung 749 betreffend europäische Rundfunk- und Fern- 
sehsendungen 

Entschließung 584 betreffend die Übertragung nationaler 
parlamentarischer Aussprachen in Rundfunk und Fernsehen 
Richtlinie 347 betreffend die Weiterbehandlung des Themas 
Die „Rolle von Rundfunk und Fernsehen in der demokrati- 
schen Gesellschaft" 

Empfehlung 750 betreffend den Denkmalschutz in Europa 

— Politische Fragen (Pressekonzentration; die Lage in Zypern — 
die allgemeine Politik des Europarates; Sicherheit und Zu- 
sammenarbeit in Europa — die allgemeine Politik des 
Europarates) 
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Hierzu sprachen die Abg. Dr. Mende (S. 19), Dr. Schwencke 
(S. 33), Sieglerschmidt (S. 33), Lemmrich (S. 33, 34) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 747 betreffend die Pressekonzentration 

Empfehlung 756 betreffend die humanitäre Hilfe für die not- 
leidende Bevölkerung in Zypern und die Wiederbelebung 
ihrer Wirtschaft 

Entschließung 588 betreffend die Sicherheit und Zusammen- 
arbeit in Europa 

— Bevölkerungsprobleme und Flüchtlingsfragen (Wirtschaft- 
liche und soziale Folgen des zunehmenden Alters der Be- 
völkerung in Europa) 

Hierzu sprach Abg. Dr. Enders (S. 23, 24) 

Beschlüsse der Versammlung 

Entschließung 585 betreffend die wirtschaftlichen und sozia- 
len Folgen des zunehmenden Alters der Bevölkerung in 
Europa 

Entschließung 586 betreffend die Veranstaltung eines Kollo- 
quiums über wirtschaftliche und soziale Folgen des zuneh- 
menden Alters der Bevölkerung in Europa 

— Soziales und Gesundheitsfragen (Stellung und Verantwor- 
tung der Eltern in der modernen Familie und ihre Unterstüt- 
zung durch die Gesellschaft) 

Hierzu sprachen die Abg. Frau Dr. Wolf (S. 25, 26), Dr. 
Enders (S. 26, 27) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 751 betreffend die Stellung und Verantwortung 
der Eltern in der modernen Familie und ihre Unterstützung 
durch die Gesellschaft 

Richtlinie 348 betreffend die rechtliche Gleichstellung von 
Mann und Frau 

— Umweltfragen (Umweltpolitik in Europa 1973 — 74; Haft- 
pflicht für Umweltschäden; Probleme im Zusammenhang mit 
der Beseitigung von städtischem und industriellem Müll; Er- 
gebnisse des europäischen Symposiums über die Organisa- 
tion des Süß wasserschutzes; die Beschlüsse der 10. Tagung 
der Europäischen Gemeindekonferenz) 

Hierzu sprachen die Abg. Richter (S. 27, 28), Dr. Ahrens 
(S. 28 — 30), Lemmrich (S. 30), Dr. Kempfier (S. 31) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 752 betreffend die Umweltpolitik in Europa 

Empfehlung 753 betreffend die Haftpflicht für Umweltschä- 
den 
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Entschließung 587 betreffend Probleme im Zusammenhang 
mit der Beseitigung von städtischem und industriellem Müll 

Empfehlung 754 betreffend die Ergebnisse des europäischen 
Symposiums über die Organisation des Süßwasserschutzes 

Empfehlung 755 betreffend die Beschlüsse der 10. Tagung 
der Europäischen Gemeindekonferenz (Straßburg, 16. bis 
20. September 1974) 

Richtlinie 349 betreffend das europäische Femverkehrsver- 
bindungsnetz und den Kanaltunnel 

— Bericht des Ministerkomitees an die Versammlung 

Hierzu sprachen die Abg. Sieglerschmidt (S. 32), Dr. Ahrens 
(S. 32), Amrehn (S, 32) 

— Wirtschaftsfragen (Europäische Wirtschaftsprobleme) 

Hierzu sprach Abg. Dr. Vohrer (S. 35, 36) 

Beschluß der Versammlung 

Entschließung 589 betreffend die europäischen Wirtschafts- 
probleme 

— Schlußfolgerungen aus der Tagung mit den Ombudsmännern 
und den parlamentarischen Beauftragten aus Mitgliedslän- 
dern des Europarates in Paris, April 1974 

Hierzu sprach Abg. Alber (S. 35, 36) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 757 betreffend Schlußfolgerungen aus der Ta- 
gung mit den Ombudsmännern und den parlamentarischen 
Beauftragten aus Mitgliedsländern des Europarates vom 
18. — 19. April 1974 in Paris 

Die Reden der deutschen Mitglieder der Parlamentarischen Ver- 
sammlung sind nachstehend im Wortlaut abgedruckt. 

Den turnusmäßigen Bericht des Ministerkomitees trug der fran- 
zösische Staatssekretär für auswärtige Angelegenheiten, Ber- 
nard Destremau, als Stellvertreter des Vorsitzenden des Mini- 
sterkomitees vor. Zur Versammlung sprachen der Generaldirek- 
tor der Organisation für Ernährung und Landwirtschaft (FAO), 
A. Hendrik Boerma, der italienische Minister für kulturelles 
Erbe und die Umwelt, Giovanni Spadolini, die norwegische 
Ministerin für Umweltfragen, Gro Harlem Brundtland, der Son- 
derbeauftragte des Europarates für nationale Flüchtlinge und 
Überbevölkerung, Pierre Schneiter, und der jugoslawische stell- 
vertretende Ministerpräsident und Außenminister, Milos Minie. 
Nach der Wiederaufnahme Griechenlands in den Europarat am 
28. November 1974 nahmen Mitglieder der neuernannten grie- 
chischen Delegation erstmalig wieder an den Sitzungen der 
Parlamentarischen Versammlung teil. 

Am 5. Dezember 1974 wurden Abg. Marquardt (SPD) zum 
ordentlichen Mitglied (anstelle von Abg. Schlaga [SPD]) und 
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Abg. Haase (Fürth) (SPD) zum stellvertretenden Mitglied der 
Delegation gewählt. 

Zum Vorsitzenden des Ausschusses für Haushalt und das inter- 
gouvemementale Arbeitsprogramm wurde Abg. Alber (CDU/ 
CSU) gewählt. 


Bonn, den 4. Februar 1975 

Franz Amrehn Klaus Richter 

Stellvertretender Sprecher Sprecher 
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Dienstag, 21 . Januar 1975 

Gemeinsame Tagung der Mitglieder des Euro- 
päischen Parlaments und der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarates 


Tagesordnungspunkt: 

Die Inflation, ihre politisdien Auswirkungen 
und die Mittel zu ihrer Bekämpfung 

. (Drucksache 3537 und Anhang) 

Berichterstatter: Abg. Aubert (Parlamentarische 
Versammlung des Europarates) 
(Drucksache 3543) 

Berichterstatter: Abg. De Clercq 
(Europäisches Parlament) 

Dr. Schwerer (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Sie werden si- 
cherlich Verständnis dafür haben, daß ich mich an- 
gesichts der kurzen Redezeit, die mir zur Verfü-» 
gung steht, hauptsächlich mit den Aktivitäten be- 
fasse, die wir im Rahmen des Europäischen Parla- 
ments zusammen mit Kommission und Rat zur Be- 
kämpfung der Inflation entwickeln. Ich möchte 
aber hinzufügen, daß wir als Abgeordnete des Eu- 
ropäischen Parlaments mit unseren Kollegen aus 
dem Europarat jede Aktion mitmachen werden, die 
diesem gemeinsamen Ziel der Bekämpfung der In- 
flation dient. Ich kann das um so leichter und besser 
sagen, als ja die wirtschaftlichen Ziele aller Christ- 
demokraten Europas immer die Erhaltung der Kauf- 
kraft, die Vollbeschäftigung, die soziale Sicherheit 
und eine wirksame Weltwährungsordnung wa- 
ren. 

Wir haben deshalb immer schon mit Nachdruck 
auf die Gefahren der Inflation hingewiesen. Wir ha- 
ben das zuletzt durch eine große Anfrage getan, die 
im Herbst 1973 hier in diesem Hause diskutiert 
wurde. Damals haben die Inflationsraten angefan- 
gen, besorgniserregende Höhen anzunehmen. Da- 
mals ging es uns darum, Kompetenzverlagerungen 
auf wirtschafts-, währungs-, finanz- und einkom- 
menspolitischem Gebiet vorzunehmen, und zwar 
bezogen auf die Gemeinschaft, die sich dann dafür 
einsetzen soll, daß in allen Ländern Maßnahmen 
zur Bekämpfung der Inflation wirkungsvoll durch- 
geführt werden. 

Damals hat der Präsident des Rates kurz und 
bündig geantwortet, daß nur die Mitgliedstaaten in 
der Lage seien, ihre Verpflichtungen für die Stabili- 
tät wirksam zu erfüllen. Auch Vizepräsident Hafer- 
kamp hat damals gesagt, daß die gemeinschaftli- 
chen Verantwortlichkeiten beträchtlich erweitert 
werden müßten, und das sei geplant in der zweiten 
Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion. 

Sie kennen die Vorgänge um diesen Termin am 
1.1. 1974. Diese zweite Stufe ist nicht zustandege- 
kommen, der Integrationsprozeß ist auf diesem Ge- 
biet leider unterbrochen worden. 


Nun tagte vor einigen Wochen die Gipfelkonfe- 
renz in Paris — Herr Kollege Couste hat gerade 
darauf hingewiesen — , und mancher hat gerade 
von dieser Konferenz eine europäische Wegwei- 
sung im Kampf gegen diese inflationäre Erschei- 
nung und in diesem Zusammenhang auch im Kampf 
gegen die Arbeitslosigkeit erwartet. Für mich wa- 
ren diese Ergebnisse in Paris nicht ermutigend, vor 
allem gerade auf dem Gebiet der Wirtschaftspoli- 
tik. Auf diesem Gebiet waren sie sehr wenig kon- 
kret, obwohl doch jedermann wissen muß, daß die 
institutionellen Fragen, die hier angesprochen wor- 
den sind, das Zusammenwachsen nicht so sehr be- 
hindern wie die wirtschaftlichen Sorgen und 
Schwierigkeiten der einzelnen Mitgliedsländer. 

Positiv zu bewerten ist an dem Ergebnis der Kon- 
ferenz in Sachen Wirtschaftspolitik, daß ausdrück- 
lich erklärt wurde, daß an der Wirtschafts- und 
Währungsunion festgehalten wird. Zweitens heißt 
es dort, daß die Bekämpfung der Inflation weiterhin 
dringend bleibt und daß sich ein neuer Aufschwung 
nur in der Stabilität vollziehen soll. 

Rein von der Erklärung her könnte man sagen, 
das Wort Stabilität erscheint öfters in diesem Kom- 
munique, aber der Inhalt dieser Erklärung ist zu 
wenig konkret, so daß eine bedeutende Wirtschafts- 
zeitung geschrieben hat: „Nicht einen Schritt auf 
dem Wege einer gemeinsamen Inflationsbekämp- 
fung sind die Neun vorangekommen, vielmehr hat 
sich die Entwicklung in Richtung auf eine Inflati- 
onsgemeinschaft verstärkt/' 

Diese Kritik rührt wohl hauptsächlich daher, daß 
zu wenig konkret auf die Maßnahmen eingegangen 
worden ist, die in der Zukunft ergriffen werden sol- 
len. Ich frage mich: Warum hat man die Kommis- 
sion in diesem Kommunique nicht aufgefordert, 
weiterhin mit soviel Sachverstand und mit den ihr 
zur Verfügung stehenden Mitteln für das Ziel der 
Stabilität einzutreten? Ich glaube, es wäre verhäng- 
nisvoll, wenn die Kommission in ihren Bemühungen 
um Stabilität nachlassen würde. Sie haben gerade 
wieder gehört, daß Herr Simonet im Namen dieser 
Einrichtung eine Reihe von Gedanken entwickelt 
hat, die es wert sind, in der Zukunft die Grundlage 
für die gemeinsame Stabilitätspolitik zu bilden. 

Besonders erfreut bin ich über das, was Herr Si- 
monet zu der Geld- und Kreditpolitik gesagt hat. 
Auch ich bin der Meinung, daß eine strikte Begren- 
zung des Geldmengenwachstums nötig ist. Die 
Kommission hat hier in ihrem letzten Bericht be- 
merkenswerte Zahlen vorgelegt. Es ist interessant, 
daß die Länder mit der höchsten Geldmengenver- 
mehrung auch die Länder mit der höchsten Inflati- 
onsrate sind. Umgekehrt hat das Land, das die nied- 
rigste Inflationsrate hat, auch das mit Abstand ge- 
ringste Wachstum der Geldmenge gemeldet. Ich 
glaube, hier liegt einer der Schlüssel für eine wir- 
kungsvolle Antiinflationspolitik. 

Ich bin auch deshalb optimistisch, weil ich weiß, 
daß diese Politik vor allem von den nationalen No- 
tenbanken durchgeführt wird, die relativ unabhän- 
gig sind und auch nicht irgendwelchen Interessen- 
verbänden unterliegen. Sie sind auch jetzt schon 
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auf eine gute Zusammenarbeit miteinander einge- 
stellt Sicherlich sind in diesem Zusammenhang 
noch Mängel und Probleme zu beseitigen — auch 
Herr Simonet hat ja einige davon angesprochen — , 
aber rein von der Idee her glaube ich, daß hier 
wirklich eine Möglichkeit eröffnet ist, zu einer wir- 
kungsvollen Stabilitätspolitik zu kommen. 

Ich bin besonders erfreut darüber, daß dadurch 
vor allem auch das ständige Stop and Go in der 
Konjunkturpolitik beseitigt werden könnte, das auf 
die Dauer nicht zur Stabilität, sondern zu ihrem Ge- 
genteil beiträgt. In der Wirtschaft verliert nämlich 
jede Rationalisierung dann ihren Sinn und Zweck, 
wenn immer nur Uberkonjunktur mit Rezession ab- 
wechselt. 

Meine lieben Kollegen, bei all den Beratungen, 
die wir in den nächsten Monaten zur Lösung dieses 
wichtigen Problems Europas zu führen haben, 
kommt der Kommission der Gemeinschaften eine 
wichtige Funktion zu. Ich möchte ausdrücklich sa- 
gen, daß ich sehr große Bedenken hätte, wenn auf 
Grund der Einrichtung des Europäischen Rates die 
Rolle der Kommission geschmälert würde und es in 
Zukunft nur noch eine Konvergenz der Wirtschafts- 
politik der einzelnen Staaten gäbe statt einer ge- 
meinsamen Wirtschafts- und Konjunkturpolitik der 
Gemeinschaft. Hier bestehen, glaube ich, wichtige 
Unterschiede in den Auffassungen, auch zu der 
Auffassung, die Herr Kollege Couste gerade darge- 
stellt hat. Ich bin davon überzeugt, daß die gemein- 
same Wirtschaftspolitik und dazu allerdings auch 
die Übertragung von Funktionen auf die Gemein- 
schaft notwendig sind. 

Meine Damen und Herren, bei manchen Leuten 
mag das Wort „Stabilität" unbeliebt sein; sie wären 
heute angesichts der Beschäftigungssorgen gern be- 
reit, dieses Thema, das manchmal unbequem ist, 
von der Tagesordnung abzusetzen. Diesen Gruppen 
muß mit aller Deutlichkeit gesagt werden, daß ge- 
rade die Beschäftigungslage in der Gemeinschaft 
die Notwendigkeit einer konsequenten Stabilitäts- 
politik mit besonderer Deutlichkeit aufgezeigt hat. 
Die Inflation war es nämlich, die uns diese schwie- 
rigsten Beschäftigungsprobleme in Europa gebracht 
hat. Es ist in den letzten Monaten und auch schon 
Jahren, glaube ich, den meisten klar geworden, daß 
niemand an der Inflation gewinnt, am wenigsten 
die Gemeinschaft, am wenigsten die Integration. 
Wir wissen, daß die Inflation der größte Hemm- 
schuh für das Zusammenwachsen der Länder Euro- 
pas ist. Sie wird den Integrationsprozeß immer 
hemmen, weil sich in der Not eben jeder selbst der 
Nächste ist. Lösen wir dieses Problem der Stabilität 
und der Bekämpfung der Inflation, dann werden wir 
auch alle anderen, selbst die institutionellen Pro- 
bleme lösen können. Werden wir der Inflation in 
Europa nicht Herr, dann wird dieser Kontinent nie- 
mals dauerhaft Zusammenkommen. 

Wir, die Abgeordneten dieses Parlaments bleiben 
verpflichtet, zusammen mit den Gemeinschaftsorga- 
nen darüber zu wachen, daß das Europa der Zu- 
kunft eine Stabilitätsgemeinschaft wird und daß es 
damit dem Wohle seiner Bürger am besten zu die- 
nen in der Lage ist. 


Blumenfeld (CDU/CSU): — Herr Präsident! Be- 
vor ich ein paar Gedanken zu unserem Thema sage, 
möchte auch ich noch einmal meiner Freude dar- 
über Ausdruck geben, daß wir hier heute zum er- 
stenmal nach langen Jahren wieder mit unseren 
griechischen Kollegen diskutieren können. Gerade 
als langjährige Mitglieder der Beratenden Ver- 
sammlung des Europarates haben wir uns in dem 
Kampf um die parlamentarische Demokratie in 
Griechenland in vorderster Front befunden. Wir 
freuen uns, hier wieder unsere griechischen Kolle- 
gen unter uns finden zu dürfen. 

Auch ich möchte mich bei den beiden Herren Be- 
richterstattern für ihre Berichte bedanken. Leider 
haben wir Ihren Bericht, Herr de Clercq, nur weni- 
ge Tage vor dem Bericht des Herrn Aubert erhalten 
und deswegen nicht profunder analysieren können. 
Aber das, was ich davon zumindest gelesen habe, 
war von hohem Interesse, und ich möchte mich da- 
für ausdrücklich bedanken. 

Von Jahr zu Jahr sind die Inflationsraten in den 
Ländern unseres Europas kontinuierlich angestiegen. 
Aber was noch schlimmer ist: Die Inflationsraten 
haben dabei ein beträchtliches Gefälle zueinander 
gewonnen. Variierte zum Beispiel im Jahre 1971 
der jahresdurchschnittliche Inflationsanstieg bei 
den Ländern insbesondere der Gemeinschaft zwi- 
schen 4,3 und gut 7 %, so erreichte er in den ersten 
drei Quartalen des Jahres 1974 einen Stand zwi- 
schen 7 und beinahe 18 %, und das insonderheit 
bei denjenigen Ländern innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaft, deren Entwicklung vorher einiger- 
maßen parallel verlaufen war. 

Die Ausgangslage im Infiations verlauf zwischen 
den Ländern der Gemeinschaft hat sich also be-’ 
trächtlich verschlechtert und verschärft sich leider 
bis zum heutigen Tage und wohl auch über den 
größten Teil des Jahres 1975. 

Auch für die Zukunft ist in den Staaten Europas 
noch mit einem zum Teil beträchtlichen Inflations- 
potential zu rechnen. Damit wäre dann aber auch 
statistisch erwiesen, Herr Präsident, daß der Preis- 
anstieg und sein unterschiedlicher Verlauf im we- 
sentlichen hausgemacht ist. Auf die anderen Fakto- 
ren werde ich gleich noch zu sprechen kommen. 

Gleichzeitig haben sich aber auch die Arbeitslo- 
senquoten und ihr Abstand zueinander im interna- 
tionalen Vergleich der europäischen Staaten über- 
wiegend erheblich verschlechtert. Die mittelfristi- 
gen Perspektiven bis 1978, die zum Beispiel der 
EG-Ausschuß für Wirtschaftspolitik prognostiziert 
hat — auch bei einem normalen Konjunkturverlauf, 
den Sie voraussetzen — , werden für die Europä- 
ische Gemeinschaft leider Gottes eine noch höhere 
Arbeitslosigkeit mit sich bringen. 

Aus dieser divergierenden Entwicklung der Risi- 
ken von Inflation und Arbeitslosigkeit in Europa 
sind primär zwei Schlußfolgerungen abzuleiten: Er- 
stens: Die bei vielen Regierungen herrschende Auf- 
fassung, nach der durch Inflation das wirtschaftli- 
che Wachstum gefördert und die Sicherheit der Ar- 
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beitsplätze gestützt werde, hat sich in der tatsächli- 
chen Entwicklung als totaler Fehlschlag erwie- 
sen. 

Zweitens. Die ökonomischen Ausgangspositionen 
der Mitgliedstaaten sind im Zuge dieser Entwick- 
lung so grundverschieden geworden und die regio- 
nalen und sozialen Ungleichgewichte nach wie vor 
so groß geblieben, daß das Vorhaben, zu einer 
Wirtschafts- und Währungsunion zu gelangen, vor- 
erst als gescheitert angesehen werden muß. Vor 
neuen Anfängen auf diesem Wege muß die Wieder- 
herstellung einer besseren und gleichgewichtigeren 
Ausgangslage stehen. 

Für die politische Praxis in Europa heißt dies 
konkret: 

Erstens. Angesichts der weltweiten Inflation, ei- 
ner rezessiven Schwächephase der Weltwirtschaft 
und strukturellerVeränderungeninden internationa- 
len Standortqualitäten der Industrieproduktion kön- 
nen die auch ohne den Ölfilm bestehenden be- 
trächtlichen Ungleichgewichte in der Gemeinschaft 
nicht durch Hintanstellung der weiterhin erforderli- 
chen Stabilisierungsaufgaben gelöst werden. Um zu 
verhindern, daß der zu verzeichnende Abschwung 
in Europa in eine Stabilisierungskrise abgleitet, 
kommt es darauf an, eine Phase der wirtschaftli- 
chen Entwicklung einzuleiten, durch die der er- 
wünschte Stabilisierungsprozeß bei Kosten und 
Preisen nicht gefährdet wird. Nur auf diesem Wege 
ist nach meiner Überzeugung die für die Sicherung 
des Wachstums und der Arbeitsplätze erforderliche 
Ertragskraft der Unternehmen in der Gemeinschaft 
und darüber hinaus in allen europäischen Ländern 
zu stärken. Die Risiken konjunktureller Arbeitslo- 
sigkeit werden dabei um so geringer sein, wenn die 
für die Wirtschaftspolitik verantwortlichen Instan- 
zen deutlich im voraus ihre Entschlossenheit zur 
Beibehaltung der stabilitätspolitischen Grundlinie 
ankündigen und dadurch eine stabilitätskonforme 
und ertrags stärkende Tarifpolitik erleichtern. 

Zweitens. Die Anpassungsprobleme in der Ge- 
meinschaft haben sich durch die Preispolitik der 
erdölfördernden Staaten bedrohlich verschärft. 

Herr Präsident, wir müssen es hier mit allem 
Nachdruck aussprechen: In den Verhandlungen 
zwischen den Ölproduzenten und den Industriestaa- 
ten und den Konsumenten in den Entwicklungslän- 
dern, die, wie wir hoffen, im März, im Frühjahr be- 
ginnen, muß ein Ziel erreicht werden, nämlich daß 
der ölpreis gesenkt wird. Die Einsicht in die gegen- 
seitige Abhängigkeit hat bisher vermocht, die 
Flucht innerhalb der europäischen Länder in den 
Protektionismus als letzten, verzweifelten Schritt 
und damit Gegenmaßnahmen anderer Länder und 
die Krise der Weltwirtschaft zu begrenzen. Aller- 
dings steht die Nagelprobe, wie wir in Deutschland 
sagen, noch aus. Wie ernst es die westliche Welt 
mit der vielbeschworenen internationalen Solidari- 
tät hält, wird sich erst bei den künftigen Verhand- 
lungen über die Erweiterung der Ölfazilitäten und 
das Auffangnetz gemäß dem Kissinger-Plan erwei- 
sen. Mehr noch als das Gelingen des sogenannten 


Recycling des Petro-Dollars wird es in den künfti- 
gen Jahren darauf ankommen, daß die Defizitländer 
mit dem Transfer von Ressourcen vor allem in die 
Ölländer fertigwerden. Ein Engerschnallen des Gür- 
tels und ein Herabschrauben der heimischen An- 
sprüche an das Sozialprodukt in den betroffenen 
Ländern wird darum unumgänglich sein. 

Drittens und letztens. Brächten die Industrielän- 
der indes nicht die hier geforderte Disziplin zur in- 
ternen Bereinigung der Ungleichgewichte innerhalb 
des Netzes an internationaler Solidarität auf, einer 
Solidarität, die eine Eskalation der politischen Kräf- 
te in den Ländern verhindern helfen soll, dann müs- 
sen sich die Ungleichgewichte und mit ihnen die 
wirtschaftspolitischen Zielkonflikte auch zwischen 
den europäischen Partnerländern ungemein ver- 
schärfen, und die Hoffnungen auf ein Gelingen 
der Koordinierung der Wirtschaftspolitiken in 
der Gemeinschaft müßten zu Grabe getragen 
werden. Der Zeitpunkt, Herr Präsident, wäre ab- 
zusehen, an dem eine Reihe von Ländern in 
einen Abwertungswettlauf und schließlich in 
einen von allen Partnerstaaten der EG nicht ge- 
wünschten Isolationismus ausscheren müßte. Mehr 
als je zuvor ist darum Europa für die Funkti- 
onsfähigkeit der Weltwirtschaft durch eigene Lei- 
stungen der europäischen Staaten und durch ge- 
meinschaftliche Anstrengungen gefordert. 

Lassen Sie mich zum Schluß, Herr Präsident, zum 
Kommunique eines sagen, das uns die beiden Her- 
ren Berichterstatter als Entwurf vorgelegt haben. 
Wir haben in unseren politischen Gruppen heute 
vormittag darüber diskutiert. Wir haben bei allem 
Bemühen, das wir seitens der beiden Herren Bericht- 
erstatter verzeichnen, ein gemeinsames Kommu- 
nique zu erstellen, festhalten müssen — und dies 
sage ich mit aller Deutlichkeit — , daß dieser Ent- 
wurf eines Kommuniques für uns nicht akzeptabel 
ist. Ich spreche hier nicht nur für die Christ- 
lich-Demokratische Gruppe, sondern glaube, auch 
im Namen der konservativen Unabängigen und 
einer Reihe von weiteren parlamentarisch-politi- 
schen Gruppierungen in diesem Hause, mit denen 
wir einen formellen Kontakt gehabt haben, zu 
sprechen. 

Wir sind mit dem Vorschlag zur Prozedur, 
den Sie, Herr Präsident, vorhin gemacht haben, 
einverstanden. Ich gehöre zu den Autoren eines 
Versuches eines Entwurfs für ein neues Kommuni- 
que — den ich hier nicht offiziell oder formell ein- 
bringen will — , von dem wir hoffen, daß es als Ba- 
sis für die Herren Berichterstatter, die Herren Prä- 
sidenten und den Vorsitzenden der Wirtschafts- 
kommission des Europarates dienen kann, um diese 
unsere heutige Debatte zusammenzufassen. Es ist 
ein kurzes Kommunique mit nur einigen wenigen 
wirtschaftlichen und politischen Prioritäten, die wir 
glauben setzen zu sollen. Ich wäre dankbar, wenn 
Sie, Herr Präsident, dieses unser projet pour un 
communique commun in Ihre fähigen Hände als 
Präsident nicht nur aufnehmen, sondern auch meh- 
ren würden. 
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Mittwoch, 22. Januar 1975 


Tagesordnungspunkt: 

Eröffnung des dritten Teils der 26. ordentlichen 
Sitzungsperiode 


Tagesordnungspunkt: 

Beziehungen zu den nationalen Parlamenten 

(Drucksache 3523) 

Berichterstatter: Abg. Hunt 


T a ge sordnungspunkt: 

Tätigkeitsbericht des Präsidiums, des Ständigen 
Ausschusses sowie des Ausschusses für die Be- 
ziehungen zu den nationalen Parlamenten und 
zur Öffentlichkeit 

(Druckache 3547) 

Berichterstatter: Abg. Vedovato, Präsident der 
Versammlung 

Anvrehn (CDU/CSU): Herr Präsident! Unser Kol- 
lege aus Griechenland hat uns deutlich gemacht, 
welche Hilfe es gewesen ist, daß der Europarat 
den Demokraten in Griechenland Beistand gegeben 
und seinen Beitrag geleistet hat, damit die Demo- 
kratie dort wieder Einkehr halten konnte und wir in 
unserem Kreise heute erneut griechische Kollegen 
begrüßen können. 

Namens der christlich-demokratischen Gruppe 
möchte ich den Worten, die Sie dazu schon gesagt 
haben, ausdrücklich unseren eigenen Willkom- 
mensgruß hinzufügen. Die Bedeutung unserer Ar- 
beit sehen wir gerade an dem Beispiel Griechen- 
lands bestätigt. Wir dürfen dort, wo wir manchmal 
verzagen möchten, nicht verzagen. Wir haben hier 
einen Beitrag zur Wiederherstellung der Demokra- 
tie in einem Teil Europas leisten können. 

Lassen Sie mich hinzufügen, daß auch die Auf- 
nahme Liechtensteins als eines Beobachters in un- 
serem Kreise ein Zeichen dafür ist, wie sehr unsere 
Arbeit geschätzt wird und in wie hohem Maße es 
gerade für Liechtenstein Anlaß gegeben hat, hier 
mitzuwirken; denn wir haben in all den Jahren un- 
sere Arbeit trotz des oft nicht ausreichenden politi- 
schen Feldes auf den Prinzipien der Sicherung der 
Menschenrechte begründet, so wie es der Kollege 
aus Liechtenstein eben selber formuliert hat. 

Sie, Herr Präsident, haben nach dem Bericht, den 
Sie uns gegeben haben, wohl das Recht und die 
Erwartung, daß Sie auf diesen Bericht heute in 
der Versammlung eine Resonanz erfahren. Lassen 
Sie mich zwei Punkte davon herausgreifen. 

Der eine Punkt bezieht sich darauf, daß Sie 
gesagt haben, daß unsere Tagesordnungen nicht 


geringer, sondern eher überladen worden sei- 
en. Ich teile diese Meinung. Ich teile auch Ihre An- 
sicht, daß schon in den Ausschüssen frühzeitig eine 
gewisse Selbstenthaltung geübt werden muß, wenn 
unsere Beratungen sowohl in den Ausschüssen als 
auch im Plenum intensiv sein sollen, wenn sie einen 
Erfolg haben sollen, wenn sie uns zu Erkenntnissen 
und Entschlüssen führen sollen, die Beachtung fin- 
den. Ich glaube mit Ihnen, daß hier weniger manch- 
mal mehr sein kann. 

Deswegen möchte ich ausdrücklich Ihren 
Wunsch unterstützen, die Tagesordnungen in Zu- 
kunft restriktiver zu gestalten, damit wir die Punk- 
te, die wir behandeln, dafür um so gründlicher 
behandeln können und auch erreichen, daß die 
Versammlung bei den einzelnen Themen zahlreich 
genug vertreten ist. Dann müssen wir nicht wieder- 
holt sehen, wie in späteren Abendstunden bei län- 
gerer Beratung von Themen Kollegen den Saal ver- 
lassen. 

Lassen Sie mich den zweiten Punkt hervorheben. 
Sie haben Ihren Wunsch angedeutet, daß unsere 
Versammlung in Zukunft über die Mittel, die ihr im 
Haushalt zur Verfügung gestellt werden, frei verfü- 
ge. Ich glaube, der Zeitpunkt ist gekommen, zu dem 
wir vom Ministerkomitee und von den nationalen 
Regierungen, die hinter ihm stehen, nicht nur wün- 
schen, sondern verlangen müssen, daß diese Ver- 
sammlung um ihrer Bedeutung willen einen abge- 
rundeten pauschalen Haushaltsbetrag bekommt, 
über den im einzelnen nicht wieder der Ministerrat, 
sondern diese Versammlung selber verfügt. Es ist 
ein unwürdiger Zustand, wenn die Versammlung 
nicht imstande ist, ein Sachverständigengutachten 
in Auftrag zu geben, weil ein Ministerkomitee oder 
eine Budgetkommission glaubt, die Ausgabe dafür 
sei zu hoch angesetzt. Das ist kümmerlich. Wir müs- 
sen das Recht fordern, darüber in eigener Unabhän- 
gigkeit zu befinden. 

- Auch in diesem Punkt Herr Präsident, sollten wir 
alle den von Ihnen ausgedrückten Wunsch unter- 
stützen. Ich weiß, wie sehr Sie darum gekämpft ha- 
ben. 

Wer Zeuge der letzten Beratung des Comite mixte 
gewesen ist, weiß, wie sehr Sie sowohl die formel- 
len Rechte der Versammlung als auch ihren politi- 
schen Anspruch verteidigt haben. Aber indem ich 
sehe und ausspreche, daß Sie, Herr Präsident, ge- 
nötigt waren, die Rechte der Versammlung zu ver- 
teidigen, kommt eben leider auch zum Ausdruck, in 
welchem Zustand sich dieses Europa gegenwärtig 
befindet. Und indem Sie im Zusammenhang mit der 
20- Jahr-Feier von der Notwendigkeit einer Neubele- 
bung des Europarates gesprochen haben, ist gleich- 
zeitig zum Ausdruck gekommen, wie sehr der 
Europarat eine Neubelebung nötig hat. 

Sie, Herr Präsident, haben Ihr Amt in einem Zeit- 
punkt angetreten, als mancher gehofft hat, durch 
die Entschlüsse der Regierungen werde nun endlich 
ein Schritt zu einem stärkeren, integrierten Europa 
vorwärts getan. Aber wieder haben unsere Hoff- 
nungen getrogen. 
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Wir müssen heute leider feststellen, daß wir 
trotz aller Bemühungen eher einen Rückfall in na- 
tionale Kompetenzen erleben. Wir erleben, daß je- 
der gelegentlich sein eigenes Fell zu retten ver- 
sucht, ohne zu erkennen, daß die Europäer sich 
ihre Freiheit überhaupt nur in der vollen Integra-» 
tion werden erhalten können. 

In einer Zeit, in der vielleicht die Not selbst die 
Europäer dazu zwingt, zueinander zu finden, haben 
Sie, Herr Präsident, die Bedeutung des Europarates 
nicht nur immer wieder hervorgehoben, sondern 
auch persönlich dafür gekämpft. Es wird unsere ge- 
meinsame Aufgabe bleiben, als die Stimme der Völ- 
ker Europas, soweit sie frei sind, im Namen dieser 
Völker die Integration auch immer gerade dann zu 
fordern, wenn die Zeichen auf Sturm stehen. Dafür, 
daß Sie dies in ihrer Amtszeit mit Mut, Entschlos- 
senheit und Zielstrebigkeit getan haben, möchte 
auch ich Ihnen ausdrücklich und herzlich danken. 

Richter (SPD): Herr Präsident! Lieber Kollege Ve- 
dovato! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Um 
Wiederholungen zu vermeiden, möchte ich hier nur 
einen ganz besonderen Aspekt anschneiden. Im 
Verlauf der vergangenen drei Jahre hat die Parla- 
mentarische Versammlung des Europarates auf An- 
regung des Ausschusses für Wissenschaft und 
Technologie, dem vorzusitzen ich gegenwärtig' die 
Ehre habe, mit Ihrer Unterstützung, Herr Präsident, 
ein umfassendes Programm betreffend wissen- 
schaftliche Zusammenarbeit aufgestellt. Die von 
dieser Versammlung eingesetzten Arbeitsgruppen 
haben das Ziel, Begegnungen zwischen europä- 
ischen Wissenschaftlern aller an den gleichen Vor- 
haben beteiligten Fachrichtungen zu fördern, einen 
Informationsaustausch zwischen Wissenschaftlern 
zu sichern und eine Abstimmung der Forschungs- 
programme zu ermöglichen, an denen wir Politiker 
in ganz besonderem Maße interessiert sind. Unsere 
Rolle hier hat sich eindeutig auf die Rolle eines Ka- 
talysators beschränkt. Die Außenwirkung, die vqu 
dieser Versammlung ausging, war jedoch gewaltig. 

Ich möchte hier an die Stunde erinnern, die wir 
zusammen mit Ihnen, Herr Präsident, beim Europä- 
ischen Gerichtshof erlebt haben, als der Comman- 
der von „Apollo 16", Charly Duke, uns die Fahne 
des Europarates überbrachte, die er vom Mond zu- 
rückführte, und als er uns über die Ergebnisse des, 
ersten europäischen Experimentes „BIOSTACK" 
berichtete, zu dem die Initiative zum Teil auch von 
diesem Hause ausging. Ich weiß, wie schwer es 
war, unsere Tätigkeiten zu ermöglichen, gegenüber 
den Vertretern der Regierungen, gegenüber den stän- 
digen Vertretern durchzusetzen. Ich weiß, Herr Prä- 
sident, in welchem Umfang Sie sich in den Haus- 
haltsberatungen für diesen Bereich engagiert haben. 

Ich möchte Ihnen weiter dafür danken, daß Sie 
auch für ein anderes Anliegen meines Ausschusses 
engagiert kämpften. Ich meine das Feld der Daten- 
verarbeitung. Hier teilten Sie mit uns die Sorge, ob 
— und in welchem Umfang — Parlamentarier be- 
fähigt bleiben, Kontrolle auszuüben. Sie waren mit 
uns der Meinung, daß das Mittel der Datenverar- 
beitung ein Mittel sein muß, das in diesem Hause 


und auch bei den nationalen Parlamenten in ver- 
stärktem Umfang zugänglich sein muß. Ich möchte 
mich als Vorsitzender des Ausschusses bei Ihnen 
für Ihre Innervation in Richtung auf die nationalen 
Parlamente bedanken. 

Lassen Sie mich als Sprecher der deutschen Dele- 
gation noch ein Wort sagen. Ich bedanke mich für 
Ihre Amtsführung, Sie haben Ihr Mandat so ausge- 
übt, wie wir es erwartet haben. 

Ich möchte ein weiteres Wort als deutscher 
Sozialdemokrat in Abstimmung mit dem Vorsitzen- 
den der sozialistischen Fraktion hier in diesem 
Hause, Karl Czernetz, und in Abstimmung mit sehr 
vielen Kollegen meiner Fraktion sagen: Wir haben 
uns über die Art und Weise gefreut, in der Sie neu- 
tral und genau Ihr Mandat wahrgenommen haben. 
Wir haben niemals Anlaß gehabt, uns auf Grund 
der Tatsache, daß Sie aus einer anderen Fraktion 
gewählt wurden, benachteiligt zu fühlen. Dies war 
ein gutes Bild. Als Sozialdemokrat möchte ich Ih- 
nen dafür danken. 


Tagesordnungspunkt : 

Achter Zweijahresbericht der FAO — 
Welternährungskonferenz 

(Drucksachen 3510, 3540 und 3541) 

Berichterstatter: Abg. Farr 

Ansprache des Generaldirektors der Organisation 
für Ernährung und Landwirtschaft (FAO) f A. Hen- 
drik Boerma 

Richter (SPD): Herr Präsident! Mit Ihrer Geneh- 
migung möchte ich dem Herrn Generalsekretär Bo- 
erma eine vergleichbare Frage stellen. Ich komme 
ähnlich wie Herr Osbom, der vorhin gesprochen 
hat, aus dem Bereich der Technologie. Mich inter- 
essiert dieses Thema in starkem Maße. Ich habe an 
den Beratungen des Ausschusses als stellvertreten- 
des Mitglied teilgenommen und mit großem Interes- 
se die Anstrengungen des Ausschusses am Schluß 
würdigen können. 

In dem Bericht, den Kollege Bizet vorgelegt hat, 
war das, was Sie, Herr Generalsekretär, in Ihrer 
letzten Beantwortung gesagt haben, bereits zu er- 
heblichen Teilen enthalten. Mich interessiert, ob es 
lohnenswert ist, das vom Kollegen Bizet vorge- 
schlagene Feld des biologischen Landbaus aus der 
Sicht der Welternährungsorganisation noch in ir- 
gendeiner Form wissenschaftlich zu überprüfen, 
und ob Sie eine Tendenz in der Richtung sehen, 
daß man Anstrengungen, wie sie hier dargestellt 
worden sind, möglicherweise sogar auch in Mittel- 
europa noch in irgendeiner Form intensivieren 
könnte. 

Zweitens stellte ich die Frage: Ist es überhaupt 
vorstellbar, daß es zu irgendeinem Zeitpunkt einen 
Wettbewerb zwischen beiden Formen der Landwirt- 
schaft gibt zwischen der intensiven Landwirtschaft, 
die in Europa die Regel ist und den anderen Metho- 
den? Nach Ihrer Beantwortung der vorigen Frage 
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schätze ich, daß Sie das doch noch mehr bei den 
Entwicklungsländern usw. einordnen würden wie in 
Kenia. 

Generaldirektor Boerma antwortet , seine Organi- 
sation sehe die größten Probleme im Bereich der 
Entwicklungsländer . Hier gelte es, zunächst wenig- 
stens die Möglichkeiten der biologischen Düngeme- 
thoden zu fördern und auszunutzen, solange dar- 
über hinaus keine Mittel für künstlichen Dünger 
zur Verfügung stünden. Er wolle in diesem Zusam-> 
menhang darauf aufmerksam machen, daß Dünge- 
mittelhilfe um ein Vielfaches billiger und effektiver 
sein könne als Nahrungsmittelhilfe. Die zweite Fra- 
ge verneinte er. In den meisten Entwicklungslän- 
dern seien sozialpolitische Maßnahmen vorerst ent- 
scheidend, um eine dringend notwendige landwirt- 
schaftliche Produktionserhöhung zu ermöglichen. 

Lagershausen (CDU/CSU); Herr Präsident! Herr 
Generaldirektor Boerma und auch unser Berichter- 
statter, Mr. Farr, haben die Problematik des heuti- 
gen Themas eigentlich erschöpfend dargestellt. Ge-, 
statten Sie mir dennoch, mit drei Fragen noch ein- 
mal in einige Punkte dieses Themas wieder einzu- 
dringen. 

Herr Generaldirektor, halten Sie es unter Beach- 
tung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit — 
das haben Sie an sich schon bei der Aufzählung de? 
Prioritäten vorhin dargelegt — und des gestiegenen 
akuten Mangels an Nahrungsmitteln für möglich 
und für richtig, den Entwicklungsländern bei der 
Errichtung von Produktionsanlagen für Kunstdün- 
ger und Pflanzenschutzmittel zu helfen, und glau- 
ben Sie, daß damit die direkte Lieferung von Nah- 
rungsmitteln auch kurzfristig ersetzt werden könn- 
te? 

Als Folge der gestiegenen ölpreise haben die 
ölexportierenden Länder ja erhebliche Gewinne zu 
verbuchen. Ich frage nun, ob Sie Möglichkeiten se- 
hen und welche Möglichkeiten Sie sehen, einen 
Teil dieser Gewinne in die Entwicklungsländer flie- 
ßen zu lassen, um die Nahrungsmittelproduktion 
dort positiv zu beeinflussen. 

Zuletzt darf ich Sie noch bitten, sich zu der Frage 
zu äußern, welche Möglichkeiten es gibt, die unter 
das sogenannte industriekooperative Programm fal- 
lenden, sehr ermutigenden Aktivitäten in die Ent- 
wicklungspläne von sich eigenständig entwickeln- 
den Ländern einzubeziehen. 

Generaldirektor Boerma antwortet zur ersten Fra- 
ge, die Kunstdüngerproduktion lasse sich in vielen 
Entwicklungsländern steigern durch Verbesserung 
des Ausnutzungsgrades vorhandener Anlagen und 
Errichtung neuer Anlagen, die z. B. in Ölförderlän- 
dern kostengünstig betrieben werden könnten, wo 
man bisher noch riesige Mengen Gas abfackelt. Lei- 
der bestehe Mangel an Experten für die Errichtung 
von Produktionsanlagen für Dünge- und Schäd- 
lingsbekämpfungsmittel. — 

Hinsichtlich der zweiten Frage weist er darauf 
hin, daß einige Ölländer in Prozentzahlen des 


Volkseinkommens bereits mehr Hilfe leisten, als 
die Industrieländer. Jedoch halte er es für möglich, 
daß durch Rückschleusung von Öldollars auch die 
landwirtschaftliche Produktion in Entwicklungslän- 
dern gefördert werden könne. Ein Beispiel dafür 
biete die Initiative der Ölländer der bei der Welter- 
nährungskonferenz zur Errichtung eines Entwick- 
lungsfonds. — 

Zur dritten Frage erwidert er, die FAO habe in 
zahlreiche Länder Planungsexperten entsenden kön- 
nen, die den Ministerien nicht nur Planungsinfor- 
mation bieten, sondern mit ihnen auch die Möglich- 
keiten der Zusammenarbeit auf dem Investitions- 
sektor mit den industriellen Gruppen erörtern. 

Frau Dr. Woli (CDU/CSU) : Herr Generaldirektor, 
ich möchte mich bei Ihnen dafür bedanken, daß Sie 
uns ein letzten Endes doch hoffnungsvolles Bild ge- 
zeichnet und dargelegt haben, daß die Erzeugung 
von Nahrungsmitteln in der Welt durchaus erheb- 
lich gesteigert werden kann, wenn die Vorausset- 
zungen dafür geschaffen werden. Nach Ihren Dar- 
stellungen und nach meiner Überzeugung sind im 
Bereich der technischen Landwirtschaft die Voraus- 
setzungen bereits heute gegeben. Wir haben ja an 
vielen Stellen — dort, wo Dürre herrschte — Be- 
wässerungssysteme eingeführt. Wir sind, glaube 
ich, in der Lage, die Fluten heute besser zu steuern, 
als es früher der Fall gewesen ist. Ich bin auch 
überzeugt, daß die technischen Kenntnisse so groß 
sind, daß sie ausreichen, um zu dieser Steigerung 
der Erzeugung von Nahrungsmitteln beizutragen. 

Sie haben in einer Ihrer Antworten ein Problem 
angesprochen, auf das ich noch einmal eingehen 
1 möchte, nämlich das Problem der Motivation und 
Mobilisierung der Bevölkerung in den Entwick- 
lungsländern. Nach meiner Überzeugung und auch 
nach einigen Kenntnissen, die ich in - Entwicklungs- 
ländern gesammelt habe, haben wir es hier mit ei- 
nem außerordentlich schwierigen Problem zu tun. 

Es gibt durchaus Möglichkeiten, mehr Nahrungs- 
mittel zu erzeugen. Diese Möglichkeiten werden je- 
doch nicht genutzt, weil die Bevölkerung gar nicht 
bereit ist, zum Beispiel ein Reisfeld zu bebauen, 
also die schwierige Arbeit des Reisanbaus zu ver- 
richten oder von einer extensiven Viehwirtsöhaft 
zu einer intensiven Viehwirtschaft überzuwech- 
seln. 

Ich möchte Sie fragen, ob die FAO sich an den 
Regionalplanungen beteiligt, in denen auch dieses 
Problem eine große Rolle spielt, und möchte gerne 
wissen, ob und in welcher Weise die notwendigen 
sozialen Maßnahmen, um zum Beispiel die Land- 
flucht zu verhindern, koordiniert werden, ob sie mit 
in ihr Programm eingehen, ob UNDP sich mit die- 
sem Problem befaßt, in welcher Weise Sie also die- 
sem meines Erachtens außerordentlich schwierigen 
Problem gerecht werden. 

Generaldirektor Boerma sagt, Mobilisierung und * 
Motivation der Bevölkerungen auf eine höhere 
landwirtschaftliche Produktion hin werde von allen 
Hilfsorganisationen in ihrer entscheidenden Bedeu- 
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tung erkannt, jedoch müsse zugegeben werden, daß 
die Methoden zur Stimulierung noch nicht genü- 
gend entwickelt seien. Hier müsse Beratungsarbeit 
an der Basis, d. h. bei den Männern und Frauen in 
den Dörfern geleistet werden. Auf diese Arbeit 
gründeten sich die Hoffnungen für die Zukunft. 


Tagesordnungspunkt: 

Methoden und Tendenzen der biologischen 
Landwirtschaft in Europa 

(Drucksache 3524) 

Berichterstatter: Abg. Bizet 

Marquardt (SPD): Herr Präsident! Verehrte Kol- 
leginnen und Kollegen! Ich habe im Agrarausschuß 
dem heute vorgelegten Bericht nicht zugestimmt 
und werde mich auch hier der Stimme enthalten. 
Ich tue dies nicht deshalb, weil ich diesen Bericht 
kritisieren möchte; ich will ausdrücklich sagen, daß 
ich die abwägende Beurteilung durch den Bericht- 
erstatter zu schätzen weiß und den Bericht für eine 
gute Dokumentation halte. Meine Skepsis richtet 
sich dagegen, wie der Gesamtkomplex initiativ be- 
handelt worden ist. 

Der Bericht macht doch deutlich, daß die soge- 
nannte biologische Landwirtschaft eine relativ ge- 
ringe Bedeutung hat. Was die Bezeichnung „biolo- 
gische Landwirtschaft" betrifft, so ist es so, daß 
hier eine bestimmte Anbaurichtung einen Begriff 
für sich requiriert hat. Ich meine, zum Teil unbe- 
rechtigt. Denn die biologische Anbauweise kommt 
- — ■ zumindest teilweise — nicht ohne chemische 
Mittel aus. Umgekehrt kann man doch nicht sagen, 
daß die klassische Landwirtschaft unbiologisch ar- 
beitet Hier wird also ein Stück Etikettenschwindel 
betrieben. 

Was die Bedeutung der biologischen Landwirt- 
schaft betrifft, bin ich der Meinung, daß sie sich 
nach dem Stand aller Erkenntnisse nicht wesentlich 
erweitern wird. Auch finde ich, daß sie ernstlich 
keine Alternative zur klassischen Landwirtschaft 
darstellen kann. Natürlich hat die biologische 
Landwirtschaft für sich ihren Wert. Nur wird da§ 
ganze für einige, die biologische Landwirtschaft be- 
treiben, mehr und mehr zur Weltanschauung. Das 
Vertreten von Weltanschauungen aber führt 
manchmal zum Dogmatismus und zu Eifertum. In 
diesem Falle dahin, daß ihre Auffassung vom land- 
wirtschaftlichen Anbau die allein gültige zu sein 
hat. Das ist das, was mich bei diesem Bericht 
stört. 

Nun zur Anwendung von Mineraldünger, von 
chemischen Schädlingsbekämpfungs-, Unkrautver- 
tilgungs- und Pflanzenschutzmitteln. Diese Mittel 
sind doch nicht nur ein Übel, das Umwelt und Ge- 
sundheit gefährden kann, sondern sie dienen auch 
dazu, überhaupt eine wirtschaftliche und rationel- 
le Produktion zu ermöglichen. Eine Produktion, die 
eine ausreichende und kostengünstige Lebensmittel- 


erzeugung und damit auch die Versorgung der 
Welt mit Lebensmitteln garantiert. Darüber haben 
wir vorhin ja einiges von Herrn Boerma gehört. 

Worauf es nach meiner Meinung allein ankommt, 
ist, daß die chemischen oder mineralischen Mit- 
tel sinnvoll und eingeschränkt angewendet werden 
und daß ihre Anwendung kontrolliert wird. Auch 
Kochsalz ist ein natürliches Mittel, in großen Men- 
gen genommen aber ist es schädlich. Ähnlich muß 
man die Sache bei den hier diskreditierten Mitteln 
sehen. Ich meine, daß auf diesem Gebiet doch im- 
mense Fortschritte zu verzeichnen sind. Auch der 
Agrarausschuß dieser Versammlung hat in dieser 
Richtung gewirkt, und in fast allen Staaten ist die 
Gesetzgebung bezüglich der Anwendung von Pflan- 
zenschutz- und Düngemitteln erheblich verschärft 
worden. Selbst wenn dies aber nichts genützt haben 
sollte, hat die Entwicklung der Preise für diese Mit- 
tel zu Einschränkungen ihrer Anwendung beigetra- 
gen. 

In der Bundesrepublik Deutschland haben wir 
beispielsweise ein neues Lebensmittelrecht verab- 
schiedet, durch das an die gesundheitliche Qualität 
von Lebensmitteln neue, ganz strenge Maßstäbe ge- 
legt werden. Andererseits haben wir auch — und 
das berührt den heutigen Problemkreis — die ge- 
sundheitsbezogene Werbung eingeschränkt. Denn 
auch mit der Behauptung, etwas sei von besonde- 
rem gesundheitlichen Wert, ist der Verbraucher oft 
sehr getäuscht worden und hat sehr viel für nicht 
viel Besseres bezahlen müssen. 

Ich habe an sich nichts gegen den Auftrag, der 
mit der Vorlage ausgesprochen werden soll. 

Mein Land hat national manches von dem, was 
jetzt angeregt wird, in Arbeit genommen und For- 
schungsaufträge vergeben. 

Lassen Sie mich aber völlig ungeschützt und un- 
geschminkt folgendes sagen. Ich frage mich, ob der 
Ministerrat keine wichtigeren Aufgaben hat, als 
daß man ihm solche neuen detaillierten Aufgaben 
aufträgt. Ich finde, diese Versammlung ist gut bera- 
ten, auch Minderheitenprobleme aufzugreifen. Das 
zeichnet diese Versammlung aus. Aber man sollte 
die Prioritäten nicht völlig verschieben, vor allem 
deshalb, weil man unter Umständen Erwartungen 
weckt, die nachher nicht realisiert werden können, 
und daß in manchem auch eine falsche Publizistik 
entwickelt wird. 

Ich habe auch die Befürchtung, daß die her- 
kömmliche Landwirtschaft — zum Teil durch aus- 
zugsweise Berichterstattung — hier diskreditiert 
wird. Ich meine, das hat sie bei dem, was sie an 
Leistung erbracht hat, nicht verdient. Indirekt wird 
die herkömmliche Landwirtschaft hier in Nachteil 
gesetzt. 

Ich meine, daß alle Initiativen aus und in diesem 
Haus nach Aufwand und Nutzen abgewogen wer- 
den müssen. Bei dem Problem, das wir hier aufrei- 
ßen, stehen Aufwand und Nutzen nicht im rechten 
Verhältnis zueinander. 

Ich werde mich deshalb der Stimme enthalten. 
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Tagesordnungspunkt: 

Fünfundzwanzig Jahre kulturelle 
Zusammenarbeit in Europa 

(Drucksache 3525) 

Berichterstatter: Abg. Karasek 

Tagesordnungspunkt: 

Die Rolle von Rundfunk und Fernsehen in der 
demokratischen Gesellschaft 

(Drucksache 3520) 

Berichterstatter: Abg. Dr. Schwencke 

Dir* Schwenke (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Mancher Kollege 
und auch mancher Journalist wird sich wahrschein- 
lich fragen, ob es wirklich notwendig ist, daß sich 
nun auch der Europarat mit Fragen der Telekom- 
munikation befaßt, wo sich doch fast alle nationa- 
len Parlamente — teilweise in besonderen Exper- 
tenausschüssen — dieser Frage annehmen. Aber, 
ich glaube, Herr Präsident, meine Damen und Her- 
ren, nach Kenntnis aller Diskussionen, die bislang 
stattfanden, sind in unseren nationalen Parlamenten 
auch die Horizonte nationale gewesen, während 
wir, der Ausschuß für Kultur und Erziehung, gera- 
de die Telekommunikation als eine eminent euro- 
päische Frage betrachten. Die politische Verant- 
wortung, die dafür insbesondere auf die Parlamen- 
tarier zukommt, ist groß und muß auch einer Parla- 
mentarischen Versammlung des Europarats zuge- 
mutet werden können. 

Sie wissen aus den vorausgegangenen Ausschuß- 
berichten, daß dieser medienpolitische Report in ei- 
nem größeren Zusammenhang mit Erkenntnissen 
steht, die wir Ihnen jeweils nach entsprechenden 
Kolloquien oder Symposien vorgelegt haben. 

Der Auftrag dieser Versammlung an unseren 
Ausschuß lautete, ein europäisches Telekommuni- 
kationsmodell zu entwickeln, das längerfristig zu 
einer europäischen Konvention führen soll. Wer 
von Ihnen diesen Bericht, so umfassend er gerade 
auch im Hinblick auf sein Anhangsmaterial ist, ge- 
nauer gelesen hat, wird die ganze politische Weite 
der Diskussion ermessen können, die auf uns zu- 
kommt. Und er wird schnell feststellen, daß der Re- 
port nicht mehr als ein Zwischenbericht sein kann, 
dem weitere folgen müssen; zur Mitarbeit laden wir 
die Kollegen in diesem Haus herzlich ein. 

Wegen notwendiger Weiterarbeit haben wir alle 
Referate und alle wichtigen Stellungnahmen wäh- 
rend des Kolloqiums in München im Anhang beige- 
fügt. Ich darf an dieser Stelle dem Sekretariat für 
die außergewöhnliche, gute und fleißige Koopera- 
tion danken. Ich kann mir vorstellen, daß dieses 


Dokument gerade auch für die nationalen Debatten 
nützlich sein wird. 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, dies, einleitend vorausgeschickt, läßt den 
Rahmen erkennen, in dem wir im Juni vergangenen 
Jahres im Münchener Haus des Rundfunks über die 
Frage der Rolle und des Managements von Rund- 
funk und Fernsehen in einer demokratischen Ge- 
sellschaft diskutiert haben. Es ist die Fortsetzung 
des Kolloquiums zur Freiheit des künstlerischen 
Ausdrucks, das ein Jahr zuvor in Florenz statt- 
fand. 

Die vier Entschließungen, die wir Ihnen vorge- 
legt haben, sind die wie üblich kurze Fassung von 
Erkenntnissen, Ergebnissen und Anregungen, die 
wir weiterhin als verfolgenswert erachten. Dieses 
Dokument 3520 liegt Ihnen vor. 

Lassen Sie mich nun, Herr Präsident, meine Da- 
men und Herren, kurz fünf Punkte vortragen, die 
sich inhaltlich meines Erachtens auf die wichtig- 
sten substantiellen Bestimmungen konzentrieren, 
die ich als originär politisch ansehe. 

Erstens. Die Debatte über die Rolle der Telemas- 
senmedien ist die Konsequenz aus der Erkenntnis, 
die dieser Ausschuß im Florenzer Symposium zur 
Freiheit des künstlerischen Ausdrucks und zur Rol- 
le des Künstlers in der demokratischen Gesellschaft 
gewonnen hat. Das Grundrecht des Künstlers auf 
freien künstlerischen Ausdruck muß dann konse- 
quenterweise aber wohl auch heißen, daß der je- 
weilige Journalist — auch der Fernseh- und Rund- 
funkjournalist — für das verantwortlich ist, was er 
sendet. Das hieße, daß wir bei der Konstruktion un- 
serer Rundfunkanstalten fragen müssen, ob dies 
nicht eher qualifiziert zu gewährleisten wäre als 
die globale, sehr wenig greifbare politische Verant- 
wortung des maßgebenden zuständigen Ressortlei- 
ters oder gar Intendanten. 

Zweitens. Der öffentliche Dienst von Rundfunk 
und Fernsehen muß vier substanzielle Bereiche 
sicherstellen, a) Information und Nachrichten, b) 
Kultur und Erziehung, wobei die Erwachsenenbil- 
dung und politische Bildung einen besonderen 
Schwerpunkt bildet, c) Diskussion und Wiederspie- 
gelung der Meinungsvielfalt, also ein Angebot auch 
von Alternativen, und d) die Förderung der künst- 
lerischen und ästhetischen Ausdrucksfähigkeit. 

Als weiteren Gesichtspunkt darf ich noch hinzu- 
fügen, allerdings mehr als eine Fußnote, da wichtig 
genug, um auch hier diskutiert zu werden: Qualität 
und demokratische Funktionsfähigkeit von Presse- 
und Rundfunkmedien hängen nicht zuletzt auch 
von dem Maß sozialer Unabhängigkeit und von der 
Aus- und Fortbildung der in Presse, Rundfunk und 
Fernsehen Tätigen ab. Ich glaube, dieser Gesichts- 
punkt darf bei der künftigen Behandlung nicht aus 
unserem Blickfeld geraten, gerade wegen der jetzi- 
gen Situation, in der diese Frage auf Grund der 
sparsamen Haushalte noch mehr Relevanz erhält. 

Ich fahre in der Aufzählung der fünf essentiellen 
Punkte fort und nenne als dritten wichtigen Punkt 
die Wahrung des Gleichheitsprinzips. Nicht nur der 
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Majorität soll ein Programm angeboten werden, 
sondern auch die Minoritäten müssen eine Chance 
haben, ihr Angebot zu erhalten; denkbar in Form 
unserer Dritten Programme, aber möglichst nicht 
total weggedrängt aus den Hauptsendungen. Dieses 
gründet darauf, daß wir die Öffentliche Telekommu- 
nikation als ein Stück Dolmetsch und Verantwor- 
tung-Tragen für die Meinungsvielfalt der Menschen 
in dieser Gesellschaft begreifen. 

Der vierte wichtige Punkt betrifft die Kontrolle. 
Sie ist ein Hauptpunkt. Wir haben uns in dem 
Münchner Symposium sehr intensiv mit der Frage 
befaßt, welche Möglichkeiten es dafür gibt. Wir 
sind davon ausgegangen, daß grundsätzlich keiner- 
lei Eingriffe von der Art gestattet werden dürften, 
die a priori etwa durch kommerzialisierte Fernseh- 
und Rundfunkanstalten stattfinden. In der Bundes- 
republik Deutschland haben wir, wie Sie wissen, 
sehr viele andere Kontrollorgane als beispielsweise 
in Frankreich oder Italien. Darüber wird bei 
uns gegenwärtig weniger heiß diskutiert als in an- 
deren Ländern; dabei haben wir weder so etwas 
wie einen Hörer- und Seherrat. Wie sollte sich ein 
solcher auch zusammensetzen? Wie kann man eine 
derart qualifizierte Zusammensetzung erreichen, 
daß nicht das eintritt, wovor uns die englischen 
Kollegen gewarnt haben? 

Fünftens. In unserer Gesellschaft gewinnen Rund- 
funk und Fernsehen immer größere Relevanz; diese 
Medien sind für kein Glied unserer Gesellschaft 
aus seinem täglichen Leben hinwegzudenken. Da- 
mit wächst aber auch die politische Verantwortung 
innerhalb dieser Demokratie: nach unserer Auffas- 
sung nicht nur für ein nationales Aufgabenfeld, 
sondern auch für ein deutlich europäisch bestimm- 
tes. Eine „Europawelle " wurde diskutiert, die ge- 
wissermaßen überall anzapfbar sein müßte. Ferner 
wurde ein meines Erachtens mehr realistischer 
Vorschlag unterbreitet, nämlich den Versuch zu 
machen, jeweils im Anschluß an die nationalen und 
weltpolitischen Nachrichten auf Grund einer beson- 
deren Nachrichtenspeicherung gebündelte europä- 
ische Nachrichten zu senden. Es wurde eine Fülle 
von Vorschlägen gemacht, über die das Dokument 
im einzelnen Auskunft gibt, so daß ich es mir er- 
sparen kann, sie vorzutragen. 

Das Ziel ist letztlich, wie schon gesagt, eine eu- 
ropäische Medienkonvention zu schaffen. Dies hier 
Vorgelegte ist eine Vorstudie dazu. Einige wichti- 
ge, substantielle Schritte dahin sind in diesem Be- 
richt und namentlich in der Ihnen vorliegenden 
Entschließung aufgezeigt. Dieser Bericht wird eu- 
ropapolitisch, wie ich hoffe, die Fragestellung in 
dem medienpolitischen Horizont ein bißchen wei- 
terbringen. Bislang sind, wie ich meine — und das' 
gilt sicherlich nicht allein für die Diskussion in der 
Bundesrepublik Deutschland — die europäischen 
Aspekte weitgehend auch als medienpolitische 
Aspekte unbedacht geblieben. Selbst dort, wo sie 
sich von der Sprache her anbietet, ist die Kommuni- 
kation mehr oder weniger zufällig, tatsächlich jeden- 
falls sehr selten geplant verlaufen. Ich möchte es 
wagen, folgenden Satz zu formulieren: Die Leute, die 
sich mit Kommunikation und Kommunikationspolitik 


beschäftigt haben und beschäftigen, waren sehr 
wenig kommunikativ miteinander. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang allerdings 
einen Aspekt hervorheben: auf dem Gebiete der 
Entwicklung der Technologien schreiten wir immer 
weiter voran. Diese Entwicklung ist international, 
schon wegen der Interessen der jeweiligen — mei- 
stens multinationalen — Konzerne, die in diesem 
Aufgabenbereich ihre Geschäfte machen. Wir dür- 
fen uns als Politiker, insbesondere als Medienpoliti- 
ker, nicht durch eine fortschreitende technologi- 
sche Entwicklung unsere politische Tagesordnung 
bestimmen lassen. Wir selbst müssen diese Tages- 
ordnung bestimmen und die Technik in den Dienst 
unserer politischen Forderungen stellen. 

Wir haben einige Empfehlungen an den Minister- 
rat formuliert, und zwar so zurückhaltend wie mög- 
lich und doch so präzis wie nötig. Ich möchte dar- 
auf jetzt unter zwei Gesichtspunkten eingehen. 
Was die Mindestforderungen für einen nationalen 
Fernsehdienst angeht, so haben wir eine diesbezüg- 
liche inhaltliche Bestimmung nicht in die Entschlie- 
ßung selbst aufgenommen, sondern als Appendix 
angehängt. Ich möchte Sie darauf hinweisen, daß es 
sich hier um einen Katalog handelt, der zwar viel- 
leicht nicht vollkommen ist, aber immerhin das un- 
serer Erachtens Grundlegende enthält. 

Wir regen weiterhin eine Fachministerkonferenz 
an, die sich insbesondere mit der Erörterung und 
gegebenenfalls auch der Beschlußfassung der für 
eine europäische Politik und Strategie auf dem Ge- 
biete von Rundfunk und Fernsehen notwendigen 
Schritte befassen muß. 

Herr Präsident, lassen Sie mich politisch resümie- 
ren. Wenn man sich vergegenwärtigt, wie viele 
gravierende Unterschiede es in der medienpoliti- 
schen Landschaft in Europa — selbst in Westeuro- 
pa — gibt, , wird deutlich, wie groß die Aufgabe ei- 
ner Zusammenarbeit, nicht nur für die Programm- 
gestaltung, ist. Ich glaube, daß, um der wachsenden 
Kommunikation willen, es dringlicher denn je sein 
muß, die hiermit zusammenhängenden Fragen auf 
dem europäischen Fahrplan sehr viel weiter nach 
oben zu setzen. 

Wichtigste Grundlagen für die Telekommunika- 
tion in Europa sind Informationsfreiheit und -Unab- 
hängigkeit und eine — wie vorhin einleitend darge- 
legt — verantwortbare Berichterstattung innerhalb 
eines öffentlich kontrollierten und institutionali- 
sierten Rundfunks und Fernsehens. 

Ich möchte mit drei Formulierungen den Versuch 
machen, präzis auch den politischen Hintergrund 
zu beleuchten. 

Erstens. Die Informationsfreiheit hängt in einer 
demokratischen Gesellschaft von den jeweils abruf- 
baren Alternativen ab. 

Zweitens. Eine vielfältige — auch kontroverse — 
Informationsvermittlung kann nicht durch kommer- 
zialisierte Medienträger gewährleistet werden. 

Drittens. Die Medienkontrolle schließlich kann 
nur durch plurale Gruppen erfolgen. In dieser Hin- 
sicht sind, wie gesagt, verschiedene Vorschläge un- 
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terbreitet worden, die ich im einzelnen in dem Do- 
kumentationsband. der jenem Kolloquium gefolgt 
ist, nachzulesen bitte. 

Wenn diese drei Forderungen nicht verbindlich 
sind, wird man die herrschende staatliche Ordnung 
schwerlich die einer Demokratie nennen dürfen. 

Da wir in dem Prozeß der Demokratie fortschrei- 
ten wollen, werden wir diesen medienpolitischen 
Fragen noch sehr viel mehr Aufmerksamkeit wid- 
men müssen. Nur auf solcher Grundlage, also nur 
dann, wenn Technologie in den Dienst einer demo- 
kratischen Gesellschaftsordnung gestellt wird, kön- 
nen die nahezu unbegrenzten technischen Möglich- 
keiten — insbesondere mittels Videokassetten und 
vor allem durch das Kabelfernsehen — demokra- 
tisch zur Emanzipation in der Gesellschaft genutzt 
werden. Wenn die Kommunikationsstränge dichter, 
direkter und dual verlaufen, werden sie der kriti- 
schen Partizipation des Bürgers dienen. Dieses Ziel 
kann erreicht werden 1) durch eine verstärkte Ent- 
wicklung von den Massenmedien hin zu den Grup- 
penmedien, 2) durch eine Entwicklung von zentra- 
len hin zu dezentralisierten Sendeanstalten und 
3) durch eine Entwicklung vom medialen Mono- 
log hin zum Dialog. Aus diesem Grunde ist in der 
Schule nicht nur das Fach Medienkunde weiterzu- 
entwickeln, sondern nach unserer Meinung sind 
auch Mediencurricula zu erarbeiten. Die verschie- 
denen Gruppen in dieser Gesellschaft müssen sich 
an dieser Erarbeitung beteiligen. 

Herr Präsident, ich komme zum Schluß. Gestatten 
Sie mir, noch einen kurzen Ausblick auf denkbare 
Möglichkeiten zu geben, die zwar im Augenblick 
nicht realisierbar sind, aber immerhin eine gewisse 
Chance bieten, das Netz der Kommunikation dich- 
ter, kontrollierter und demokratischer zu gestalten. 
Kanada verfügt beispielsweise über einen soge- 
nannten Kommunikationsrat, der sich auch mit all- 
dem befaßt, was außerhalb von Fernsehen, Rund- 
funk und Presse geschieht. Ich glaube, es wäre 
überlegenswert, auch die sozialen, gesellschaftli- 
chen und ästhetisch-kreativen Bereiche in den me- 
dialen einzuschließen. Wenn wir eines Tages tat- 
sächlich zu einem in Europa überall anzapfbaren 
Europakanal kämen, müßten wir, denke ich, solch 
einen umfassenden Kommunikationsrat installie- 
ren. 

Ein kritischer Zeitgenosse McLuhan, hat einmal 
gesagt: „The medium is the message". Ich meine, 
dies ist demokratisch unwürdig. Das Medium ist 
eben nur das Medium. Die „Botschaft", die Nach- 
richt, ist die Information, die Meinung und die Kri- 
tik. 

Dr. Schwenke (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Auf die zehn Beiträ- 
ge müßte man sehr viel umfassender eingehen, als 
ich es im Blick auf Ihre Zeitdisposition, Herr Präsi- 
dent, und auf die Ermüdung, die bei uns möglicher- 
weise eingetreten ist, tun kann. Ich will deshalb 
nur ein paar Punkte herausgreifen. 

Vorweg möchte ich aber sehr, sehr herzlich 
danken für die Fülle von Anregungen, von Informa- 


tionen sowie dafür, daß ich auf Aspekte aufmerk- 
sam gemacht wurde, die in dem Bericht vielleicht 
nicht klar genug ausgedrückt sind; möglicherweise 
hat auch der eine oder andere nicht gesehen, daß 
der Bericht noch in 110 Punkten eine Präzisierung 
erfahren hat. 

Da ich, wie ich schon gesagt habe, nicht im ein- 
zelnen auf alle Beiträge eingehen kann, möchte ich 
jetzt doch ein paar Punkte herausgreifen. 

Zunächst bedanke ich mich sehr bei John Men- 
delson. Er hat diesen Bericht nicht nur, wie das üb- 
lich ist, im Zusammenhang mit seinen eigenen Be- 
mühungen gesehen, sondern dort noch schwerge- 
wichtet, wo diese Versammlung ihn stärker poli- 
tisch betrachten und weiter bedenken muß. Es war 
einer der Grundsätze seiner Ausführungen und 
wohl fast aller Reden — vielleicht außer der von 
Herrn Critchley — , daß wir sehr viel wachsamer 
sein müssen, um uns nicht in die Zwänge einer 
Technologie zu begeben, die dann schließlich nicht 
mehr im Dienst der Demokratie und Menschenwür- 
de steht. 

Eine weitere Hauptfrage, die auch Herrn Mendel- 
son beschäftigt hat und die sich durch viele andere 
Beiträge zog, auch durch den dankenswerten Bei- 
trag von Herrn Leu, war der Anspruch an die Tele- 
kommunikation, einerseits qualifizierte Sendungen 
zu machen und andererseits viele Menschen aus 
den verschiedensten Schichten daran aktiv zu be- 
teiligen, gewidmet. Vielleicht haben wir in unserem 
Bericht nicht deutlich genug gesagt, daß eine quali- 
fizierte Partizipation an den öffentlichen Medien nur 
möglich ist, wenn Rückkoppelung geschieht. Tech- 
nisch ist diese Rückkoppelung möglich; aber sie 
muß auch politisch verantwortet werden. Hier be- 
nötigen wir sicherlich noch einige Zeit, um zu rea- 
lisierbaren Ergebnissen zu kommen. Wir müssen 
aus dem Monolog den Dialog machen und müssen 
mehr dezentralisierte Sendeanstalten haben. 

Die Medienstrategen werden sich durch diese De- 
batte und durch unser Papier hoffentlich aufgefor- 
dert fühlen, dieser Problematik als einer besonders 
relevanten nachzugehen. 

Ich danke Madame Miotti-Carli sehr herzlich für 
die verschiedenen Anregungen, die sie — ebenso 
wie Herr Treu — gab; vor allem für die Informa- 
tionen über das neue Rundfunkgesetz und dessen Be- 
ratung, die im Augenblick in Italien stattfindet, 
danken wir. Ich glaube, ihre Anmerkungen zur Öf- 
fentlichkeit der Rundfunkanstalten sind wichtig. 
Ich freue mich, daß Herr Treu diese Anmerkungen 
noch auf seine Weise präzisiert und ergänzt hat. 

Herrn Voogd möchte ich dafür danken, daß er 
den Aspekt, den er mit seinem Änderungsantrag 
zur Geltung gebracht wissen will, hier noch erläu- 
terte und dabei noch auf die Verantwortlichkeit 
hingewiesen hat, in der die ganze Telekommunika- 
tion ohne Kommerz geschieht. Seinem Bild vom 
„Zauberlehrling" wie vielen anderen Bildern, die 
vor allen mein Freund Raymond Fletcher gebraucht 
hat, ist wohl nichts mehr hinzuzufügen. 

Medien — als Propaganda-Unternehmen: Wir ha- 
ben ja den Mißbrauch gerade der öffentlichen An- 
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stalten immer noch vor Augen. Gerade wir Deut- 
schen — dies gilt auch für mich als jüngeren Deut- 
schen — wissen, was hätte möglicherweise vermie- 
den werden können, wenn die Faschisten in 
Deutschland nicht die Massenmedien mit jener 
Macht gehabt hätten. Ich meine, daß der Aspekt 
der Erziehung, den Herr Treu und auch Herr Flet- 
cher hier — neben vielen anderen Aspekten — an- 
geführt haben, sehr bedeutsam ist und daß wir ihn 
wirklich sehr bewußt in unsere weiteren Überle- 
gungen einbeziehen müssen. Ich glaube, in dieser 
Hinsicht stellt sich uns noch eine Fülle von Aufga- 
ben. 

Herrn Roper danke ich sehr für einige kritische 
Nachfragen. Auch ich verstehe seinen Appell be- 
züglich der Auslegung unseres Formulierungsvor- 
schlages unter Abschnitt IV in Drucksache 3520 in 
dem Sinne, wie er es vorgetragen hat. Ich glaube, 
es ist gut, daß wir den Finger noch einmal darauf 
legen und an allen weiteren Arbeiten — das wird 
unser Herr Präsident noch sagen — nicht nur uns 
und einige Experten, sondern auch andere Experten 
aus diesem Hause beteiligen. 

Was den Beitrag von Herrn Critchley angeht, so 
muß ich grundsätzlich sagen, daß kritische Beiträge 
sehr gut sind, und hilfreich sein können. An seiner 
Stelle wäre ich dann aber auch so konsequent ge- 
wesen, hier nicht die Zustimmung zu unseren Emp- 
fehlungen zuzusagen. Konsequenterweise müßte er 
unsere Empfehlungen ablehnen. 

Ich wende mich zunächst nun den diskutierten 
konkreten Empfehlungen an den Ministerrat zu. 
Unter Ziffer 15 b) des Empfehlungsentwurfes, den 
Sie in Abschnitt I der Drucksache 3520 finden, wird 
vorgeschlagen, eine Ad-hooKonferenz einzuberu- 
fen. Unter den Ziffern 95 bis 102 meines Memoran-- 
dums habe ich diesen Vorschlag noch näher erläu- 
tert. In diesem Zusammenhang möchte ich noch ein 
paar kurze Bemerkungen zur Aktualität dieses Vor- 
schlags machen. 

Wir haben offensichtlich eine ganz aktuelle, 
überall diskutierte Thematik aufgegriffen. Sie wis- 
sen vielleicht, daß nach einem UNESCO- Arbeits- 
programm für dieses und das kommende Jahr eine 
Reihe von Vorhaben in Angriff genommen werden 
sollen, die sich größtenteils mit unseren Wünschen 
und Forderungen decken, zum Teil überschneiden 
und ihnen nur zu einem geringen Teil entgegenste- 
hen. Ich meine hier folgende Punkte aus dem 
UNESCO-Arbeitsprogramm. Zuerst ist die weltwei- 
te Enquete über die Hindernisse zu nennen, die ei- 
nem freien Meinungs- und Informationsaustausch 
entgegenstehen. Eine solche „Enquete" ist auch für 
uns von Nutzen, sie sollte aber von einer klaren 
Definition dessen ausgehen, was man als Hindernis 
für den freien Meinungsaustausch in den einzelnen 
Staaten betrachtet. Daß wir es hier mit einem Poli- 
tikum zu tun haben, wird deutlich, wenn wir uns 
den sowjetischen Vertragsentwurf ansehen, der vor 
zwei Jahren in der UNO-Generalversammlung vor- 
gelegt wurde und in dem es heißt, daß die Fernseh- 
übertragung mittels Satelliten — darüber wurde 
hier ja auch gesprochen — einer Kontrolle zu un- 
terziehen ist, um unerwünschte Einmischungen in 


innerstaatliche Angelegenheiten eines Landes zu 
verhindern. Dies ist meines Wissens auch eine jetzt 
bei den KSZE-Verhandlungen noch nicht ausge- 
räumte Bremse, die wir durchaus im Gedächtnis ha- 
ben müssen, wenn wir über unseren Rahmen hinaus 
denken. Das Ministerkomitee wäre gut beraten, 
wenn es den gesamten Komplex einschließlich sei- 
ner rechtlichen Konsequenzen bedächte. Es wäre 
erfreulich, wenn im Laufe dieses Jahres eine positi- 
ve Entwicklung auch im Ministerkomitee in Gang 
käme. 

Zum Schluß möchte ich noch Anmerkungen zu 
den Beiträgen von Herrn Luptowits und Herrn 
Aano machen. 

Ich glaube mit Herrn Luptowits, daß wir diese 
ganze Problematik nicht vorantreiben können, 
wenn die Bewußtseinsbildung nicht in die Richtung 
geht, in der wir alle diese vorgetragenen Gesichts- 
punkte realisieren wollen. Ich bin dankbar dafür, 
daß unser Herr Luptowits ein offensichtlich positi- 
ves Beispiel, das Beispiel eines Hörer- und Seher- 
rats in Österreich, genannt hat. Ich bin — meine 
Freunde sicherlich ebenfalls — sehr interessiert, 
bald die ersten Erfahrungen damit zu hören. Wahr- 
scheinlich muß man soviel negative Erfahrungen 
haben wie unsere englischen Kollegen, um noch 
skeptischer als ich zu sein. 

Es ist erstaunlich, daß von den zehn Sprechern in 
dieser Debatte vier Briten — übrigens war kein 
Redner aus der Bundesrepublik Deutschland, was 
wohl auf unsere glänzende Situation hinweist — 
(Heiterkeit) — und immerhin zwei Sprecher der ita- 
lienischen Delegation waren. Auch das spiegelt 
eine Situation in der Öffentlichkeit wider. 

Die Punkte, die ich einleitend nannte, haben 
Herrn Aanos freundliche Rede bestimmt. Das, was 
er von dem Funkrat gesagt hat, sollte mit in unsere 
künftigen Überlegungen eingeschlossen werden. 

Ich darf mich noch einmal sehr herzlich für die 
zahlreichen Anregungen und auch für die Kritik 
bedanken, und ich hoffe, daß dieser Bericht tatsäch- 
lich als Zwischenbericht für weitere Überlegungen 
angesehen wird. Er wollte und konnte nichts Ab- 
schließendes sein. Ich darf Sie herzlich dazu einla- 
den, weiterhin an der Lösung dieser medienpoliti- 
schen Problematik mitzuarbeiten. — Herzlichen 
Dank, Herr Präsident! 

Br. Schwenke (SPD): Wir haben uns heute mor- 
gen im Ausschuß mit der Frage befaßt, inwieweit 
der Ausschuß insgesamt den beiden Amendements 
von Herrn Voogd zustimmen kann. Ich habe schon 
im Ausschuß gesagt, daß ich es als Berichterstatter 
keineswegs als schmerzhaft empfände, wenn diese 
Änderungen vorgenommen würden. Ich hätte also 
nichts dagegen, wenn die Versammlung die beiden 
erbetenen Beschlüsse faßt. Ich weiß, daß einige 
Mitglieder im Ausschuß dazu anders denken. Da 
aber keine gravierenden Argumente angeführt 
worden sind, denke ich, Herr Präsident, ich sollte 
empfehlen, den Änderungsanträgen zu entspre- 
chen. 
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Tagesordnungspunkt: 

Pressekonzentration 

(Drucksache 3536) 

Berichterstatter: Abg. Sir John Rodgers 
(Drucksache 3556) 

Berichterstatter: Abg. Alber 

Alber (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Zunächst möchte ich 
Sir John Rodgers zu seinem sehr guten Bericht be- 
glückwünschen. Er spricht die Probleme umfassend 
an. Die in seinem Bericht vorgeschlagenen Maßnah- 
men sind geeignet, die Schwierigkeiten auf diesem 
Gebiet zu lösen oder doch zumindest zu verrin- 
gern. 

Ich habe die Ehre, hier eine Stellungnahme für 
den Rechtsausschuß abzugeben. Wir stimmen dem 
Bericht und den Vorschlägen von Sir John Rodgers 
voll zu, weisen aber darauf hin, daß die rechtlichen 
Schwierigkeiten erst dann entstehen, wenn die an- 
geregten oder vorgeschlagenen Maßnahmen in die 
Praxis umgesetzt werden sollen. 

Aus rechtlicher Sicht stellen sich einige Fragen. 
Die erste ist, warum die Pressekonzentration als 
solche so bedenklich ist. Würde es sich dabei nur 
um wirtschaftliche oder soziale Momente handeln, 
so könnte man aus dem Bereich des Wettbewerbs- 
rechts und aus anderen Rechtsgebieten Lösungen 
anbieten. Hier geht es aber vielmehr um einen ver- 
fassungsrechtlichen Aspekt. Es geht darum, daß das 
Recht auf Eigentum, das Recht auf freie Entfaltung 
der Persönlichkeit in Widerstreit geraten mit den 
Rechten der Meinungsfreiheit und mit dem Recht 
der Informationsfreiheit. Gerade diese letzten bei- 
den Rechte sind verfassungsmäßig so hochrangig, 
daß es notwendig ist, sie besser zu betonen und zu 
schützen. Man rührt hier in der Tat Grundfragen 
der Demokratie an. Ich stimme Sir John Rodgers 
voll zu, wenn er sagt, die Presse ist ein wichtiges 
Kontrollorgan in der Demokratie, sogar fast eine 
„Vierte Gewalt". Dieses Kontrollorgan muß eben 
durch die Vielheit publizierter Meinungen erhalten 
werden. Aus diesen mehr verfassungsrechtlichen 
Gründen ist die Pressekonzentration so sehr be- 
denklich. 

Die zweite juristische Frage ist: Was versteht 
man eigentlich unter Pressekonzentration? Zu- 
nächst muß geprüft werden, wie die Presse zu defi- 
nieren ist. Wir haben es hier ja noch mit Konkur- 
renzunternehmen zu tun, sei es das Fernsehen auf 
der einen Seite, seien es illustrierte Wochenzeitun- 
gen auf der anderen Seite. Die Abgrenzung ist 
nicht ganz einfach. Sie ist allerdings nicht so pro- 
blematisch wie die Definition des rechtlich relevan- 
ten Marktes. Hier muß man unterscheiden, ob eine 
Zeitung auf überregionaler Ebene erscheint oder le- 
diglich lokale Bedeutung hat. Eine Zeitung mit ei- 
ner geringen Auflage, die aber an einem Ort, in ei- 
ner Stadt ein Monopgl hat, ist eben genauso zu se- 
hen wie eine sehr auflagenstarke Zeitung mit über- 
regionaler Bedeutung. Die eigentliche Schwierig- 


keit besteht darin, daß wir viele Zeitungen in ei- 
nem Verbundsystem haben, das heißt, daß die Zei- 
tung den Rahmen stellt und lediglich die Lokalteile 
noch von eigenen Redaktionen in anderen Städten 
gemacht werden. So kann eine Zeitung, obwohl sie 
die gleiche Chefredaktion hat, in einer Stadt eine 
Monopolstellung haben, in einer anderen nicht. Das 
macht die Abgrenzung des rechtlich relevanten 
Marktes sehr schwierig. Das gleiche gilt natürlich 
auch für den Marktanteil, Es ist nicht ganz einfach, 
welches Kriterium man heranziehen soll. Soll man 
die Auflagenhöhe, soll man die Zahl der Konkur- 
renten oder den Umsatz als Kriterium für den 
Marktanteil zugrunde legen? 

Die dritte rechtliche Frage ist: Wie kommt es ei- 
gentlich zur Pressekonzentration? Sicherlich hat die 
Konkurrenz durch das Fernsehen einen sehr großen 
Einfluß, allerdings von einer Seite her, die wir 
nicht in die Betrachtung der Pressekonzentration 
einfließen lassen können. Es ist auch unbestritten, 
daß die wirtschaftliche Lage — Konjunktur und 
Kosten sowie Technik des Druckverfahrens — Ein- 
fluß auf die Pressekonzentration hat. Diese aller- 
dings mehr wirtschaftlichen Fragen haben uns in 
der juristischen Kommission nicht besonders be- 
schäftigt. Aber es erhebt sich auch die Frage, in- 
wieweit die Redaktion selbst oder das Management 
einer Zeitung mit ursächlich für eine Pressekonzen- 
tration ist. Diese Frage ist rechtlich bedeutsam für 
mögliche Hilfen-, denn im Grunde ist nicht einzuse- 
hen, daß eine Zeitung, die schlecht geführt wird, 
über Subventionen künstlich am Leben erhalten 
wird. Wenn die Frage gestellt wird, wer Subventio- 
nen bekommen soll, ist es andererseits natürlich 
sehr schwierig, dann auch die Qualität einer Zei- 
tung zu prüfen. Ich fürchte, wir würden uns dabei 
auf ein sehr gefährliches Gebiet begeben-, denn je 
nachdem, wie man politisch oder ideologisch denkt, 
wird man diese Frage anders beantworten. 

Eine Unterfrage der Pressekonzentration ist die 
Form der Pressekonzentration. Hier müssen wir, 
rechtlich gesehen, auch wiederum unterscheiden, 
ob wir es mit einer Konzentration auf Grund des 
internen Wachstums einer Zeitung zu tun haben, 
die eben einfach stärker wird, oder mit einer exter- 
nen Konzentration, die durch den Aufkauf anderer 
Zeitungen, also durch Fusionen, entsteht. Ich glau- 
be, daß wir die Konzentration durch Fusionen we- 
sentlich stärker beschneiden können — auch juris- 
tisch gesehen — als eine Konzentration auf Grund 
rein internen Wachstums. 

Nun zur vierten Frage: Welche Maßnahmen sind 
möglich und welche sind geeignet, der Pressekon- 
zentration entgegenzuwirken? Einige Maßnahmen 
sind aufgezählt, beginnend mit den wirtschaftlichen 
Hilfen, Hiermit sind zunächst Subventionen ge- 
meint. Ich will die Unterscheidung zwischen gene- 
rellen und allgemeinen bzw. besonderen und struk- 
turellen und — drittens — selektiven Subventionen 
nicht zu sehr ausweiten. Aber es dürfte klar sein, 
daß sich hier sehr wohl die Frage nach der Gleich- 
behandlung stellt. Die Frage der Auswahlkriterien, 
auf die Sir John bereits hingewiesen hat, ist im Be- 
reich der selektiven Subventionen sehr riskant. Ich 
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glaube, man muß hier rechtzeitig aufpassen, daß 
nicht über selektive Subventionen eine Manipula- 
tion in die Pressefreiheit hinein möglich wird. 

Nebenbei erhebt sich auch die Frage: Welches 
sind die verfassungsrechtlichen Grundlagen der 
Subventionen? Wenige Verfassungen haben so et- 
was eigentlich vorgesehen. Meines Wissens steht 
nur in der Schweizer Verfassung, daß Subventionen 
möglich sind. Das Recht zur Gewährung von Sub- 
ventionen ist zwar in keinem Land bestritten, ande- 
rerseits wäre es aber einmal an der Zeit, eine ver- 
fassungsmäßige Grundlage für die Gewährung von 
Subventionen zu schaffen. 

Wir haben es bislang mehr oder weniger nur mit 
Subventionen im sozialen und im wirtschaftlichen 
Bereich zu tun, während hier zum erstenmal auch 
Subventionen zum Schutze eines verfassungsrecht- 
lich garantierten Gutes, nämlich der Meinungs- und 
Informationsfreiheit, vorgeschlagen werden. Es 
wäre also an der Zeit, den Bereich der Subventio- 
nen rechtlich zu erfassen. 

Ob Subventionen geeignet sind, das Problem zu 
lösen, ist mehr eine wirtschaftliche und eine prakti- 
sche Frage, auf die ich nicht eingehen möchte. Ich 
habe daran allerdings große Zweifel, zumal die Lö- 
sung des Problems über Subventionen angesichts 
des zu beachtenden Gleichheitsgrundsatzes natür- 
lich schwierig wird. 

Auf der anderen Seite sind auch wirtschaftliche 
Hilfen möglich, die indirekt gegeben werden, sei es 
nun durch Kostensenkungen, sei es durch die Her- 
absetzung der Mehrwertsteuer beim Papierkauf, sei 
es durch eine Verringerung der Gebühren für die 
Post oder den Zustelldienst oder sei es durch allge- 
meine Steuererleichterungen. Aber auch hier gilt 
das, was ich zu den allgemeinen Subventionen ge- 
sagt habe. 

Es sind noch andere Möglichkeiten vorgeschla- 
gen worden. Wir wissen alle, daß die Zeitungen 
ihre Haupteinnahmen nicht aus dem redaktionellen 
Teil, sondern aus dem Annoncenteil beziehen. 
Wenn eine Zeitung bereits eine starke Auflage hat, 
bekommt sie auch immer mehr Annoncen. Die- da- 
durch immer größer werdenden Einnahmen ermög- 
lichen es einer Zeitung, andere aufzukaufen. Hier 
spielt ja nicht nur bzw. meistens nicht einmal die 
Güte des redaktionellen Teils eine Rolle, sondern 
eben die finanzielle Seite, bedingt durch die An- 
nonceneinnahmen. 

Es wurde angeregt, einen Annoncen-Pool derge- 
stalt zu bilden, daß die Annoncen auch an andere 
Zeitungen verteilt werden, auch an kleinere Zeitun- 
gen. Aber hier erhebt sich natürlich die rechtlich 
bedeutende Frage, nach welchen Kriterien die Ver- 
teilung vorzunehmen ist. Nach meiner Meinung 
wirft der Anzeigen-Pool, so gut der Gedanke ge- 
meint ist, erhebliche Probleme im Hinblick auf 
mögliche Manipulationen auf. 

Ich weiß nicht, ob man diesen Gedanken weiter- 
verfolgen sollte, denn eine direkte Verteilung von 
Annoncen dürfte rechtlich sehr problematisch sein. 
Eine andere Möglichkeit — dies ist eine Variante 


des Anzeigenpools — könnte darin bestehen, daß 
Annoncen besteuert werden — vielleicht sogar pro- 
gressiv — und daß diese Steuereinnahmen dann an 
andere Zeitungen zum Ausgleich weitergegeben 
werden, und zwar an solche Zeitungen, die unter- 
proportionale Einnahmen aus Anzeigen haben. 
Aber auch dies sind sozusagen nur erste Tastversu- 
che in diesem Bereich. Das alles müßte natürlich 
rechtlich noch abgesichert werden. 

Eine letzte Möglichkeit, die in dem Bericht nicht 
erwähnt ist, ist die folgende. Vielleicht ist sie et- 
was absurd} man kann sie aber trotzdem einmal in 
Erwägung ziehen. Man könnte fragen, ob man nicht 
Subventionen an den Leser verteilen könnte, und 
zwar dahin gehend, daß derjenige, der mehrere Zei- 
tungen hält, die Kosten dafür als Werbungskosten 
von der Steuer absetzen kann. Dieses Mittel wäre 
eher geeignet, eine größere Anzahl von Zeitungen 
auf dem Markt zu erhalten, als eine Hilfe über di- 
rekte Subventionen. Dies ist aber, wie gesagt, nur - 
ein Nebengedanke. 

Neben den wirtschaftlichen Maßnahmen sind 
selbstverständlich rechtliche Maßnahmen möglich 
und erwägenswert. Als erstes nenne ich die Fusi- 
onskontrolle. Wir debattieren im Deutschen Bun- 
destag gegenwärtig über diese Frage. Wir nehmen 
dabei als Kriterium eine Umsatzhöhe von 25 bzw. 

50 Millionen DM. Bei anderen Fusionen im wirt- 
schaftlichen Bereich gehen wir von einer Umsatz- 
höhe von 500 Millionen DM aus. Eine solche Um- 
satzhöhe wird bei Presseunternehmen natürlich 
nicht erreicht. Man könnte als Kriterium auch die 
Auflagenhöhe nehmen und versuchen, auf diese 
Weise an das Problem heranzugehen. Ich glaube 
aber, daß das Kriterium „Umsatz" doch etwas neu- 
traler und auch zahlenmäßig eher faßbar ist, daß 
dieses Kriterium es also möglich macht, klare Ver- 
hältnisse zu schaffen. Auf die verschiedenen Mög- 
lichkeiten, von welcher Grenze an sie genehmigt 
werden muß, möchte ich hier jetzt nicht im einzel- 
nen eingehen. Das gleiche gilt auch für eine Aufla- 
genbeschränkung. Hier stellt sich natürlich die 
Rechtsfrage der Garantie des Eigentums mit allen 
ihren Folgen. 

Eine weitere Maßnahme, um der Pressekonzen- 
tration entgegenzuwirken, könnte in redaktionellen 
Maßnahmen, in organisatorischen Maßnahmen ge- 
sehen werden. Hier ist vor allen Dingen die Einfüh- 
rung eines Redaktionsstatuts zu nennen. Die Sorge 
ist begründet, daß — wenn wir nur eine Zeitung an 
einem Ort haben — diese Zeitung politisch mehr 
oder weniger nur noch eine Meinung publiziert. 
Wenn dies der Fall ist, muß durch ein Redaktions- 
statut gewährleistet sein, daß in der Zeitung auch 
andere Meinungen zu Wort kommen. Auf der ande- 
ren Seite darf dies natürlich aber nicht dazu führen, 
daß jeder Journalist nun schreiben kann, was er 
will. Eine Zeitung hat normalerweise eine gewisse 
politische Tendenz, und der Leser erwartet dies 
auch. Der Leser will kein Sammelsurium von Mei- 
nungen in einer Zeitung. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang aber 
auch auf folgendes hinweisen. Wenn wir über ein 
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Redaktionsstatut gesetzlich festlegen, daß in einer 
Zeitung die Meinungen ausgewogen sein müssen, 
besteht — so gut dieser Gedanke auch gemeint ist 
— die Gefahr, daß wir damit sogar einer weiteren 
Pressekonzentration Vorschub leisten, weil dann 
nämlich die Notwendigkeit, daß mehrere Zeitungen 
nebeneinander existieren, gar nicht mehr gegeben 
ist. Ich möchte also auch auf die Schwierigkeit hin- 
weisen, daß wir, wenn wir eine bestimmte Lösung 
anregen, damit möglicherweise manchmal sogar 
das Kind mit dem Bade ausschütten. 

Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Ich 
glaube, die anderen Punkte und Maßnahmen, die in 
dem Bericht angesprochen werden, haben nicht sol- 
che gewichtigen rechtlichen Auswirkungen, so daß 
ich mich jetzt kurz fassen kann. Ich möchte ab- 
schließend noch einmal sagen, daß die juristische 
Kommission keine Bedenken gegen diesen Bericht 
hat. Wir begrüßen den Bericht und bitten, ihn anzu- 
nehmen. Die rechtlichen Schwierigkeiten stellen 
sich, wie gesagt, erst, wenn die Maßnahmen in die 
Praxis umgesetzt werden. Daß solche Maßnahmen 
notwendig sind, ist unbestritten, denn die Informa- 
tions- und Meinungsfreiheit ist ein Grundrecht, das 
einen derart wichtigen Stellenwert in unserer Ver- 
fassung hat, daß wir es unbedingt schützen müs- 
sen. 

Dr. Mende (CDU/CSU): Herr Präsident! Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! In dem Entwurf des Po- 
litischen Ausschusses, der uns vorliegt, heißt es: 
„Die Versammlung stellt fest, daß staatliche Hilfs- 
maßnahmen für die Presse zunehmend notwendi- 
ger werden, glaubt jedoch, daß die Schwierigkeiten 
der Presse durch andere Maßnahmen als finanzielle 
Subventionen überwunden werden können und 
müssen." Ich teile die Besorgnisse von Sir John 
und Herrn Kollegen Alber bezüglich der Problema- 
tik von staatlichen Subventionen an die Presse. 

Wir haben in der Bundesrepublik Deutschland 
auf diesem Gebiet eine etwas abschreckende Erfah- 
rung: seit mehr als zwei Jahrzehnten haben wir die 
drei Parteizeitungen in Berlin, die Zeitungen der 
Parteien, die im Deutschen Bundestag vertreten 
sind, aus Mitteln der Bundesregierung subventio- 
niert. Die dafür aufgewendeten Beträge dürften in 
diesen zwanzig Jahren 60 Millionen DM überstei- 
gen. Dennoch sind diese drei Parteizeitungen le- 
bensunfähig geblieben. Eine andere Zeitung, die 
keinen Pfennig Subventionen bekam, der in Berlin 
erscheinende „Tagesspiegel", ist nach wie vor le- 
bensfähig und eine der besten Zeitungen Berlins. 

An Hand der in diesem Fall in immerhin zwei 
Jahrzehnten gemachten Erfahrungen möchte ich 
feststellen: Subventionen des Staates sind, was die 
Lebensfähigkeit von Presseerzeugnissen angeht, 
nicht unbedingt der Weisheit letzter Schluß. Umge- 
kehrt kann die Nichtzahlung von Subventionen 
vielleicht eher Pressefreiheit und Leistungswettbe- 
werb von Zeitungen gewährleisten. Der Springer- 
Konzern, der in Berlin fast 90% der Auflage ver- 
tritt, hat übrigens niemals Einwendungen gegen die 
Subventionen an die drei Parteizeitungen erhoben. 


Im Gegenteil: auch ihm lag an der Lebensfähigkeit 
der Parteizeitungen in Berlin. 

Nun stellen Sie sich einmal vor, wie es ist, wenn 
ein Chefredakteur oder Herausgeber einer Zeitung 
allmonatlich seinen Subventionsscheck bei einem 
Minister oder Staatssekretär abholen muß. Welche 
Peinlichkeit für den Herausgeber oder Chefredak- 
teur, welche Peinlichkeit aber auch für den Vertre- 
ter oder Beamten der Regierung! Wie sollen Sie 
eine Objektivität staatlicher Subventionen gewähr- 
leisten, wenn in einer parlamentarischen Demokra- 
tie nun einmal die Mehrheit die Macht hat und die 
Minderheit in der Opposition ist? Wie wollen Sie 
gewährleisten, daß den Oppositionszeitungen abso- 
lut gleiche Fürsorge zuteil wird wie den Zeitungen 
der Regierungskoalition oder den Zeitungen, die 
der Regierungskoalition nahestehen? Wir begeben 
uns mit der Subventionierung von Presseerzeugnis- 
sen durch den Staat auf ein gefährliches Feld, an 
dessen Ende leicht die Korrumpierung einer freien 
Presse stehen könnte. 

Darum: Principiis obsta! Man sollte den Anfän- 
gen wehren. Auch ich würde mich freuen zu hören, 
welche Erfahrungen die belgischen Kollegen bisher 
mit staatlichen Subventionen gemacht haben. Sir 
John hat das ja angeregt. 

Ich glaube, ein besserer Weg, den Zeitungen zu 
helfen, sind marktkonforme Maßnahmen, wie auch 
Herr Kollege Alber sie schon andeutete. Solche 
Maßnahmen wären beispielsweise erstens Entla- 
stung der Presseerzeugnisse von den heute in vie- 
len Ländern sehr hohen — in der Bundesrepublik 
Deutschland sind es die höchsten der ganzen Welt 

— Post- und Fernmeldegebühren, zweitens Senkung 
der Mehrwertsteuer für Papier und Presseerzeug- 
nisse, drittens steuerliche Vergünstigungen bei In- 
vestitionen und Bauten und viertens schließlich — 
dieses Thema greift über in den heutigen Vormittag 

— eine Verlagerung der Werbung aus Rundfunk 
und Fernsehen wieder zurück zur Presse — speziell 
in den Ländern, in denen die Rundfunk- und Fem- 
sehanstalten „Anstalten des öffentlichen Rechts" 
sind und somit aus Rundfunk- und Fernsehgebüh- 
ren finanziert werden. 

Ich sehe nicht ein, warum beispielsweise in der 
Bundesrepublik Deutschland auf der einen Seite 
Zeitungen und Zeitschriften über ihre Haushaltsla- 
ge klagen und auf der anderen Seite jeden Monat 
den Rundfunk- und Fernsehanstalten aus der Wer- 
bung zweistellige Millionenbeträge zufließen. Eine 
Verlagerung der Rundfunk- und Fernsehwerbung 
zurück auf die Presse, die ja, wie Herr Alber soe- 
ben sagte, davon leben muß, schiene mir der Über- 
legung wert, auf jeden Fall in den Ländern, die ihre 
Rundfunk- und Fernsehgebühren den Anstalten des 
öffentlichen Rechts zufließen lassen. 

In bezug auf Subventionen aber rate ich zur Vor- 
sicht. Unsere Erfahrung in Berlin beweist, daß man 
mit Subventionen eher das Gegenteil dessen er- 
reicht, was man erreichen möchte: man konserviert 
eher etwas Negatives, als daß man etwas Positives 
schafft. 
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Tagesordnungspunkt: 

Denkmalschutz in Europa 

(Drucksache 3522 und Anhang) 

Berichterstatter: Abg. Lord Duncan-Sandys 

Dr. Schwencke (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wir haben heute in 
der Rede unseres verehrten Kollegen Sir Duncan- 
Sandys bemerkenswerte Ausführungen gehört, die 
sehr konkret waren. Ich glaube, wir alle sind dafür 
dankbar. Und weil ich der erste Sprecher bin, möch- 
te ich meinerseits diesen Dank besonders auch für 
seine Kooperation in unserem Ausschuß hiermit 
ausgesprochen haben. 

Wir haben in unseren Heimatländern und auch 
hier sehr häufig über sehr konkrete Vorschläge dis- 
kutiert, die wir in diesem Jahr verwirklichen 
oder einer Verwirklichung zumindest ein Stück nä- 
her bringen wollen. Da wir Anfang dieser Woche 
in Bonn, wenige Tage danach in Paris und an ande- 
ren Orten die jeweiligen nationalen Denkmalschutz- 
jahre eröffnet haben, erübrigt es sich für mich, zu- 
mal ich das schon häufig genug auch von diesem 
Platz aus getan habe, hier wiederum sehr konkret 
zu sprechen. 

Was ich hier zur Diskussion beitragen möchte, 
ist ein sehr knapp zu haltender Versuch ein biß- 
chen nach dem Grund dieses geistesgeschichtli- 
chen Wechsels zu fragen, den wir kennzeichnen- 
derweise ja nicht nur in parlamentarischer Diskus- 
sion, sondern darüber hinaus auch in der breiten 
Öffentlichkeit führen. Nach meiner Auffassung 
lohnt es sich, nachzudenken, etwa über die Situa- 
tion, in der wir stehen, über das, wovon wir reden, 
über Denkmalschutz, darüber, ob wir geschichtliche 
Gedanken denken. Haben wir in der Kontinuität 
von Vergangenheit neues Denken gelernt? 

Lassen Sie mich, Herr Präsident, hier keine Re- 
zepte vortragen und keine fertigen Antworten ge- 
ben, sondern ein paar Fragen stellen, die uns viel- 
leicht gemeinsam helfen, die gegenwärtige Situa- 
tion zu problematisieren, in der wir in dieser De- 
batte mit diesem Aufgabenfeld beginnen. Lassen 
Sie mich diese ein bißchen verfremden. Angenom- 
men, einige von uns, die drei oder vier Jahre vor- 
her aktiv in der politischen und gesellschaftspoliti- 
schen Diskussion standen, hätten in den letzten 
Jahren nach dem Motto gelebt „nichts sehen, nichts 
hören und nichts reden" und stünden plötzlich wie- 
der mitten drin, ich glaube, dann würde es ihnen so 
gehen wie manchem unter uns Zeitgenossen: Sie 
würden sich verwundern nicht nur über diese neue 
Sprache, sondern auch über dieses veränderte Sub- 
jekt, über das heute gesprochen wird. Vielleicht 
sind mehr, als wir denken, unter ihnen, die die 
Welt nicht mehr verstehen! 

Was stellt sich uns geistesgeschichtlich dar? Die 
Antwort kann nicht die dumme, abgedroschene, 
oberflächliche Kennzeichnung sein, daß wir nun 
einmal wieder in einem Jahr oder gar in Zeiten des 
Konservativismus leben. Aus Progressiven werden 
nicht über Nacht Konservative. So, glaube ich, gibt 


es keine Antwort, die einen befriedigen könnte. Die 
Ursachen für diesen Wandel liegen tiefer, anthro- 
pologisch viel tiefer. Heute sprechen wir über die 
Zukunft unserer Vergangenheit, während wir — 
viele von uns — vor wenigen Jahren fast nur ein 
Thema kannten: über die Zukunft der Zukunft nach- 
zudenken und darüber heiß und beinahe ausschließ- 
lich zu diskutieren. Sicherlich gäbe es eine Fülle 
von Argumenten, die wir hier nennen könnten, um 
diese Fragestellung zu begründen. 

Ich glaube, wir müssen sorgfältiger sein, wenn 
wir diese Debatte in den richtigen Dimensionen, in 
intellektueller Verantwortung führen wollen. Viel- 
leicht stoßen wir damit in Bereiche vor, wo der hu- 
mane Fortschritt, den wir vorher vielleicht in einer 
gewissen Verbalisierung gefordert haben, jetzt eine 
andere Gestalt hat. Jedenfalls denke ich, daß Fort- 
schritt und Denkmalschutz nicht so auseinander- 
klaffen, wie uns manche das denken lassen möch- 
ten. 

Die Geschichtslosigkeit ist vielleicht vor einigen 
Jahren ein sehr wesentliches Moment gewesen. 
Sind wir erst jetzt in der Lage für unsere Gedanken 
des humanen Fortschritts auch die Topographien 
mit zu bedenken? Solche notwendigen Topographi- 
en für den humanen Fortschritt — so eigenartig es 
für den einen oder anderen auch klingen mag — 
finden wir in überlieferter, steingewordener Ge- 
schichte; darin sind sie deutlicher als in anderen 
überlieferten Zeichen, auch denen der allgemeinen 
Geistesgeschichte, ablesbar. Haben wir solches zu 
lesen gelernt? 

Vielleicht ist eine Antwort darauf nur vorläufig 
zu geben; sicher ist sie nur vorläufig zu geben. Wir 
haben, was unsere gesellschaftspolitischen Vorstel- 
lungen angeht, damals wohl ohne diese Basis, die 
wir jetzt wieder erkennen, reflektiert. Indem wir 
diese Basis jetzt wieder ausgemacht haben, schreiten 
wir, denke ich, nicht hinter die Zeit zurück, sondern 
holen ein Stück Geschichte für uns selber, für unser 
Leben wieder ein und bereichern es damit — und 
reicher sein, so meine ich, heißt humaner. Wir ver- 
fallen damit nicht in Geschichte — dieses käme in 
unserem Metier einer Musealisierung der Altstadt 
gleich — wäre nichts als bloßer Konservativismus. 
Wir jedenfalls finden in einen sehr viel konkrete- 
ren Bereich des Denkens zurück; mehr als wir — 
ich schließe mich hier selber ein — ihn je für mög- 
lich gehalten hätten. Wir sind wieder in die Konti- 
nuität unserer Geschichte eingestiegen. Daß das ge- 
schieht, ohne uns dabei politisch zu verleugnen, 
das allerdings ist noch nicht gesichert. 

Es bleibt festzuhalten: Während wir noch vor 
Jahren reichlich formelhaft mit „Emanzipation des 
einzelnen" und „Humanisierung der Gesellschaft" 
operierten, haben wir für diese Ziele jetzt die topo- 
graphische Basis gefunden; vielleicht nur eine re- 
likthafte in der alten Stadt erkennbare, aber immer- 
hin eine Basis, die die alte Stadt zu so etwas wie 
ein Gegenmodell zu der „modernen" macht. 

Nun fragen wir uns, ob die alte Stadt die humane 
und vielleicht auch die zukünftige Stadt ist. Wenn 
wir sie mit dem vergleichen, was sich uns im Au- 
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genblick in der Neustadt darstellt, stellen wir, den- 
ke ich, fest, daß sie, wenn wir sie wieder revitali- 
siert und remultifunktionalisiert haben, immerhin 
viel mehr humane Züge hat als die Stadt, in der die 
meisten von uns leben. Darum hätte Vergangenheit, 
so meine ich, auch politisch eine Zukunft. 

Ich habe eine Vision (die ich allerdings gleich 
entmythologisieren möchte): ein neues Arkadien, 
freilich keine liebliche, heitere Landschaft unter 
der Sonne Griechenlands, wohl aber eine zu neuem 
Leben erwachte alte Stadt mit intakten Strukturen, 
in der Menschen sich wieder begegnen und mitein- 
ander reden können, ohne durch allzugroße Zwänge 
belastet zu sein. Wenn ich an diese Stadt mit fro- 
hen Menschen denke, kommt mir nicht zuerst ein 
Goethe in den Sinn, der gedankenschwer und poe- 
siedurchdrungen mit einem Skizzenblock umher- 
geht und nach einem Urphänomen sucht. Eher wäre 
ein Sokrates als Zeitgenosse denkbar; er fände si- 
cherlich seine Gesprächspartner, Menschen mit 
mehr Hoffnung, mit mehr Neigung und Willen zu 
Phantasie und Kreativität, Menschen, die in wenige 
Zwänge verstrickt sind und in deren Gesichtern 
sich ein Stück weit ihr kleines Glück widerspie- 
gelt! 

Alber (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Auch ich möchte mich zunächst sehr 
herzlich bei Lord Duncan-Sandys bedanken für sei- 
nen Einsatz für das historische Erbe. Wir sind uns 
alle einig, daß wir für diese wichtige Sache keinen 
besseren Repräsentanten hätten finden können. 

Als im Mittelalter ein Papst aus dem Hause Bar- 
berini die antike Metallverkleidung des Pantheons 
hat entfernen lassen, um daraus Säulen und Kano- 
nen herzustellen, haben einige zu Recht gesagt: 
Was die Barbaren nicht geschafft haben, schaffen 
die Barberinis. — In Abwandlung dieses begründe- 
ten Spruches könnte man heute ohne weiteres sa- 
gen: Was die Militaristen nicht geschafft haben, 
das schaffen die Zivilisten, seien es nun Bauherren, 
Baupolizeibehörden oder Architekten. Manchmal 
möchte man voll Zorn sagen: Es wäre besser, der 
eine oder andere von ihnen oder gar alle drei wür- 
den gleich lebendig mit ins Fundament eingemau- 
ert. So weit will ich aber nicht gehen, denn das 
wäre doch zu brutal. 

Ich will jetzt nicht auf die Frage eingehen, war- 
um der Denkmalschutz notwendig ist. Ich will auch 
nicht auf die Frage eingehen, wie es dazu kam, daß 
wir dieses historische Erbe so verspielt haben. 
Dazu ist viel gesagt worden. Sicherlich trifft es zu, 
daß Bauspekulation eine der Hauptursachen dafür 
ist. Es trifft auch zu, daß man einfach sehr schnell, 
sehr hoch und sehr billig bauen wollte. Manche 
Hochhäuser kommen einem vor wie aufgestapelte 
Konservenbüchsen in einem Einkaufsladen: Schön 
sind sie nicht, aber Gott sei Dank wahrscheinlich 
auch nicht dauerhaft. Man braucht sich nicht zu 
wundern, wenn bei solcher Eintönigkeit und auch 
Brutalität der Bauweise mancher von einer Nostal- 
giewelle erfaßt wird. 

Ich möchte mich mit diesen Punkten also nicht 
befassen, sondern will einiges ansprechen, von dem 


ich meine, daß man es ergänzend mit einbeziehen 
sollte. 

Das betrifft zunächst einmal die Fragen der Bil- 
dung. Wir müssen ehrlich zugeben, daß wir in vie- 
len Bereichen kein Verhältnis mehr zur Kultur ha- 
ben, hier insbesondere zur Baukunst. Sicherlich 
mag es in vergangenen Zeiten etwas zuviel Form 
und zuviel Fassade gegeben haben. Dann kam um 
die Jahrhundertwende der Architektengrundsatz 
auf: Form follows function. Die Form soll also der 
Funktion folgen. Heute muß man sich oft fragen, ob 
es nicht heißen muß, daß die Funktion eigentlich 
gar keine Form braucht. 

Niemand will den Weg, den das Bauwesen gegan- 
gen ist, unberücksichtigt lassen. Aber man sollte 
doch beachten, daß es sich hier nicht nur um Funk- 
tionen handelt, sondern auch um Formen. Letztere 
sind eben ein Bestandteil unserer Kultur, für die 
wir mehr Verständnis aufbringen müssen. 

Zur Bildung gehört auch ein besseres Verhältnis 
zur Ästhetik und zur Schönheit. Nach meiner Mei- 
nung gehört zur Bildung auch ein besserer Zugang 
zur Geschichte. In manchen Ländern macht sich im 
Schulbereich bemerkbar, daß man die Geschichte 
sehr vernachlässigt. Da braucht man sich nicht zu 
wundern, wenn man auch das Verständnis für 
Denkmäler, für historische Bauten verliert. Der sei- 
nerzeitige Abbruch des Schlosses in Ost-Berlin, der 
nicht notwendig war, mag ideologisch begründet 
gewesen sein. Aber ein sehr gutes Beispiel haben 
auf der anderen Seite die Städtebauer in Warschau 
gegeben, die alles wieder so hingestellt haben, wie 
es war. Auch das sollte einmal lobend erwähnt 
werden. 

Solche Liebe zum Denkmal ist nur zu verstehen, 
wenn man einen besseren Zugang zur eigenen Ge- 
schichte hat. Es ist wichtig, darauf hinzuweisen, 
daß gerade der Gedanke des Denkmalschutzes 
durch eine Intensivierung des Schulunterrichtes — 
auch und vor allem des Geschichtsunterrichts — 
ergänzt werden muß. 

Nun ein zweiter Punkt. Es betrifft die Ausbildung 
der Architekten. Sie sollten nicht nur Techniker, 
sondern in der Tat wieder Baumeister, Künstler und 
in gewisser Weise auch Soziologen sein. Die Aus- 
bildung muß sich auch auf die Form, auf das De- 
sign, auf die Harmonie, außerdem aber auch auf die 
Einbeziehung der Nachbarschaft erstrecken. Es 
geht einfach nicht an, daß gewisse Bauten ohne 
Rücksicht auf die Gegend, ohne Rücksicht auf die 
Nachbarschaft der Gebäude errichtet werden. 

Ein weiteres. Im Bereich des Denkmalschutzes 
wird auch die Frage der Wiederherstellung zerstör- 
ter oder beschädigter oder verschandelter Bauwer- 
ke gestellt. Ich bin kein ausgesprochener Anhänger 
der These, daß man Sachen wieder bauen sollte, die 
bereits vom Erdboden verschwunden sind, meine 
aber, daß wir die Bauwerke und Denkmäler, die 
entstellt worden sind, wieder in ihren historischen 
Zustand versetzen müßten. Es stört mich einfach, 
wenn in Städten mitunter schöne Fachwerkhäuser 
sind, die oben Mittelalter und unten 21. Jahrhundert 
sind, weil riesige Schaufenster oder gar Nachtloka- 
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le hineingesetzt worden sind. Das sieht dann aus 
wie eine antike Madonna, in die man unten ein 
Fach gebaut hat, in dem manche Neureiche ihre 
Wisky- oder Kognakflaschen verstecken. So eine 
Gotik ohne Unterleib ist eigentlich kein gutes Bei- 
spiel für Denkmalschutz. Man sollte hier den Mut 
haben, die eine Funktion von der anderen zu tren- 
nen und solche Geschäfte dann halt in ein anderes 
Gebäude zu verlegen. 

Lassen Sie mich abschließend noch folgendes sa- 
gen. Wir reden von Denkmälern, die zu schützen 
sind. Wir sollten auch fordern, daß Denkmäler ge- 
baut werden. Ich habe schon gesagt, das, was man 
heute mitunter an Bauwerken sieht, ist garantiert 
nicht geeignet, irgendwelche Gefühle der Schönheit 
oder des Glückes oder der Harmonie zu erzeugen. 
Man müßte — dazu sind auch wir und insbesondere 
die Staaten - aufgefordert, wenn sie Bauwerke hin- 
stellen — doch etwas mehr dazu beitragen, daß 
nicht die Einförmigkeit vorherrscht, sondern daß 
auch wieder Bauwerke erstellt werden, die eines 
Tages würdig sein werden, als Denkmäler ge- 
schützt zu werden. Nur so ist eine lebende Verbin- 
dung zwischen dem Alten und dem Neuen gewähr- 
leistet. (Beifall) 


Freitag, 24. Januar 1975 


T agesordnungspunkt: 

Denkmalschutz in Europa 

(Fortsetzung der Aussprache) 

Dr. Müller (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine lie- 
ben Kolleginnen und Kollegen! Es hat fast gar kei- 
nen Sinn mehr, noch Worte das Dankes an 
Mr. Duncan-Sandys zu richten, weil alle bereits mit 
Recht seine große Initiative und sein großes Enga- 
gement erwähnt haben. Ich möchte aber besonders 
noch einen Aspekt seiner Tätigkeit unterstreichen, 
wenn ich sage, daß er — vielleicht im Gegensatz zu 
vielen anderen — die Ziele des Europarats auch au- 
ßerhalb von Straßburg und Paris in den einzelnen 
Mitgliedsländern mit einem ungeheuren persönli- 
chen Engagement vertreten hat. Ich weiß auch, 
welch große Rolle er in dieser Woche erst bei der 
offiziellen Eröffnung des Europäischen Denkmal- 
schutzjahres auch in meinem Heimatland, in der 
Bundesrepublik, gespielt hat. Wir müssen ihm für 
dieses Engagement danken, weil er durch diese Tä- 
tigkeit außerhalb der Mauern des Parlaments unge- 
heuer viel dazu beigetragen hat, daß der Bevölke- 
rung die Bedeutung des Denkmalschutzes ins Be- 
wußtsein getreten ist. 

Wir befassen uns hier mit einer Frage, zu der wir 
eigentlich verhältnismäßig spät gekommen sind. Ich 
denke hier an Äußerungen, nach denen in den letz- 
ten dreißig Jahren mehr historische Baudenkmäler 
zerstört worden sind als während des Zweiten 
Weltkrieges. Das ist doch eine ganz interessante 


Tatsache. Ich möchte auch an das anknüpfen, was 
mein griechischer Vorredner soeben gesagt hat: Es 
zeigt sich, daß für historische Baudenkmäler nicht 
nur militärische Ereignisse gefährdend sein können. 
Heute stehen vielmehr Erscheinungen der moder- 
nen Industrie, der Umweltschutz, die Bodenspekula- 
tion und andere Faktoren bei der Gefährdung von 
Bauten, die uns aus alten Zeiten überkommen sind, 
im Vordergrund. 

Der Anstoß zu den Überlegungen hinsichtlich ei- 
nes Europäischen Denkmalschutz] ahres ist nicht zu- 
letzt von den Aktionen zur Rettung der Stadt Vene- 
dig ausgegangen. Wenn wir das Beispiel dieser 
Stadt, dieser Perle europäischer Geschichte an der 
Adria, heute erwähnen, so tun wir das auch mit ei- 
nem gewissen Beigeschmack des Kummers. Denn 
trotz des Engagements für Venedig, trotz der finan- 
ziellen Hilfen, die in diesem Zusammenhang einge- 
leitet worden sind, müssen wir leider feststellen, 
daß in bezug auf den Schutz von Venedig nicht al- 
les so vorankommt, wie wir das alle gehofft ha- 
ben. 

Aber lassen Sie mich von dem Beispiel Venedig 
wieder wegkommen. Ich glaube, man kann sagen: 
Venedig ist überall in Europa, und es kommt dar- 
auf an, vor allem das Geschichtsbewußtsein in den 
Bürgern Europas zu wecken, damit sie sich für ihre 
speziellen, aus verschiedenen Kulturkreisen kom- 
menden Kulturdenkmäler einsetzen. 

Es hat in der Vergangenheit öfter Perioden in der 
Geschichte gegeben, in denen man das Geschichts- 
bewußtsein verloren hatte, vielleicht auch einem 
falschen Fortschrittsglauben anhing. Ich denke vor 
allem daran, daß oft alte Grabdenkmäler zur Errich- 
tung von Befestigungsanlagen mißbraucht wurden. 
Und in meinem eigenen Lande, in Bayern, haben 
die Jahre der Säkularisation nicht nur einen großen 
Teil von Baudenkmälern, sondern etwa auch alte 
Bibliotheken zerstört, weil die Menschen in diesen 
Jahren kein Interesse' für diese alten Kulturgüter 
hatten. 

Wenn das Europäische Denkmalschutz jahr Erfolg 
haben soll, kommt es also entscheidend darauf an, 
daß wir das Bewußtsein der Bürger, der Menschen, 
verändern und mit Hilfe dieser Veränderung des 
Bewußtseins die Bürger dazu bringen, sich für diese 
Aufgabe zu engagieren. Hier haben wir, muß ich 
sagen, eine gute Ausgangsposition. Wir haben das 
auch gestern abend gesehen. Der Herr Präsident 
hat ja gestern abend ausdrücklich erwähnt, daß 
noch nie so viele Menschen zu einer derartigen 
Veranstaltung hierher in den Sitzungssaal des Eu- 
roparats gekommen sind. Auch die Presseberichte 
die wir aus den einzelnen Ländern — auch aus 
meinem eigenen Lande in diesen Wochen zur 
Kenntnis nehmen können, zeigen uns, daß die Be- 
wußtseinsbildung unter den Bürgern bereits in vol- 
lem Gange ist. 

Das wird dadurch erleichtert, daß die Stadt als 
solche in Frage gestellt wurde. Wir reden heute in 
allen Ländern von den Schwierigkeiten des Lebens 
in den großen Städten. Man spricht von der Fru- 
stration und von der Anonymität der Bürger in den 
neuen Großstädten, in den Betonsilos. 


22 



Deutscher Bundestag — 7, Wahlperiode 


Drucksache 7/3396 


Dies ist kein städtisches Leben mit der Kommuni- 
kation mehr, wie wir es früher gehabt haben. Daß 
dies so ist, ist entscheidend auch darauf zurückzu- 
führen, daß man Arbeitsplatz und Wohnquartier in 
der modernen Planung voneinander getrennt hat, 
was die Kommunikation in den Städten sicher nicht 
erleichtert hat. Es besteht also die Möglichkeit, zu- 
sammen mit der Erweckung eines neuen Stadtbe- 
wußtseins entscheidende Schritte zur Verbesserung 
des Denkmalschutzes zu tun. Ich glaube, es kommt 
darauf an, die alten Stadtkerne nicht nur zu erhal- 
ten und zu restaurieren, sondern sie auch mit neu- 
em Leben zu erfüllen, d. h. es kommt darauf an, daß 
die Bürger sich engagieren. Ich möchte es einmal 
so formulieren: Eine Restauration von Gebäuden, 
ohne daß die Menschen diese Gebäude mit Leben 
erfüllen, kann nur eine gewisse Gnadenfrist für die- 
se Gebäude bedeuten; es wird dann aber nicht 
möglich sein, zu einer dauerhaften und echten Re- 
staurierung zu kommen. 

Wir brauchen in den Städten ja auch die Berufe, 
die notwendig sind, um die alten Gebäude erhalten 
zu können. Es sind Berufe, die in unserer Industrie- 
gesellschaft am Aussterben sind, seien es nun die 
Vergolder oder Kunstschreiner oder seien es die 
Stukkateure oder Steinmetze. Die Angehörigen die- 
ser Berufe müssen in den Städten einen Platz zur 
Arbeit und zum Leben haben. Dann wird es mög- 
lich sein, die Stadt im alten Sinne des Wortes als 
eine Stätte der Begegnung für die Bürger zu erhal- 
ten. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang an die Aus- 
führungen des Kollegen Aano aus Norwegen an- 
knüpfen, der gestern gesagt hat', in seinem Lande 
sei darüber diskutiert worden, ob die UNO mit ih- 
rem Jahr der Frau nicht etwas progressiver gewe- 
sen sei als der Europarat mit dem europäischen 
Denkmalschutzjahr. Ich glaube, dies ist keine Al- 
ternative. Denkmalschutz ist eine sehr revolutionä- 
re Sache. Es kommt dabei, wenn man Denkmal- 
schutz ernst meint, darauf an, auch das Bewußtsein 
der Menschen zu verändern, damit die Menschen 
aus eigener Überzeugung bereit sind, die Zeugen 
der Vergangenheit zu erhalten. 

Ich möchte einen Punkt aus der Vorlage des 
Ausschusses aufgreifen. Unter Ziffer 23 wird die 
Frage angeschnitten, man sollte untersuchen, ob 
die Restaurierung, die Sanierung von alten Stadttei- 
len nicht wesentlich billiger kommt als die Einrich- 
tung von neuen Wohngebieten. Ich glaube, eine 
umfassende Kosten-Nutzen-Analyse würde unter- 
streichen, daß die Restaurierung für die Volkswirt- 
schaft eines Landes auf lange Sicht gesehen, also 
im Endeffekt weniger Kosten verursacht als die 
Neuerschließung und Neueinrichtung von Bauge- 
bieten. 

Ich möchte darauf verweisen, daß es eine Studie 
der OECD gibt, die entsprechende Untersuchungen 
auch für Fragen des Massenverkehrs beinhaltet und 
das, was ich eben gesagt habe, im Grunde genom- 
men unterstreicht. 

Lassen Sie mich noch einen letzten Punkt an- 
sprechen. Unter Ziffer 19 des Berichtes des Aus- 


schusses heißt es, daß ein großes Volumen an öf- 
fentlichen Mitteln erforderlich sein wird, um diesen 
Prozeß der Restaurierung vollenden zu können. 
Meine Damen und Herren, ich befürchte, daß unse- 
re Hoffnung auf öffentliche Mittel bei der gegen- 
wärtigen Lage der Haushalte der europäischen 
Staaten sehr problematisch ist. Es fehlt überall an 
Geld. Die Hoffnung, etwa über das Recycling von 
Petrodollars etwas zur Erhaltung von europäischer 
Bausubstanz tun zu können, scheint mir eine sehr 
vage Hoffnung zu sein — auch wenn eine deutsche 
Boulevardzeitung kürzlich die Schlagzeile hatte: 
Scheichs wollen Burgen am Rhein kaufen. 

Meine Damen und Herren, die Probleme der Re- 
staurierung, die Probleme des Denkmalschutzes 
sind nur dann lösbar, wenn wir auch ein echtes pri- 
vates finanzielles Engagement zustande bringen. 
Natürlich, in unserer Gesellschaft gibt es materielle 
Interessen, und es wird immer gefragt: Welchen 
Nutzen habe ich von diesem oder jenem? Ich bin 
der Meinung, hier kann der Staat helfen. Der Staat 
muß meines Erachtens auf dem Gebiete der Steuer- 
politik dahin kommen, daß die Restaurierung von 
Gebäuden steuerlich zumindest genauso behandelt 
wird wie die Neuerrichtung von Gebäuden. Natür- 
lich ist es notwendig, das private Engagement zu 
fördern. Der Staat kann nur subsidiär wirken. 

Lassen Sie mich mit folgendem Gedanken schlie- 
ßen: Wenn wir alle in Europa nicht zu der Über- 
zeugung kommen, daß die toten Steine eine Sache 
unseres Herzens sein müssen, besteht die Gefahr, 
daß das europäische Denkmalschutzjahr nur eine 
Episode bleibt und keine Dauerwirkung hat. 

Ansprache des italienischen Ministers für kulturel- 
les Erbe und die Umwelt, Giovanni Spadolini 


Tagesordnungspunkt: 

Wirtschaftliche und soziale Folgen des 
zunehmenden Alters der Bevölkerung in 
Europa 

(Drucksache 3518) 

Berichterstatter: Abg. Frau Gradin 

Dr. Enders (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ge- 
ehrten Damen und Herren! Ich beglückwünsche 
Frau Gradin zu ihrem überaus gut gelungenen Be- 
richt, der uns auf eine Problematik aufmerksam 
macht, die unaufhaltsam auf uns zukommt. Es han- 
delt sich in dem Bericht nicht nur um futuristische 
Überlegungen, sondern auch um exakte Zahlen und 
Statistiken, die uns als Fakten zur Verfügung ste- 
hen. Daher auch herzlichen Dank, Frau Gradin, für 
Ihre gewissenhafte Arbeit! 

Die Perspektiven zeigen — auf einen einfachen 
Nenner gebracht — folgende Tendenzen: 

1. Die Zahl der Geburten sinkt in den hochent- 
wickelten Ländern rapide, und die nachwachsende 
Generation ist zahlenmäßig schwächer als die vor- 
hergehende. 
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2. Der prozentuale Anteil der älteren Menschen 
nimmt in unserer Gesellschaft zu. 

Aus dieser Entwicklung erwachsen den Politi- 
kern Verpflichtungen, die zu politischen Entschei- 
dungen führen. Allein die Frage der Versorgung 
der älteren Generation muß geprüft und entschie- 
den werden. 

Da nicht mehr überall wie früher primär die Fa- 
milien die Versorgung der älteren Menschen über- 
nehmen, müssen andere Institutionen oder der 
Staat an deren Stelle treten. Die Gesellschaft kann 
sich nicht aus der Verantwortung stehlen und sa- 
gen: Du — der Bedienstete — hast mir bis zum 65. 
Lebensjahr gedient, nun mußt Du sehen, wie Du mit 
Deinen Problemen allein fertig wirst! 

Nein, meines Erachtens handelt es sich vielmehr 
um folgende Probleme: a) humanitäre Maßnahmen, 
b) steuerliche Erleichterungen und c) soziale Si- 
cherheit. 

Mit Hilfe der Kommunen und unter Bereitstel- 
lung öffentlicher Gelder ist die Zahl der Plätze in 
den Altersheimen und Altenpflegeheimen bei uns 
um ein Vielfaches erweitert worden. Dort sind die 
einwandfreie Versorgung, die hygienische Unter- 
bringung und die optimale Betreuung gewährlei- 
stet. 

Ich will jedoch nicht verhehlen, daß auch auf 
diesem Sektor private Spekulationshaie auftraten, 
die die alten Menschen auf übelste Weise ausbeu- 
teten, sie um ihr Vermögen brachten, ja, sogar de- 
ren Tod herbeiführten. Es ist daher zu begrüßen, 
daß nach der Gesetzgebung der Bundesrepublik ge- 
wisse Voraussetzungen und Kontrollen bei privaten 
Altenbetreuem vorgeschrieben sind sowie Vor- 
schriften bestehen, deren strikte Einhaltung gebo- 
ten ist. Vor zwielichtigen Gestalten und fragwürdi- 
gen Machenschaften, etwa beim Einkauf in soge- 
nannten Seniorenheimen oder bei der Werbung für 
überwintern auf südlichen Inseln, müssen die alten 
Leute geschützt werden. Ich bin auch nicht der 
Meinung, daß staatliche Altensilos bestehen müs- 
sen, in denen die Menschen wie in Kasernen gehal- 
ten werden. Der Bezug zum Leben draußen, zu der 
Gesellschaft, in der diese Menschen lebten, muß 
aufrechterhalten werden. Möglichkeiten dafür bie- 
ten sich reichlich an. Ich denke an die Altentage 
mit heiteren Programmen, der Ausgabe von Präsen- 
ten, der Verleihung von Auszeichnungen, mit de- 
nen Abwechslung in ihr eintöniges Leben gebracht 
wird. Fahrten durch die Wohngemeinden, durch die 
Neubaugebiete, die Besichtigung neuer Gemein- 
schaftseinrichtungen und Ausflugsfahrten in die 
weitere Umgebung lassen die alten Menschen teil- 
nehmen an dem Fortschritt und an der Weiterent- 
wicklung in ihren Gemeinden. 

Sehr wichtig ist aber auch die Betätigung älterer 
Menschen einerseits als Hobby bei Wandern, Spiel, 
Sport, andererseits aber auch im Gestalten und 
Herstellen von Gegenständen, sei es nur zur eige- 
nen Freude, sei es zum Gebrauch für die Mitmen- 
schen. Dadurch entsteht nämlich eine Selbstbestäti- 
gung, ein Gefühl, nicht überflüssig zu sein, sondern 


seine Erfahrungen und Fähigkeiten den Mitmen- 
schen nutzbar zu machen. 

Die soziale Sicherheit war in der Bundesrepublik 
Gegenstand mehrfacher Erörterung. Gerade in der 
ersten Sitzungswoche dieses Jahres wurden im 
Deutschen Bundestag Entscheidungen über die Dy- 
namisierung der Renten getroffen, der Altersrenten, 
deren Anhebung am 1. Juli erfolgt, ebenso wie der 
Renten für die Kriegsbeschädigten, der Unfallrenten 
und des Landwirtschaftlichen Altersgeldes; sie wer- 
den ab 1. Januar 1976 angehoben. Dadurch werden 
10 Milliarden DM mehr zur Verfügung gestellt. Der 
Sozialhaushalt ist neben dem Haushalt für Verteidi- 
gung der größte im Bundeshaushalt überhaupt. 

Nach den ersten Zahlen, die uns vorliegen, kann 
auch positiv darauf hingewiesen werden, daß 
240 000 Menschen von der flexiblen Altersgrenze 
Gebrauch gemacht haben. Diese Menschen konnten 
mit dem 63. Lebensjahr aus dem Arbeitsprozeß aus- 
scheiden. Ohne Einschaltung des Amtsarztes und 
ohne Bürokratie konnten sie in den Genuß der Ren- 
te kommen. 

In diesem Zusammenhang ist weiterhin das Ge- 
setz über die Verbesserung der Betriebsrenten zu 
erwähnen. Wenn ein Arbeitnehmer von einem Be- 
trieb in einen anderen wechselt, werden seine An- 
sprüche auf betriebliche Rentenleistungen künftig 
nicht mehr verfallen. Sie bleiben ihm erhalten und 
kommen im Alter zu den sonstigen Rentenleistun- 
gen hinzu. 

Gestatten Sie mir zum Schluß noch einige Worte, 
die sich im Jahr der Frau anbieten, denn es beste- 
hen bei den Rentenleistungen immer noch Unge- 
rechtigkeiten zwischen Mann und Frau. Da die 
Frauen auf Grund der geringeren Lohne, die sie er- 
halten, gewöhnlich auch geringere Beiträge an die 
Rentenversicherung bezahlen, haben sie im Alter 
ein geringeres Renteneinkommen. Hier müssen wir 
einhaken und darauf dringen, daß die Frauen bei 
gleicher Arbeit auch den gleichen Lohn wie die 
Männer erhalten. 

Besonders kritisch ist noch der folgende Punkt. 
Wenn eine Familie Rente bezieht und die Frau 
stirbt, erhält der Mann weiterhin die volle Rente. 
Wenn jedoch der Mann stirbt, erhält die Frau nur 
60 °/o der Rente des Mannes. Warum eigentlich? 
Dies ist eine Diskriminierung und eine Ungerech- 
tigkeit. Wir sollten hier dafür eintreten, daß auch 
die Witwen den gleichen Rentensatz erhalten, den 
der Mann erhalten hätte. 

Ich möchte mit einem Wort schließen, das auf 
die Altersprobleme hinweist und das auch die Ju- 
gend beherzigen sollte. Dieses Wort steht ge- 
schnitzt im Fachwerk eines mittelalterlichen Hau- 
ses und lautet: 

Die Alten ehre stets, 
du bleibst nicht ewig Kind, 
sie waren, was du bist, 
und du wirst, was sie sind. 
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Tagesordnungspunkt: 

Stellung und Verantwortung der Eltern in der 
modernen Familie und ihre Unterstützung durch 
die Gesellschaft 

(Drucksache 3531) 

Berichterstatter: Abg. Frau Dr. Wolf 

Frau Dr. Wolf (CDU/CSU) : Herzlichen Dank, Frau 
Präsidentin! 

Verehrte Kollegen, ich habe die Ehre und die 
Freude, Ihnen den Bericht über die Stellung der El- 
tern in der modernen Familie und ihre Unterstüt- 
zung durch die Gesellschaft vorzulegen. Ich glaube, 
wir sind uns in allen europäischen Ländern darüber 
klar, daß sich die Stellung der Eltern in der Familie 
in der letzten Zeit gewandelt hat. Früher — das 
wird in unserem Bericht auch dargelegt — gab es, 
vor allem in den bürgerlichen Familien, eine Tei- 
lung zwischen der Sorge für die Existenzgrundlage, 
die gewöhnlich vom Mann wahrgenommen wurde, 
und der Arbeit im Hause sowie der Erziehung der 
Kinder, für die an erster Stelle die Frau und Mutter 
verantwortlich war. Schon hier lassen Sie mich 
darauf hinweisen, daß die Arbeit im Hause nicht 
die richtige Anerkennung gefunden hat und bisher 
auch bei der Aufstellung des Bruttosozialprodukts 
nicht anerkannt worden ist. Allerdings gibt es jetzt 
neuerdings Beratungen darüber, daß auch diese 
sehr wichtige Tätigkeit in der Gesellschaft im Brut- 
tosozialprodukt verankert werden sollte. 

Sie werden wohl auch darin mit mir übereinstim- 
men, daß sich in allen Ländern in den letzten Jah- 
ren erhebliche Wandlungen vollzogen haben. Die 
Existenzgrundlage ist teurer geworden. In vielen 
Familien haben sich deshalb Vater und Mutter, 
Mann und Frau, entschieden zu arbeiten. Die Erzie- 
hung der Kinder ist mehr und mehr wie ich meine, 
als eine gemeinsame Aufgabe beider Eltern aner- 
kannt worden, und es bahnen sich Veränderungen 
in der Richtung an, daß auch die Tätigkeit im Haus- 
halt von beiden Eltern wahrgenommen wird. 

Wir haben in dem Bericht natürlich besonderen 
Wert auf die Veränderungen in bezug auf die Lage 
der Frau gelegt, weil sie in allen europäischen Län- 
dern deutlicher sind. Ich darf hier besonders erwäh- 
nen, daß Jungen wie Mädchen, Männer wie Frauen, 
das Recht auf eine Berufsausbildung haben — das 
erkennen wir an — , daß sich aber in bezug auf das 
Arbeitsleben ganz deutlich Unterschiede abzeich- 
nen: Die meisten Frauen haben vor ihrer Eheschlie- 
ßung eine kurze Berufstätigkeit, gehen dann, wenn 
sie kleine Kinder haben, aus dem Beruf heraus und 
kehren in eine Tätigkeit für die Gesellschaft — sei 
es in der Produktion, sei es in anderer Weise — zu- 
rück, wenn diese Kinder groß geworden sind. 

Allerdings haben genauere Untersuchungen über 
die Beschäftigung der Frauen deutlich gemacht, daß 
man zwischen verschiedenen Kategorien unter- 
scheiden sollte. Einmal gibt es die breite Schicht 
der Frauen, die aus rein wirtschaftlichen Motiven 
arbeiten und von denen man heute weiß, daß sie 
ihre Arbeit gern aufgeben würden, wenn sie finan- 


ziell die Möglichkeit dazu hätten. Madame Giroud 
hat gerade kürzlich in Frankreich eine Befragung 
durchführen lassen, die ganz deutlich dieses Ergeb- 
nis erbracht hat. Weiterhin gibt es die Frauen, die 
nach einer qualifizierten Berufsausbildung aus ih- 
rem Beruf nicht ausscheiden, sondern weiter tätig 
bleiben wollen — eine nicht so große Gruppe. Da- 
neben gibt es die alleinstehenden Frauen — wir 
sprechen von dem „alleinstehenden Elternteil", 
aber meist handelt es sich hier um Frauen — , die 
natürlich aus wirtschaftlichen Gründen, für den Un- 
terhalt der Kinder, arbeiten. 

Ich darf mit jetzt den Kindern zuwenden und be- 
tonen, daß in unseren Überlegungen die Sorge für 
die Kinder eine entscheidende Rolle gespielt hat. 
Wir sind der Überzeugung und beziehen uns dabei 
auch auf die Erfahrungen der Konferenz der Fami- 
lienminister in Nizza im Jahre 1973, daß es für das 
Aufwachsen eines Kindes entscheidend ist, daß es 
in seinen ersten Lebensjahren eine feste Bezugsper- 
son hat. Wir sind überzeugt, daß dies sowohl der 
Vater als auch die Mutter sein kann; aber es muß 
eine Bezugsperson vorhanden sein, die dem Kind 
für den Anfang des Lebens die notwendige Sicher- 
heit und Geborgenheit gibt. 

In Anerkenntnis der doppelten Aufgabe der Eltern, 
für die Erziehung ihrer Kinder und für die Existenz- 
grundlage zu sorgen, meinen wir, daß man es ihnen 
selbst überlassen sollte, wie sie diese Aufgaben 
verteilen, sei es so, daß beide Eltern berufstätig 
sind, oder sei es so, daß sie sich dahin entscheiden, 
daß ein Elternteil um der Kinder oder des Kindes 
willen zu Hause bleibt. 

Ich habe in dem Bericht, den Ihnen vorzulegen 
ich die Ehre habe, darauf hingewiesen, daß es mei- 
nes Erachtens wichtig ist, daß ein Elternteil in den 
ersten Lebensjahren für das Kind zu Hause ist. Ich 
bin aber völlig offen für die andere Entscheidung, 
daß beide Eltern berufstätig sind, weil ich meine, 
daß wir für beide Entscheidungen Maßnahmen der 
Gesellschaft finden müssen, die diese Entscheidung 
unterstützen. Das haben wir in unserem Bericht 
festgelegt, und zwar haben wir für die Entschei- 
dung, daß ein Elternteil zu Hause bleibt, eine Unter- 
stützung durch die Gesellschaft in der Form eines 
Erziehungsgeldes, vorgesehen. Die Frage der So- 
zialversicherung haben wir so angesprochen, daß 
für den Elternteil, der zu Hause bleibt, eine Zeit vor- 
gesehen werden muß, in der er keine Zahlungen für 
die Sozialversicherung leisten muß und trotzdem 
einen Rentenanspruch erhält. 

Wir haben auch die neue Form der Partner- 
schaftsrente angesprochen, die in manchen Ländern 
diskutiert wird. 

Ferner haben wir darauf hingewiesen, daß auch 
in der juristischen Situation Änderungen eintreten 
müssen, die die Gleichberechtigung der Partner 
deutlicher zum Ausdruck bringen. 

Schließlich haben wir darauf hingewiesen, daß 
die Wiederaufnahme der Arbeit für den Elternteil, 
der sich entschieden hat, zu Hause zu bleiben, er- 
leichtert werden muß, weil wir davon überzeugt 
sind, daß beide Elternteile offen sein müssen für die 
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Verpflichtung in der Gesellschaft, wenn die Sorge 
um kleine Kinder vorüber ist, also etwa in dem Al- 
ter von 35 bis 40 oder in den darüber liegenden 
Jahren. 

Auch für die andere Entscheidung, daß nämlich 
beide Eltern berufstätig sind, müssen von der Ge- 
sellschaft Hilfen angeboten werden. Ich erwähne 
hier z. B. die Hilfe, daß im Krankheitsfall eines Kin- 
des ein Elternteil das Recht haben muß, ohne Ver- 
lust seines Einkommens bis zu zehn Tagen für die- 
ses Kind zu Hause zu sorgen, ohne der Arbeit 
nachzugehen. Ich erwähne, daß wir Maßnahmen 
finden müssen, die Arbeitszeit zu verkürzen, Teil- 
zeitarbeit anzubieten oder, wie es das norwegische 
Beispiel neuerdings zeigt, beiden Eltern eine ver- 
kürzte Arbeitszeit in der Woche anzubieten. 

Ich erwähne, daß Maßnahmen für die Sorge für 
die Kinder notwendig sind, darunter auch eine fi- 
nanzielle Erleichterung, wenn sich die Eltern dazu 
entscheiden, eine Person besonders zu beschäftigen, 
die sich für die Kinder einsetzt. 

Ich möchte hier keine weiteren Ausführungen 
machen und nur noch darauf hinweisen, daß wir 
am Ende unseres Berichtes eine Direktive verab- 
schiedet haben, die vorsieht, daß unsere Kommis- 
sion beauftragt wird, diese Arbeit weiter zu verfol- 
gen und nachzuprüfen, wie die Gleichberechtigung 
verwirklicht wird, vor allem unter Bezugnahme auf 
die Ergebnisse auf diesem Gebiet in den verschie- 
denen europäischen Ländern im Jahre der Frau. 

Dr. Eltders (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Frau Wolf hat dem 
Hohen Hause einen Bericht vorgelegt, zu dem man 
sie beglückwünschen kann. Man wird angeregt, das 
angesprochene Thema von verschiedenen Seiten zu 
beleuchten, Mißstände unserer Gesellschaft zu kri- 
tisieren und vor diesem Forum auf die Auswirkun- 
gen einzugehen, die durch die Berufstätigkeit der 
Frau nicht allein im Hinblick auf das Einkommen 
entstehen. 

Ich meine nicht, daß es früher in den Familien 
eine heile Welt ohne Spannungen gab. Schon im- 
mer traten Aggressionen gegen die elterliche Be- 
vormundung auf, gab es ein Ausbrechen aus der 
herkömmlichen Ordnung und Bestrebungen, sich 
auf eigene Füße zu stellen. Unsere Zeit bewegen al- 
lerdings Probleme in anderen, nicht herkömmlichen 
Dimensionen. Schlagworte wie Jugendarbeitslosig- 
keit, Bildungsnotstand, Numerus-clausus-Opfer, Ju- 
gendkriminalität, Terrorismus, Jugendalkoholismus, 
Drogensucht und Selbstmorde von Jugendlichen be- 
herrschen die Szene. Sind diese Tatbestände Ergeb- 
nisse kurzsichtiger Politik oder moderner Erzie- 
hungsmethoden, vielleicht die Folgen der Vernach- 
lässigung der Kinder? Die Probleme können nicht 
allein politisch gelöst werden, sondern wir bedür- 
fen bei ihrer Lösung der Mithilfe des Elternhauses, 
der Erzieher und der Sozialbetreuer. 

Um der frühen Verantwortung der Jugendlichen 
— etwa während der Zeit des Wehrdienstes — ge- 
recht zu werden, wurden in verschiedenen Ländern 
Wahlalter und Volljährigkeitsalter herabgesetzt. 


Freizeitzentren und Jugendheime sind errichtet 
worden, um die Jugendlichen von der Straße zu ho- 
len und vor kriminellen Delikten, vor Alkohol und 
Drogen zu bewahren. Erste Erfolge, die erzielt wor- 
den sind, sollen nicht überheblich machen, aber an- 
erkannt werden. 

Die Zahlen über die Selbstmorde von Jugendli- 
chen sind erschreckend. In der vergangenen Woche 
teilte mir die Bundesregierung mit, daß wir in den 
vergangenen Jahren jährlich über 400 Suizide von 
Jugendlichen hatten. In den Vereinigten Staaten 
hat sich die Selbstmordrate von Jugendlichen im 
letzten Jahrzehnt verdreifacht. Dort legen täglich 
etwa 30 Jugendliche Hand an sich. Hat das Eltern- 
haus oder die Schule versagt? Müssen eine schlech- 
te Schulnote oder ein negatives Zeugnis, eine unge- 
wollte Schwangerschaft einen jungen Menschen in, 
den Tod treiben? Gibt es materielle Kriterien, die 
ein Menschenleben aufwiegen? 

Ich meine, hier ist es dringend erforderlich, Auf- 
klärung zu betreiben, die Eltern von irrigen Vor- 
stellungen zu lösen, Erziehungshilfe zu leisten, Mo- 
delle einzurichten, um die Jugendlichen vor weite- 
rem Schaden zu bewahren. Dabei wollen die Eltern 
in den meisten Fällen nur das Beste für ihre Kinder. 
Ihre Kinder sollen es einmal leichter, besser haben 
als sie selbst. Was sind jedoch die Wertmaßstäbe 
für dieses Besser-Haben? Sind es hohes Einkom- 
men, häuslicher Wohlstand, großes Ansehen? 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, diese 
Vorstellungen sind revisionsbedürftig. Die Eltern 
sollten im Hinblick auf die konfliktreiche Zukunft 
der Kinder nicht irreale Werte im< frühen Jugendal- 
ter vermitteln. Die schlimmsten dieser gefährlichen 
Wertvorstellungen will ich hier nennen und verur- 
teilen. 

Erstens ist die Vorstellung zu nennen, mehr Be- 
sitz im späteren Leben bedeutet automatisch mehr 
Glück für die Kinder. Nur das permanente Glück, 
so wird gesagt, ist erstrebenswert. Wer es nicht 
schafft, ist abnorm. Raffen und den Besitz mehren 
sind dann die einzigen Konsequenzen. 

Ein zweiter Punkt: Menschen, die mehr leisten, 
sind bedeutender als andere. Abgesehen davon, daß 
dieses Werturteil von denen aufgestellt wurde, die 
sich selbst für bedeutend halten, ist es verwerflich 
an diesem Postulat, daß das Kind schon von Jugend 
an in einen Dauerstress gepreßt wird und so unter 
einem Leistungsdruck steht, der zu physischem und 
psychischem Versagen, ja, zu Kurzschlußhandlun- 
gen führt. Daher möchte ich in dieser Debatte den 
Appell an alle richten, die Kinder nicht nur zu Ro- 
botern der Zivilisation und der Technik zu machen, 
sondern ihnen die Vorzüge der elterlichen Fürsorge 
zukommen zu lassen, die man heute in der Arbeits- 
welt als fortschrittliche Begriffe preist, nämlich 
Verständnis und Humanität. 

Frau Dr* Wolf (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Ich 
möchte mich bei den Rednern sowohl für die Unter- 
stützung als auch für die Kritik bedanken. Ich glau- 
be, ich habe in allen Reden feststellen können, daß 
wir in den Prinzipien der Gleichberechtigung und 


26 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3396 


der Partnerschaft einig sind und die freie Wahl für 
beide Eltern anerkennen. Zu den Bedenken, die 
Herr Stoffelen in seinem Beitrag zum Ausdruck ge- 
bracht hat, möchte ich sagen, daß ich sie durchaus 
teile. Wir haben noch nicht genug über die Verän- 
derung der menschlichen Haltung in einer Ehe ge- 
sprochen, weil wir meinen, daß das ein außeror- 
dentlich schwieriges Thema ist, welches sich ei- 
gentlich unserem Einfluß entzieht. Aber ich schlage 
vor, daß wir die zehn Punkte, die Sie erwähnt ha- 
ben und die sicher weiter studiert werden müssen, 
aufnehmen sollten, wenn uns, also der Sozialkom- 
mission, der Auftrag gegeben wird, die Frage, in 
welcher Weise man den Forderungen nach Gleich- 
berechtigung gerecht werden kann, weiter zu un- 
tersuchen. 

Ich darf darauf hinweisen, daß beide Punkte, die 
Bedeutung der Eltern für die Erziehung der Kinder 
wie die freie Entscheidung, im Mittelpunkt unserer 
Überlegungen gestanden haben. Ich bin dankbar, 
daß gerade auf die Frage der Erziehung der Kinder, 
der Sorge für die Kinder und der Gefahren für die 
Kinder — die dann entstehen, wenn sie in ihren er- 
sten Lebensjahren keine Bindung haben — so deut- 
lich hingewiesen worden ist. Wir meinen, daß wir 
auf diesem Gebiet noch ziemlich viel zu tun haben, 
und hoffen, daß uns das Jahr der Frau, das Jahr 
1975, noch weitere Anregungen geben wird. 

Heute vormittag ist bei den NGO's, den Non- 
Gouvernmental Organizations, von Frau Hubinek 
der Wunsch zum Ausdruck gebracht worden, daß 
man in diesem Jahr möglichst in allen Mitglieds- 
ländern Untersuchungen über die Stellung der Frau 
machen sollte. Das ist eine Anregung, die wir viel- 
leicht auch hier aufnehmen dürfen, weil sie für un- 
sere weitere Arbeit von außerordentlicher Bedeu- 
tung sein wird. 

Zum Schluß, Frau Präsidentin, möchte ich mich 
bei Mr. Page noch einmal sehr herzlich bedanken; 
denn eine Bekehrung durch unseren Bericht be- 
wirkt zu haben ist natürlich eine besondere Ehre 
und Freude. 


Tagesordnungspunkt: 

Umweltpolitik in Europa 1973 — 74 

(Drucksache 3530 und 3549) 

Berichterstatter: Abg. Delorme 

Ansprache der norwegischen Ministerin für Um- 
weltf ragen Gro Harlem Brundtland 

Richter (SPD): Herr Präsident! Frau Minister! 
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Wenn ich 
die Rednerliste ansehe, muß ich ein klein wenig mit 
Kummer feststellen, daß hier zwei Technologen die 
Diskussion eröffnen. Ich bitte Herrn Kollegen Ra- 
dius um Verständnis dafür, daß sich das rein zufäl- 
lig so ergibt. Ich darf nur sagen, daß ich in der 
Vergangenheit mit seinem Ausschuß in diesen Fra- 
gen sehr eindrucksvoll Zusammenarbeiten konnte. 


In dieser Stunde, die wir im Moment erleben, 
kommt mir in beste Erinnerung jene Stunde ver- 
gleichbarer Art, die wir mit Commander Casteau 
erlebten, der von dem Kollegen Radius und seinem 
Ausschuß eingeladen worden war, als wir uns hier 
im Europarat bemühten, Umweltprobleme in die Be- 
wußtseinslage der Menschen in Europa einzufüh- 
ren. Ich muß mich auch bei dem Berichterstatter, 
dem Kollegen Delorme, dafür bedanken, daß er so 
bereitwillig an den Beratungen des Ausschusses für 
Wissenschaft und Technologie teilnahm und bereit 
war, seine Ausführungen und Empfehlung mit unse- 
rem Berichterstatter, mit dem Kollegen Paul 
Riviere, abzustimmen. 

Wenn ich als Technologe die gegenwärtige Dis- 
kussion bewerten soll, fühle ich mich, wenn ich 
streckenweise so die Diskussion verfolge, ein biß- 
chen an den Wilden Westen und an die dereinst 
dort geführte Diskussion darüber erinnert, ob die 
Eisenbahn wertvoll oder nicht wertvoll ist. Wenn 
es eine Parallele gibt, dann wohl nur die: mit dem 
Vordringen der Eisenbahn begann ein neues Zeital- 
ter und wir stehen heute auch in einer Entwicklung 
moderner Technologien und Energiegewinnung, 
von der noch niemand verläßlich und absolut ge- 
nau sagen kann — das hat die Frage des Kollegen 
Ronald Brown ja deutlich gemacht — , wohin die 
Reise letztlich geht. Unsicherheit und Skepsis ge- 
genüber den Errungenschaften des Atomzeitalters 
sind verständlich, wenn wir daran denken, daß sich 
das Atomzeitalter — das hat Herr Riviere vorhin 
gesagt — mit Hiroshima und Nagasaki in der Tat 
ankündigte. Angst und Hysterie dürfen jedoch das 
Diskussionsklima nicht bestimmen. Die Entwick- 
lung des Energiebedarfs und die Verknappung der 
Rohstoffe zwingen uns, nach neuen Energiequellen 
Ausschau zu halten. 

Dem Bericht, den Sie vorgelegt haben, Frau Mini- 
ster, kann ich aus der Sicht des Technologieaus- 
schusses einige Erkenntnisse hinzufügen. Wir sind 
mit Ihnen der Auffassung, daß das Mineralöl knap- 
per und sicherlich auch teurer wird. Außerdem sind 
wir in diesem Hause immer von der Erkenntnis 
ausgegangen, daß es im gegenwärtigen Zeitpunkt 
als politische Waffe mißbraucht wird. 

Der Anteil des Erdgases an der Energieversor- 
gung soll weiter gesteigert werden — die Bundes- 
republik Deutschland profitiert davon — , aber aus 
wirtschaftlichen Gründen wird das Erdgas keine 
überragende Bedeutung gewinnen können. Die 
Steinkohle, die unseren Bedarf an Primärenergie 
noch für etwa 200 Jahre wird decken können, ruft 
große Umweltbelastungen hervor; außerdem fehlt 
es an Förderungskapazitäten und Arbeitskräften. 

Bei der Wasserkraft bietet sich kaum noch eine 
Ausbaumöglichkeit an. Den Beratungen mit dem 
Vertreter der OECD im Ausschuß für Wissenschaft 
und Technologie — ich sage das hier mit Dankbar- 
keit; Herr Wallauschek war in dieser Woche unser 
Gast — haben wir entnehmen können, daß Wind- 
kraft und Erdwärme nur in ganz bestimmten Regio- 
nen und dort auch nur begrenzt eingesetzt werden 
können. Dies hat Herr Delorme in seiner Empfeh- 
lung ja auch zum Ausdruck gebracht. 
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Um auch in Zukunft mit der bisherigen Steige- 
rungsrate des Stromverbrauchs noch auszukommen, 
müssen wir den Anteil an Kernenergie bei der 
Stromerzeugung ohne Zweifel erhöhen. Das ist eine 
Erkenntnis, der wir uns als Technologen nicht ver- 
schließen können. 

In der Bundesrepublik gehen wir davon aus, daß 
um die Jahrhundertwende Kernkraftwerke 80 °/o un- 
serer Stromversorgung übernehmen müssen. Damit 
wird der Schutz der Bevölkerung vor Schäden 
durch ionisierende Strahlen oder radioaktive Stoffe 
immer stärker zu einem akuten Problem für uns Po- 
litiker. 

Diese Versammlung ist sich einig, daß der Schutz 
der Bevölkerung vor Schäden durch radioaktive 
Stoffe absolut eindeutig Vorrang vor wirtschaftli- 
chen Aspekten haben muß. Das hat Herr Delorme 
in unserem Ausschuß sehr aktiv verteidigt. Der 
Strahlenschutz im Brennstoffkreislauf bei Transport 
und Lagerung radioaktiver Abfälle darf nicht in 
kritische Dimensionen wachsen. Wenn wir auch 
den einen oder anderen Teil dieser Empfehlung 
sehr vorsichtig bewerten — - wir haben nicht völlige 
Einigung erreichen können, etwa in der Frage der 
Versenkung von atomarem Müll in das Meer — , so 
glaube ich doch, daß wir das Problem hier mit Er- 
folg weiter diskutieren können. 

Wir Politiker stehen hier in einer sehr schwieri- 
gen Position. Wir müssen den wirtschaftlichen 
Fortschritt durch ein ausreichendes Angebot an 
Energie sichern. Auf der anderen Seite brauchen 
wir Verfahren, nach denen wir in irgendeiner Form 
die Genehmigungen für die Errichtung von Kern- 
kraftwerken und Brennstoffabriken erteilen. 

Ich darf sie noch auf folgenden Bereich — das ist 
mein letzter Gedanke — aufmerksam machen. Es 
ist paradox, daß ich daran glaube, daß wir auch in 
dieser Frage gegenüber den multinationalen Ölkon- 
zernen besonders wachsam sein müssen. Ich glau- 
be, daß sie längst außerhalb ihres eigenen Ölbe- 
reichs spekulieren. Nach meiner Information haben 
die sieben Exxon-Schwestern, der Welt zweitgrößte 
Multis, schon längst ihre Finger nach den Atommil- 
liarden ausgestreckt. In den USA produziert Exxon 
inzwischen in mehreren Atomfariken Brennelemen- 
te, und demnächst will der Konzern auch versu- 
chen, in Europa Fuß zu fassen. 

Bei diesem Ausblick droht die Gefahr, daß uns 
die Aktionen — wenn ich das jetzt sagen darf — 
der blonden Araber in Zukunft möglicherweise 
noch etwas mehr Schwierigkeiten machen als die, 
die wir in der Vergangenheit aus anderer Richtung 
gewohnt sind. Es kommt darauf an, daß wir durch 
Gesetze im nationalen Raum — Frau Minister, Sie 
haben das vorhin dargestellt; da stehen wir noch 
am Anfang — - und durch internationale Vereinba- 
rungen, von denen schon einige vorliegen, solchen 
Erscheinungen rechtzeitig begegnen. 

Ich würde mich freuen, Herr Präsident, wenn die 
Zusammenarbeit dieser beiden Ausschüsse das er- 
leichtert. 


Dr. Ahrens (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Seit drei oder 
vier Jahren schon ist einer der Höhepunkte der 
Wintertagung unserer Parlamentarischen Versamm- 
lung die Diskussion über den Umweltschutz. Es war 
ganz sicherlich das Verdienst unseres verehrten 
früheren Kollegen Henri Cravatte, durch klare und 
aufrüttelnde Berichte die Probleme aufgezeigt und 
das Interesse der Versammlung geweckt zu haben. 
Wir schulden ihm, glaube ich, auch heute noch 
Dank für diese Leistung. 

Besonders erfreut aber bin ich darüber, daß Kol- 
lege Cravatte in unserem Freund Delorme einen 
würdigen, wohlinformierten und engagierten Nach- 
folger gefunden hat. Ich möchte ihm zu seinem Be- 
richt herzlich gratulieren. 

Herr Präsident, ich möchte nicht zu allen Berich- 
ten, die im Augenblick zur Diskussion stehen, Stel- 
lung nehmen, sondern nur zu dem vorliegenden 
sehr gründlichen und, wie ich meine, ausgewoge- 
nen Bericht des Kollegen Delorme. Aber auch die- 
sen Bericht möchte ich nicht umfassend würdigen, 
sondern nur einen Punkt herausgreifen, allerdings 
einen Punkt, der in der Diskussion immer mehr in 
den Mittelpunkt gerückt, den auch der Ausschuß 
für Kommunalpolitik und Raumordnung unter Bei- 
ziehung von Experten am eingehendsten diskutiert 
hat und den deshalb auch der Berichterstatter mit 
Recht besonders hervorhebt: Ich spreche von dem 
Zielkonflikt zwischen Energie und Umwelt. 

Herr Präsident, wir alle erinnern uns noch deut- 
lich der Situation vor einem Jahr, als auch die Sit- 
zungen unserer Versammlung von den Drohungen 
und den Liefersperren der Ölstaaten überschattet 
waren. Spätestens in jenen Wochen im Januar vori- 
gen Jahres wurde jedem Politiker, aber auch einer 
breiten Öffentlichkeit klar, wie wichtig eine gesi- 
cherte Energieversorgung für die wirtschaftliche, 
aber, wie ich meine, auch für die politische Stabili- 
tät unserer Länder ist und wie unsicher der Grund 
ist, auf dem unser immer wieder zitierter Wohl- 
stand ruht. 

Alle unsere Staaten haben seit dieser Situation 
vor einem Jahr erhebliche Anstrengungen unter- 
nommen, um die Sicherheit der Energieversorgung 
zu verbessern. Die enge Zusammenarbeit zwischen 
den meisten Industriestaaten des Westens, verbes- 
serte Kontakte auch zu den Ölstaaten, stärkere 
Rückgriffe auf eigene Energiequellen, die Verstär- 
kung der Prospektion im eigenen Bereich und der 
Ausbau der Energieforschung waren alle auf das 
eine Ziel gerichtet, nämlich die Abhängigkeit von 
Mineralöl zu verringern und damit einen wesentli- 
chen Teil unserer Unabhängigkeit und Entschei- 
dungsfreiheit zurückzugewinnen. 

Herr Präsident, alle Untersuchungen, die in die- 
ser Zeit in unseren Ländern angestellt worden sind, 
führen zu dem Ergebnis, daß das angestrebte Ziel 
nur zu erreichen ist — dies ist hier heute auch von 
allen Sprechern zum Ausdruck gebracht worden — , 
wenn die Kernenergie sehr viel stärker als bisher 
zur Deckung des weiter steigenden Energiebedarfs 
eingesetzt wird. Wir können weder auf den techni- 
schen Einsatz von Sonnenenergie noch auf den von 
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Erdwärme warten. Erst im nächsten Jahrhundert 
wird die Solarenergie vielleicht einen spürbaren 
Beitrag zur Energieversorgung unserer Welt liefern 
können. Weder die Nutzung der Gezeiten noch die 
der Wasserkräfte wird eine fühlbare Hilfe sein kön- 
nen, ganz abgesehen davon, daß auch die Nutzung 
unserer Flüsse und Quellen für die Stromerzeugung 
ein Umweltproblem besonderer Art darstellt. Ich 
erinnere unseren verehrten Berichterstatter an das, 
was er in seiner eigenen Nachbarschaft im Tal der 
Durance sehen kann. 

Wir werden in Zukunft in unseren Staaten mehr 
öl und mehr Gas fördern. Wir werden unsere Koh- 
levorräte intensiver und sinnvoller nutzen als bis- 
her. Aber alle diese Bemühungen führen nicht dar- 
an vorbei, daß die Zahl der Kernkraftwerke in den 
nächsten zehn Jahren vervielfacht werden muß, 
wenn wir aus der Abhängigkeit vom Erdöl heraus- 
kommen wollen. 

Damit sind wir beim Kern des Problems. Jeder 
Bau eines Kernkraftwerks trifft heute auf den Wi- 
derstand großer Teile unserer Bevölkerung, und 
auch nicht wenige unserer Kollegen in den Parla- 
menten sehen darin einen gravierenden Eingriff in 
die Umwelt, den es zu verhindern gilt. Dieser Wi- 
derstand und diese Unruhe liegen sicherlich einmal 
an mangelnder Information. Es dürfte zum anderen 
aber auch falsch sein, die Information, die die Be- 
völkerung wirklich bekommt, den wirtschaftlich in- 
teressierten Unternehmen zu überlassen, den Er- 
bauern oder den Betreibern dieser Anlage, und 
nicht vom Staat her, von einer objektiven Stelle 
her, auf die Notwendigkeit, die einzuhaltenden Si- 
cherheitsbestimmungen, die Risiken, aber auch die 
Chancen von Kernkraftwerken hinzuweisen. 

Die Kernkraft erfordert eine Technik mit neuen, 
mit größeren Risiken und Chancen. Sie ist eben 
nicht eine Art fortentwickelter Dampfmaschine, sie 
ist etwas ganz Neues. Heute scheinen mir — und 
das ist das Ergebnis von Anhörterminen, die wir im 
Deutschen Bundestag durchgeführt haben — die Ri- 
siken der Kernkraftwerke selbst beherrschbar. Nie- 
mals haben Wissenschaft, Technik und Behörden 
solch strenge Sicherheitsvorschriften ausgedacht 
und erarbeitet, und niemals bisher wurden so um- 
fassende und strenge Anforderungen an die Sicher- 
heit einer technischen Anlage gestellt wie bei 
Kernkraftwerken. Diese Sorgfalt hat dazu geführt, 
daß von einem betriebenen Kernkraftwerk keine 
die Bevölkerung und die weitere Umwelt gefähr- 
denden Auswirkungen mehr auszugehen brau- 
chen. 

Die Probleme fangen nach meinem Eindruck viel- 
mehr erst dort an — auch das kam heute hier zum 
Ausdruck — , wo es um den Atommüll geht. 

Ein erstes Problem: Teile dieses Mülls verlieren 
ihre Strahlung zwar schon in 200 oder 300 Jahren, 
andere hingegen erst in tausend oder gar Millionen 
Jahren. Ich teile die Auffassung des Kollegen 
Riviere, daß wir diesem Problem nur im Wege ei- 
ner sehr engen Kooperation zwischen allen Staaten 
dieser Welt beikommen können. Aber selbst wenn 
wir diese Kooperation haben, und selbst wenn wir 
diesen Atommüll in die tiefsten Bergwerke und in 


die tiefste See versenken, wer gibt mir eine Garan- 
tie, die über diese oder die nächste Generation hin- 
ausgeht? 

Ein zweites Problem: Zum Betrieb von Atomreak- 
toren gehören Anreicherungsanlagen für Uran. Bis- 
her verfügen nur wenige Staaten über solche Anla- 
gen; künftig werden es immer mehr sein. Wer aber 
Uran anreichern kann, kann auch die Atombombe 
bauen. 

Ein drittes Problem: Mit Uran betriebene Kern- 
kraftwerke produzieren Plutonium. Man schätzt, 
daß wir in der Bundesrepublik Deutschland in zehn 
Jahren jährlich etwa 10 000 kg Plutonium erzeugen 
werden; in der ganzen Welt mögen es 100 000 oder 
120 000 kg sein. Nur 5 bis 6 kg benötigt man, um 
eine Atombombe zu bauen. Sicherlich kann einen 
solchen Mißbrauch nicht jeder betreiben, aber auch 
das Fachwissen und die Zahl der Fachleute wach- 
sen mit der Zahl der betriebenen Kernkraftwerke. 

Das sind drei Probleme, die heute nicht gelöst 
sind und die wir heute auch nicht lösen können, 
deren wir uns aber ständig bewußt sein müssen. 
Ich meine, daß wir trotz dieser bisher nicht gelö- 
sten Probleme gleichwohl mit der Atomernergie le- 
ben müssen und daß wir sie brauchen. Wir müssen 
hier aber gerade auch aus der Sicht des Umwelt- 
schutzes einige Forderungen erheben. 

Dabei ist es selbstverständlich, daß die Sicher- 
heitsvorkehrungen stets dem neuesten Stand von 
Wissenschaft und Technik entsprechen müssen. 
Wichtig erscheint mir aber auch — das wurde in 
der heutigen Diskussion auch bereits erwähnt — 
daß die in Kernkraftwerken erzeugte Wärme mög- 
lichst voll für die Energie- oder Wärmeversorgung 
genutzt wird. Heute wird nur etwa ein Drittel der 
erzeugten Wärme eines Kernkraftwerks für die 
Elektrizitätsversorgung ausgenutzt; zwei Drittel ge- 
hen in die Flüsse oder in die Umwelt und schaffen 
dort die Probleme, mit denen wir es zu tun haben, 
sie belasten die Umwelt. 

Es ist technisch möglich, wenn auch nur unter 
erheblichen Kosten auch diese Abfallwärme zu 
nutzen, etwa für die Fernwärmeversorgung unse- 
rer Städte. Herr Präsident, durch eine volle Nut- 
zung der erzeugten Wärme könnten wir die Zahl 
der benötigten Kraftwerke geringer halten und au- 
ßerdem durch Ausnutzung vorhandener Wärme ei- 
nen wertvollen Beitrag zur Verbesserung der Um- 
welt liefern. 

Im übrigen aber sollten wir bei der ganzen Dis- 
kussion über den Zielkonflikt zwischen Energie 
und Umwelt auch nicht die Chancen übersehen, die 
der Einsatz sauberer Energie, insbesondere auch 
elektrischer Energie, für den Umweltschutz bietet. 
Untersuchungen in unseren Städten haben ergeben, 
daß durch Umstellung der Beheizung der Wohnun- 
gen und Geschäftsräume auf Fernwärme oder elek- 
trische Wärme wesentliche Verbesserungen der 
Luftqualität zu erreichen sind. Es wäre daher ein- 
seitig, wenn wir in der Diskussion die Anlagen der 
Energieversorgung und damit auch die Kernkraft- 
werke nur als Störfaktoren sähen und nicht zu- 
gleich die Möglichkeiten nutzten, die die Verwen- 
dung sauberer Energie für den Umweltschutz bietet. 
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Herr Präsident, gestatten Sie, daß ich gleich heu- 
te noch einige ganz kurze Ausführungen zu dem 
Amendement Nr. 4 mache, das wahrscheinlich erst 
morgen früh behandelt werden wird; ich kann mor- 
gen den Beratungen nämlich leider nicht folgen. Ich 
habe dieses Amendement, das auf die Bedeutung 
der Raumordnung für den Umweltschutz hinweist, 
gestern im Ausschuß eingebracht. Der Ausschuß — 
das darf ich gleich sagen — hat ihm zugestimmt. 
Ich wollte damit auf die besondere Bedeutung der 
Raumordnung für einen vernünftigen Umweltschutz 
hinweisen. Diese Bedeutung ist unbestritten. Ich 
wollte damit aber auch ein weiteres Ziel verfolgen, 
Herr Präsident, nämlich die besondere Bewertung, 
die die Raumordnung in diesem Hause als Aufgabe 
des Huroparats gefunden hat, auch hier wieder ein- 
mal zur Sprache bringen, in der Hoffnung, daß dann 
eines Tages vielleicht auch das Ministerkomitee 
diese Aufgabe in den Arbeitsprogrammen entspre- 
chend würdigt. 

Tagesordnungspunkt: 

Haftpflicht für Umweltschäden 

(Drucksache 3515) 

Berichterstatter: Abg. Henri Schmitt 

Tagesordnungspunkt: 

Probleme im Zusammenhang mit der Beseiti- 
gung von städtischem und industriellem Müll 

(Drucksache 3546) 

Berichterstatter: Abg. Minocci 


Samstag, 25. Januar 1975 

Tagesordnungspunkt: 

Umweltpolitik in Europa 1973 — 74 

(Fortsetzung der Aussprache) 

LemmriCh (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die Notwendig- 
keit, unseren Lebensraum auch für die Zukunft le- 
bensfähig zu halten, was ja alles Umweltschutz 
heißt, wird zunehmend von allen erkannt. Wir dür- 
fen jedoch nicht auf halben Wege stehen bleiben. 
Daher begrüße ich den Vorschlag der Entschlie- 
ßung, die Information und die Erziehung zum akti- 
ven Umweltschutz zu intensivieren. 

Die Erhaltung bzw. Wiederherstellung der Le- 
bensfähigkeit unserer Lebensräume hängt vom un- 
mittelbaren Verhalten jedes einzelnen Bürgers ab, 
aber auch von seinem Verständnis, daß dies alles 
sehr viel Geld kostet und auch zu Lasten der eige- 
nen Konsumerwartungen geht. Die Erhaltung der 
Lebensfähigkeit des menschlichen Lebensraumes 
erfordert vielfältige gesetzliche Regelungen und ei- 
nen außerordentlich hohen Finanzbedarf. 


Der hohe Finanzbedarf ergibt sich aus den erfor- 
derlichen Investitionen unserer Staaten und vor al- 
lem auch der Gemeinden. Ein hoher Finanzbedarf 
ergibt sich aber auch für die erforderlichen Investi- 
tionen der Wirtschaft, die hier auf Grund des so oft 
zitierten Veranlassungsprinzips tätig werden muß. 
Diese Beträge werden sich notgedrungen in den 
Preisen niederschlagen. Unsere Zukunft verlangt 
aber, daß wir dies alles auf uns nehmen und dafür 
Verständnis zeigen. 

Immer wieder ist die Meinung zu hören, ein Ver- 
zicht auf Wirtschaftswachstum würde das Problem 
Umweltschutz lösen können. Mit scheint dies ein 
Irrtum zu sein. Nur ein stetiges gesundes Wachs- 
tum unserer Volkswirtschaften kann die Finanzmit- 
tel schaffen, die zur Lösung der dringenden Um- 
weltschutzprobleme erforderlich sind, wie etwa rei- 
nes Wasser, entgiftete Luft, weniger Lärm und eine 
Erde, die nicht eine einzige Müllkippe geworden 
ist. 

Wirtschaftswachstum heißt aber nicht Wachstum 
um jeden Preis, obwohl eine solche Geisteshaltung 
und eine solche Wirtschaftspolitik auch heute noch 
in manchen Ländern dieser Erde zu finden sind. Die 
wirtschaftlichen Bedürfnisse unserer Mitbürger — 
und das heißt letztlich: das tägliche Brot für jeden 
— • und die Bedürfnisse der Erhaltung der Lebensfä- 
higkeit unseres Lebensraumes müssen sich in ei- 
nem ausgewogenen Verhältnis zueinander befinden. 
Beide Faktoren sind gleichermaßen wichtig. Es darf 
hier kein Entweder — Oder geben. 

Es ist auch die Meinung zu hören, daß die Um- 
weltgefährdung vor allen Dingen ein Problem der 
freiheitlichen Wirtschaftsordnungen sei und daß es 
dieses Problem in einer sozialistischen Gesellschaft 
und Wirtschaftsordnung nicht gebe. Auch dies ist 
ein Irrtum. Die Probleme sind dort dieselben wie 
bei uns, nur daß das Benzin dort vielleicht noch et- 
was mehr stinkt. Die kommunistischen Staaten lie- 
gen in der Bewältigung dieser Probleme noch wei- 
ter zurück als wir, weil ihre Technologie oft nicht 
auf dem neuesten Stand ist und weil vor allen Din- 
gen — das kann man auch immer wieder feststellen 
— die erforderlichen Finanzmittel für die Umwelt- 
investitionen fehlen. 

Abschließend möchte ich die Feststellung aus der 
Entschließung in dem guten Bericht des sehr ver- 
ehrten Kollegen Delorme unterstreichen, daß die 
Umweltschutzpolitik in Europa aus dem Status der 
Erkenntnisse und der Feststellungen in den Status 
des Handelns eintreten muß. Daher habe ich einen 
Aspekt angesprochen, der mir beim Handeln von 
Bedeutung zu sein scheint. Als Politiker müssen 
wir über Sachkunde verfügen, aber die Gesamt- 
schau aller Aspekte bestimmt letztlich unser politi- 
sches Handeln, wenn es als Ganzes und für alle 
Menschen erfolgreich sein soll. 

Tagesordnungspunkt: 

Ergebnise des europäischen Symposiums über 
die Organisation des Süßwasserschutzes 

(Drucksache 3545) 

Berichterstatter: Abg. Delorme 
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Tagesordnungspunkt: 

Die Beschlüsse der 10. Tagung der Europäischen 
Gemeindekonferenz 

(Drucksache 3544) 
Berichterstatter: Abg, Weber 

Dr. Kempfier (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es ist in dieser Versammlung 
üblich und ich entspreche dieser Tradition sehr 
gern, dem Berichterstatter ein Wort des Dankes zu 
sagen. Ich möchte meinem Dankeswort an Herrn 
Kollegen Pierre Weber aber heute einen ganz spe- 
zifischen Gehalt geben. Ich freue mich, daß die 
Empfehlung, die dem Bericht über die 10. Europä- 
ische Gemeindekonferenz vorangestellt ist, die Rol- 
le dieser Konferenz im Rahmen der Zielsetzung des 
Europarats in aller nur wünschenswerten Klarheit 
herausgestellt ist. Es heißt dort, daß die Rolle, die 
die Gemeindekonferenz für die Verwirklichung der 
Ziele des Europarats spielt, unersetzlich ist und daß 
dementsprechend die Aufgabe der Konferenz vor 
allem darin bestehen sollte, die Verbindung zwi- 
schen den Gebietskörperschaften und dem Europa- 
rat zu halten und zu verstärken. Ich beziehe mich 
hier vor allem auf die Einleitung der Empfehlung, 
wo dies in den Ziffern 3 bis 8 in trefflichen Worten 
formuliert ist. 

Die Rolle der Gemeindekonferenz als Partner un- 
serer Parlamentarischen Versammlung möchte ich 
noch einmal besonders hervorheben. Ich tue das 
nicht nur deshalb, weil ich ein überzeugter Fö- 
deralist bin und aus einem Land komme, dessen 
staatliche Ordnung nach wie vor von diesem Prin- 
zip geprägt ist. Ich tue das auch nicht nur deshalb, 
weil ich aus Bayern komme, einem Land, das dieses 
Prinzip mit aller Hartnäckigkeit und allem Eigen- 
sinn seit Jahrhunderten verteidigt. Sondern ich tue 
es vor allem deshalb, weil die Gemeindekonferenz 
ja im Schoße dieser Versammlung entstanden ist. 
Der Berichterstatter hat hier und Herr Kollege Ra- 
dius hat schon bei der Gemeindekonferenz auf die- 
se Tatsache, die wir nicht vergessen sollten, hinge- 
wiesen. 

Wir wollten damals und wollen auch heute, daß 
die europäische Idee bis in die einzelne Gemeinde 
und bis zum einzelnen Bürger hineinwirkt. Ich darf 
mich hier, um Wiederholungen zu vermeiden, auf 
die trefflichen Worte meines Vorredners, Herrn 
Reichl, beziehen. 

Wir wollen aber andererseits, daß auch die Stim- 
me der Gemeinden und der Bürger bei der Verwirk- 
lichung des europäischen Einigungswerks zum 
Zuge kommt. Wir wollen nicht, daß Europa über 
die Köpfe der Gemeinden, über die Köpfe der Ge- 
bietskörperschaften hinweg gebildet wird, und wir 
wollen auf keinen Fall, daß dieses Europa von mor- 
gen von irgendwelchen zentralistischen Vorstellun- 
gen beherrscht wird, die wohl nicht mehr zeitge- 
mäß sind. Ich glaube, wir sollten dies besonders be- 


tonen, weil ähnliches von der Konferenz befürchtet 
und auch entsprechend geäußert wurde. 

Bei der Realisierung des europäischen Einigungs- 
werkes haben unsere Gemeinden ihren besonderen 
Platz, wie es in der von Herrn Weber vorgelegten 
Empfehlung heißt und wie es in den Beispielen, die 
Herr Reichl angeführt hat, auch schon verwirklicht 
ist. Ich möchte hier besonders auf die Neuprägung 
des Wortes Europa-Ehen Bezug nehmen. Bekannt- 
lich ist schon zu allen Zeiten das commercium und 
conubium die stärkste Klammer zwischen den Völ- 
kern gewesen. Von da aus gesehen hebe ich noch 
einmal besonders darauf ab, daß auch in der Ent- 
schließung Nummer 76 der Europäischen Gemeinde- 
konferenz über ihre Rolle im heutigen Europa be- 
tont wird, daß die Beteiligung der Gemeindebehör- 
den bei der Verwirklichung der Ziele des Europa- 
rats sicherzustellen ist. Damit ist das Selbstver- 
ständnis der Konferenz in zutreffender Weise um- 
schrieben. Die Gemeinden werden, wie es in dieser 
Entschließung heißt, über den Fortschritt in der eu- 
ropäischen Integration unterrichtet, und sie sollen 
für das Ideal der Einheit Europas interessiert wer- 
den. — Bei vielen Gemeinden ist das übrigens 
schon der Fall. 

Wenn ich es recht sehe, hat sich in den letzten 
Jahren unmerklich — manchmal vielleicht auch 
merklich — eine Schwerpunktverschiebung in 
Richtung auf die Europäischen Gemeinschaften 
vollzogen. Es geht hier nicht um eine billige Pole- 
mik gegen die Gemeinschaften. Jedermann hier 
weiß, daß ein Nebeneinanderarbeiten oder gar eine 
Rivalität zwischen den Gemeinschaften und dem 
Europarat nicht nur fruchtlos, sondern sogar dazu 
geeignet wäre, das Einigungswerk in den Augen 
der europäischen Öffentlichkeit zu diskreditieren. 
Es darf jedoch kein Zweifel daran gelassen werden, 
daß der geographische Ort der Gemeindekonferenz 
hier in unserer Versammlung ist. Unsere Parlamen- 
tarische Versammlung ist Gesprächs- und Informa- 
tionspartner der Konferenz. In dieser Feststellung 
werde ich auch durch die Erklärung des neuen Ge- 
neralsekretärs unserer Organisation bestärkt, der in 
seiner Einführungsrede vor einigen Wochen insbe- 
sondere darauf hinwies, daß der Europarat sich als 
eine Klammer zwischen dem größeren Europa der 
Achtzehn und dem Europa der Neun erweisen soll- 
te. Auch in diesem Rahmen sehe ich eine spezifi- 
sche Aufgabe unserer Gemeindekonferenz, die — 
um es einmal so zu formulieren — auf die tatkräfti- 
ge Beteiligung am europäischen Aufbau ausgerich- 
tet sein sollte. So steht es ja auch in der Entschlie- 
ßung der Gemeindekonferenz. Ich möchte hier ins- 
besondere den Gesichtspunkt hervorheben, daß die 
Gemeindekonferenz am europäischen Aufbau im 
größeren Kreise der Achtzehn tatkräftig mitwirken 
sollte. 

Herr Präsident, in diesem Sinne werde ich der 
von Herrn Weber vorgelegten Entschließung zu- 
stimmen. Als Mitglied der Parlamentarischen Ver- 
sammlung bitte ich alle Mitglieder der Gemeinde- 
konferenz, die Empfehlung in diesem Sinne zu ver- 
stehen und in die Wirklichkeit umzusetzen. 
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Montag, 27. Januar 1975 

Tagesordnungspunkt: 

Bericht des Ministerkomitees an die 
Versammlung 

(Drucksache 3528 und Anhang) 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Vorsitzender des 
Ministerrats, vor drei Jahren hat diese Versammlung 
Empfehlungen zur Harmonisierung des Waffen- 
rechts in Europa verabschiedet und dem Minister- 
rat zugeleitet. Sie werden sich daran sicher noch 
besonders gut erinnern, weil Sie, wenn ich mich 
recht entsinne, damals Mitglied des Rechtsaus- 
schusses dieser Versammlung waren. Inzwischen 
ist sicherlich einiges geschehen, um diese Empfeh- 
lungen zu verwirklichen. Es ist aber, Herr Staatsse- 
kretär, noch nichts Endgültiges geschehen. 

Die Empfehlungen der Versammlung hatten zwei 
Teile; sie betrafen einmal gewissermaßen ein So- 
fortprogramm und zum anderen ein längerfristiges 
Programm. Uber die Tatsache, daß auch hinsicht- 
lich des Sofortprogramms noch nichts geschehen 
ist, bin ich doch sehr unglücklich, weil der Verlauf 
der inzwischen vergangenen drei Jahre die Be- 
fürchtungen, die wir damals, als die Empfehlungen 
einstimmig verabschiedet wurden, alle gemeinsam 
hatten, sich in der Zwischenzeit eher bestätigt ha- 
ben. Wir stellen fest, daß der internationale Waf- 
fenschwarzmarkt eine wesentliche Quelle für die 
Gewaltkriminalität unter Verwendung von Schuß- 
waffen in unseren Ländern ist. Wir haben das in 
meinem Lande besonders im Zusammenhang mit 
den terroristischen Aktivitäten bemerkt. 

Deswegen meine Frage, Herr Staatssekretär: Was 
wird der Ministerrat tun? Kann man davon ausge- 
hen — bei allem Verständnis für die Notwendigkeit 
einer sorgfältigen Ausarbeitung einer solchen Euro- 
päischen Konvention — , daß der Ministerrat alles 
tun wird, um zu erreichen, daß nunmehr die Emp- 
fehlungen zumindest in bezug auf ihren ersten Teil, 
nämlich hinsichtlich des Sofortprogramms, be- 
schleunigt und unverzüglich, d. h. ohne schuldhaf- 
tes Zögern, verwirklicht werden, daß also eine Har- 
monisierung in der Richtung wie sie vorgeschlagen 
wurde, erfolgen wird? Ich selber habe zum Teil an 
den Arbeiten des Expertenkomitees teilgenommen 
und kenne also in etwa den Stand. Ich glaube, es 
bedarf hier wirklich eines ernsthaften Anstoßes, da- 
mit die sehr ehrenwerten Experten sich nun endlich 
lösen und auch etwas zustande bringen. 

Staatssekretär Destremau (Stellvertreter des Vor- 
sitzenden des Ministerkomitees) erwidert, das Mini- 
sterkomitee sei vordringlich mit der Frage des in- 
ternationalen Terrorismus befaßt. Er werde die vor- 
getragenen Gesichtspunkte dem Ministerkomitee 
zur Kenntnis bringen. 

Dt* Ahrens (SPD) : Herr Minister, die Diskussion 
des vergangenen Wochenendes in diesem Hause 
hat erneut gezeigt, welch große Bedeutung die Par- 
lamentarische Versammlung den Problemen des 
Umweltschutzes widmet. Es handelt sich hier in der 
Tat um eines der wichtigsten Gebiete in einer euro- 


päischen Innenpolitik. In diesem Zusammenhang 
hat sich die Versammlung wiederholt mit den Fra- 
gen des Schutzes der internationalen Gewässer be- 
schäftigt. Herr Minister, Sie haben in Ihren einfüh- 
renden Worten die besondere Dringlichkeit dieses 
Vorhabens noch einmal unterstrichen. Um so mehr 
sind wir darüber beunruhigt, daß die Arbeiten am 
Zustandekommen der Konvention außerordentlich 
schleppend verlaufen und nur sehr langsam und zö- 
gernd vorangehen. Aus diesem Grunde haben Herr 
Präsident Vedovato und mehrere Kollegen dieses 
Hauses in einer schriftlichen Anfrage nach dem 
Stand in dieser Angelegenheit gefragt. Herr Mi- 
nister, ich möchte Sie bitten, für eine baldige Be- 
antwortung dieser Anfrage Sorge zu tragen und 
sich auch persönlich dafür einzusetzen, daß die Ar- 
beiten an dieser, wie ich meine, sehr wichtigen 
Konvention möglichst schnell voranschreiten. 

Staatssekretär Destremau antwortet, es sei be- 
reits für den kommenden Monat eine Ministerkon- 
ferenz der Anliegerstaaten des Rheins geplant. 
Gleichzeitig mit den anstehenden Problemen der 
Wasserverschmutzung seien auch schwierige juri- 
stische Probleme zu lösen. 

Amrehn (CDU/CSU): In Ihrem mündlichen Be- 
richt haben Sie die Sorge zum Ausdruck gebracht, 
die uns mit Bezug auf Zypern bewegt. Sie haben 
ausgeführt, daß insbesondere der Europarat aktiv 
ist, das Los der Flüchtlinge zu erleichtern. Schließ- 
lich haben Sie gesagt, man sei bemüht, die beiden 
Parteien zum Zwecke der Erarbeitung einer Lösung 
an einem Tisch Zusammenkommen zu lassen. Dies 
entspricht der Vorstellung der ganzen Versamm- 
lung. 

Meine Frage an Sie aber ist: Glauben Sie, daß 
angesichts der neu angefachten Gemütsbewegun- 
gen zwischen den beiden Teilen auf Zypern ein sol- 
ches Gespräch zur Zeit Aussichten auf brauchbare 
Regelungen bietet? Oder ist es nicht vielmehr nö- 
tig, den beiden Parteien eine gewisse Hilfe zur Ver- 
sachlichung ihrer Diskussion über die Probleme zu 
geben? Und sieht nicht der Ministerrat selbst auf 
diesem Felde eine Aufgabe? Oder glaubt er, zur 
Zeit noch ganz passiv bleiben zu können? Geht 
nicht die Zeit hier auch allzu schnell vorüber, um 
friedliche Lösungen noch möglich zu machen? 

Staatssekretär Destremau erklärt, er wolle dieser 
Frage nicht vor dem Ablauf der über diesen Gegen- 
stand vorgesehenen Debatte beantworten. 

Tagesordnungspunkt: 

Die Lage in Zypern 
(Drucksache 3535 und 3566) 

Berichterstatter des Politischen Ausschusses: 

Abg. Karasek 

Berichterstatter des Ausschusses für Bevölkerung 
und Flüchtlingsfragen: Abg. Forni 

Ansprache des Sonderbeauftragten des Europara- 
tes für nationale Flüchtlinge und Übervölkerung 
Pierre Schneiter 
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Dienstag, 28. Januar 1975 

Tagesordnungspunkt: 

Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa — 
Die allgemeine Politik des Europarates 

(Drucksache 3572) 

Berichterstatter: Abg. Karasek 

Ansprache des jugoslawischen stellvertretenden 
Ministerpräsidenten und Außenministers Milos Mi- 
nie 

Dr. Schwencke (SPD) : Danke, Herr Präsident. — 
-Herr Minister, nachdem meine ursprüngliche Frage 
zu möglichen Ergebnissen der KSZE-Verhandlung 
schon von Ihnen wahrscheinlich so weitgehend wie 
möglich beantwortet wurde, möchte ich meine Fra- 
ge auf die folgende präzisieren: Sehen Sie, insbe- 
sondere nach dem Abschluß, nach dem positiven 
Abschluß der KSZE-Verhandlung die Möglichkeit 
einer engeren Zusammenarbeit mit dem Europarat 
und, falls ja, wie könnte diese Zusammenarbeit 
konkret aussehen? 

Außenminister Minie antwortet, allein schon die 
Tatsache seiner Gegenwart deute eine Abkehr von 
der Epoche der Teilungen an und er glaube, daß ein 
vernünftiger Abschluß der Konferenz die Bedingun- 
gen für eine breitere Zusammenarbeit mit dem Eu- 
roparat bringen werde. 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Vizepräsident des 
Ministerrates! Ich möchte mich von den großen Fra- 
gen der Weltpolitik, die mein Kollege Bettiol ange- 
schnitten hat, abwenden und auf sehr nüchterne 
und praktische Fragen der Zusammenarbeit in Eu- 
ropa zu sprechen kommen. 

Gestatten Sie mir jedoch, bevor ich dies tue. Ih- 
nen gegenüber als deutscher Abgeordneter der Par- 
lamentarischen Versammlung des Europarates mei- 
ne Genugtuung darüber zum Ausdruck zu bringen, 
daß Sie heute hier unter uns sind. Es ist ein wichti- 
ger Tag für Sicherheit und Zusammenarbeit in Eu- 
ropa, wenn Sie hier an dieser Versammlung und an 
unseren Diskussionen teilnehmen. 

Meine Frage bezieht sich auf das, was der Herr 
Präsident dieser Versammlung und mein Kollege 
Schwencke schon unter einem allgemeinen Aspekt 
behandelt haben. Ich möchte diesen Gegenstand 
unter einem speziellen Aspekt behandeln. Ich mei- 
ne die zwischenstaatliche Zusammenarbeit, die vom 
Europarat über den Kreis seiner Mitglieder hinaus 
organisiert wird und an der Ihr Land auf einer Rei- 
he von Gebieten seit Jahren erfolgreich teilnimmt. 
Herr Vizepräsident des Ministerrates, mir geht es 
hier besonders um die Zusammenarbeit auf rechtli- 
chem Gebiet, also um den juristischen Teil dieser 
zwischenstaatlichen Zusammenarbeit. Ich glaube, 
daß gerade dieser Teil der zwischenstaatlichen Zu- 
sammenarbeit zweierlei Bedeutung hat. Er hat zum 
einen große praktische Bedeutung, wenn wir unsere 
allgemeinen Beziehungen — insbesondere auch die 


Wirtschaftsbeziehungen — intensivieren wollen. 
Wir brauchen gemeinsame Bestimmungen zum Bei- 
spiel über Schadenersatz, über Haftungsrechte und 
ähnliches, wenn wir möglichst erfolgreich wirt- 
schaftlich kooperieren wollen. 

Auf der anderen Seite bildet sich auf diese Weise 
— wenn ich es einmal so nennen darf — eine Infra- 
struktur gemeinsamer Rechtsvorschriften, die auch 
dem Zusammenrücken der Länder in Europa, die an 
dieser Zusammenarbeit beteiligt sind, dient. Meine 
Frage lautet; Welche Möglichkeiten sehen Sie, um 
die zwischenstaatliche Zusammenarbeit, von der 
hier die Rede war, gerade auch auf juristischem 
Gebiet, wie ich es eben skizziert habe, noch zu er- 
weitern und zu verstärken? 

Gestatten Sie mir noch eine spezielle Frage, die 
Sie, Herr Vizepräsident des Ministerrates, nicht zu 
beantworten brauchen, wenn Sie es nicht für oppor- 
tun halten. Mir liegt diese Frage aber am Herzen. 
Halten Sie es für erwägenswert, daß der jugoslawi- 
sche Justizminister demnächst einmal an der euro- 
päischen Justizministerkonferenz teilnimmt, an der 
ja alle Justizminister der Länder, die an der zwi- 
schenstaatlichen Zusammenarbeit auf rechtlichem 
Gebiet beteiligt sind, teilnehmen können und nach 
unseren Vorstellungen teilnehmen sollen? Diese 
Versammlung ist auch daran beteiligt. Ich würde 
mich jedenfalls freuen, wenn auch der jugoslawi- 
sche Justizminister in einer der nächsten Sitzungen 
der europäischen Justizministerkonferenz vertreten 
wäre. 

Außenminister Minie erwidert, er sei — obwohl 
selbst Jurist — nicht völlig orientiert über den ge- 
genwärtigen Stand der rechtlichen Zusammenarbeit 
in Europa, zu der sein Land im Bedarfsfälle sehr be- 
reit sei. 

Tagesordnungspunkt: 

Antrag auf Aussprache nach dem Dringlich- 
keitsverfahren über den Entschließungsantrag 
des Abg. Amrehn u. a. betreffend die Lage in 
Portugal 

(Drucksache 3577) 

Der Präsident der Versammlung teilt mit, das 
Präsidium gebe die Empfehlung, daß der Präsident 
der Versammlung an das portugiesische Staatsober- 
haupt und den Außenminister die Entschließungs- 
anträge der Drucksachen 3577, 3532 und 3578 sowie 
die schriftliche Erklärung Nr. 33 (Drucksache 3574) 
sende und hierüber eine Presseerklärung abgebe. 
Die Versammlung stimmt diesem Vorschlag zu. 

Tagesordnungspunkt: 

Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa — 
Die allgemeine Politik des Europarates 

(Fortsetzung der Aussprache) 

Lemmrich (CDU/CSU) : Herr Präsident! Der Be- 
richt des Herrn Kollegen Karasek, zu dem ich ihn 
sehr beglückwünsche, spricht davon, daß die Kon- 
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ferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Eu- 
ropa den Anfang eines neuen Verhältnisses zwi- 
schen Ost und West schaffen wird und daß dies das 
Wesentliche sei und die Einzelheiten, die auszuhan- 
deln sind, dagegen etwas zurückträten. Es heißt, 
dieses neue Verhältnis zwischen Ost und West 
gebe auch den Rahmen ab, in dem Mißtrauen und 
Spannungen abgebaut werden. 

Ich teile die Auffassung, daß sich ein langfristi- 
ger Erfolg dieser Konferenz nur einstellen wird, 
wenn das Mißtrauen abgebaut werden kann. Nun 
erleben wir jedoch Dinge, die leider nicht dazu an- 
getan sind, Mißtrauen abzubauen, sondern dazu, 
neues Mißtrauen zu erwecken. Dazu gehört auch 
der Eindruck, daß die sowjetische Politik doppel- 
gleisig operiert. Einmal operiert sie auf der staatli- 
chen Ebene, die ja in Genf gegenwärtig ist und im- 
mer wieder erklärt, daß sie jede Einmischung in die 
inneren Angelegenheiten anderer Staaten ablehnt. 
Das ist dann die andere Ebene, auf der die kommu- 
nistischen Parteien und die kommunistische Ideolo- 
gie operieren. Während man am Verhandlungstisch 
noch bestes Einvernehmen zwischen den Staaten 
feststellen kann, muß man oft erleben, daß von der 
Ideologie und ihren Trägern her bereits die Spreng- 
ladungen an den Fundamenten des anderen Lan- 
des angebracht werden. 

Ich frage mich z. B., was die Deutsche Kommuni- 
stische Partei mit den 100 Millionen DM anstellt, die 
sie nach Mitteilung des Präsidenten des Verfas- 
sungsschutzamtes des deutschen Bundeslandes Nie- 
dersachsen jährlich aus der DDR erhält. 

Ich muß mich auch fragen, was die jüngsten Vor- 
gänge in Portugal aussagen können und ob sie mit 
den Bemühungen der Konferenz für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa vereinbar sind, wenn 
man will, daß Mißtrauen abgebaut wird, wenn der 
Führer der sozialistischen Partei Portugals, der uns 
hier bestens bekannte Außenminister Soares, ge- 
stern erklärte, daß die Gefahr für die Freiheit in 
Portugal von der antidemokratischen Eskalation 
der kommunistischen Partei ausgehe. Weiß viel- 
leicht die KPdSU nichts davon, was ihre Freunde in 
Portugal tun? Das Politbüro der Kommunistischen 
Partei der Sowjetunion ist ja immerhin die mäch- 
tigste sowjetische Institution. Der portugiesische 
Kommunistenführer Cunhal lebte ja immerhin 
Jahrzehnte in Moskau. Mir scheint das ein Beispiel 
jener doppelgleisigen Politik zu sein, von der ich 
eben sprach. 

Auch die Sprengung des Parteitags des Centro 
Democratico Social, der Zentrumspartei, am Wo- 
chenende und alles, was sich rundherum begab, 
läßt uns aufhorchen in einer Zeit, wo wir meinen, 
daß Entspannung ganz großer Trumpf sei. Was sich 
dort in Portugal entwickelt, muß uns Europäern im 
freien Europa wegen der demokratischen Entwick- 
lung dieses Landes und wegen der berechtigten Si- 
cherheitsinteressen des freien Europa Sorge berei- 
ten. 

Wenn wir von Mißtrauen sprechen, müssen wir 
uns natürlich auch fragen, ob es zusammenpaßt, 
daß die Sowjetunion ihre Rüstungsanstrengungen 
in den letzten Jahren so unerhört forciert hat und 


daß nach wie vor zwei Drittel der Roten Armee im 
Westen der UdSSR stehen. Ich möchte damit ei- 
gentlich nur ausdrücken, daß diese gewaltige Welt- 
macht auch von uns immer wieder gesagt bekom- 
men muß, daß wir nicht bereit sind, uns ein X für 
ein U vormachen zu lassen. Es darf keinen Anlaß 
zu Mißtrauen mehr geben, wenn die KSZE Erfolg 
haben soll. Ich glaube, wir alle wünschen letztlich 
diesen Erfolg. Es darf aber nicht eine leere Fassade 
entstehen, die den Völkern Entspannung signali- 
siert, die in Wirklichkeit gar nicht vorhanden ist. 
Dies wären gefährliche Signale, die ein Nachlassen 
der Wachsamkeit und des Selbstbehauptungswil- 
lens der freien Völker Europas zur Folge haben 
könnten. Daher erscheint es mir erforderlich, alle 
Probleme auf dieser Konferenz auszudiskutieren. 
Ich bin mit dem Berichterstatter auch in dieser Fra- 
ge einer Meinung: Unsere Regierungen sollten sich 
hinsichtlich der Nennung von Abschlußterminen 
nicht unter Zeitdruck setzen lassen. Ich meine, es 
darf keinen fragwürdigen Abschluß geben. 

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, 
da wir in letzter Zeit so viel mit Arabern, dem Na- 
hen Osten und den Mohammedanern zu tun haben, 
möchte ich diesen Teil meiner Ausführungen mit 
einem Zitat aus dem Koran abschließen. Dort heißt 
es: Gott ist die Geduld, die Hast ist vom Teufel. 
Dies gilt vielleicht auch für Genf. 

Der Herr Kollege Karasek empfahl am Ende sei- 
nes mündlichen Berichtes Nüchternheit. Auch dem 
pflichte ich bei. Wie richtig dieser Ratschlag ist, 
zeigt die seit 1969 betriebene deutsche Ostpolitik. 
Die Euphorie der ersten Jahre ist jetzt verflogen. 
Für große politische Konzessionen wurde von der 
anderen Seite in ganz kleiner Münze bezahlt. Ge- 
ringfügige Verbesserungen auf menschlichem Ge- 
biet wurden erst nach schwierigen Verhandlungen 
möglich. Auch dies zeigt, daß es zur Überwindung 
der Hindernisse besser ist, mit Ausdauer und Ge- 
duld zu verhandeln, anstatt schnell erreichbare Re- 
sultate anzustreben, die man vielleicht da oder dort 
in Wahlkämpfen als großen Erfolg präsentieren 
kann, die oft aber leider doch nur kurzlebiger Art 
sind. 

Wir möchten echte Entspannung. Echte Entspan- 
nung werden wir, so meine ich, nur mit Nüchtern- 
heit erreichen. Die Schwester der Nüchternheit 
scheint mir die Wachsamkeit zu sein; es kann nicht 
die Arglosigkeit sein. 


Tagesordnungspunkt: 

Europäische Wirtschaftsprobleme 

(Drucksache 3538) 

Berichterstatter: Abg. Valleix 

Dr. Vohrer (FDP): Herr Präsident! Meine verehr- 
ten Kollegen! Lassen Sie mich eingangs meine 
grundsätzliche Anerkennung und Wertschätzung 
für den sehr umfassenden Bericht unseres Kollegen 
Valleix zum Ausdruck bringen. Dennoch kann man 
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zu einzelnen Punkten geteilter Meinung sein. Einer 
dieser Punkte, die ich anders bewerte, ist beispiels- 
weise das Treffen zwischen den Präsidenten Ford 
und Giscard d'Estaing. Ich würde den Stellenwert 
dieses Treffens für die europäische Wirtschaftspoli- 
tik etwas geringer einschätzen. Aber das ist sicher- 
lich kein Grund, den gesamten Bericht hier anzu- 
greifen. 

Viel wichtiger erscheint mir — mein englischer 
Kollege Sir Frederic ist schon darauf eingegangen 
v — der Punkt 9 a, in dem es darum geht, eine ge- 
rechtere Verteilung der Ressourcen zwischen den 
Nationen anzustreben. Mir liegt daran, daß man 
nicht von einer Limitation des Wachstums spricht; 
denn eine absolute Grenze für das wirtschaftliche 
Wachstum gibt es nicht. Wir haben deshalb in dem 
Änderungsvorschlag von einer Reduktion des wirt- 
schaftlichen Wachstums gesprochen. 

Wie stark diese Wachstumsverminderung sein 
wird, hängt ganz entscheidend davon ab, inwieweit 
die Effizienz in der Verwendung der Ressourcen ge- 
steigert werden kann. Wir haben zum Beispiel mit 
der Schweiz ein Land vor uns, das es geschafft hat, 
mit den relativ wenigen vorhandenen Rohstoffen 
insbesondere durch den Einsatz von human Capital 
zu bedeutendem Wohlstand zu kommen. Es ist jetzt 
die Kunst, unter den neuen Voraussetzungen einer 
langfristigen Rohstoffknappheit auf europäischer 
oder besser weltweiter Ebene ein ähnliches ökono- 
misches Kunststück zu vollbringen. Deshalb der 
Änderungsvorschlag Nr. 2 mit der Forderung, daß 
die einzelnen Nationen größere Anstrengungen zur 
Produktivitätssteigerung unternehmen und daß die 
Vermeidung der Verschwendung von Rohstoffen 
und auch der effiziente Einsatz der Energie künftig 
bei unseren wirtschaftspolitischen Maßnahmen grö- 
ßere Bedeutung erhalten. 

Ich denke hier insbesondere an eine bessere Nut- 
zung der Abwärme und an eine Wiederverwendung 
von Rohstoffen. Wenn diese Wiederverwendung 
mit Recycling übersetzt wird, stoßen wir zum drit- 
tenmal auf diesen in der ökonomischen Sprache 
sehr ambivalent gebrauchten Ausdruck. Wenn hier 
von Recycling gesprochen wird, ist also an die 
Wiederverwendung von Rohstoffen zu denken, die 
bei Schrott, bei Papier und in sehr vielen anderen 
Bereichen möglich ist. Ich sehe darin einen wichti- 
gen Beitrag, die limitierten Ressourcen besser zu 
verwenden. 

Wenn die vorgeschlagenen Maßnahmen zur Pro- 
duktivitätssteigerung greifen und erfolgreich sind, 
wird es auch wieder möglich sein, wirtschaftliches 
Wachstum zu erreichen. Dieses wirtschaftliche 
Wachstum sollte dann gezielt dazu verwendet wer- 
den, die Lebensbedingungen zu verbessern und so 
die Qualität des Lebens zu erhöhen. Ich denke in 
diesem Zusammenhang an mehr öffentliche Investi- 
tionen, aber auch an mehr soziale Sicherheit. Jenes 
wirtschaftliche Wachstum kann und soll aber auch 
dazu verwendet werden, den Vermogenszuwachs 
gerechter zu verteilen und den Einkommenszu- 
wachs — auch dies sagte mein englischer Kollege 
bereits — insbesondere den Bevölkerungsgruppen 
mit niedrigem Einkommen zugute kommen zu las- 


sen, um so die Einkommenspyramide zusammenzu- 
drängen. Insofern ist hier auch ein wichtiger Unter- 
schied zwischen dem ursprünglichen Formulie- 
rungsvorschlag und dem geänderten Text zu sehen. 
In der ursprünglichen Fassung war etwas vergrö- 
bert von der Verteilung der Vermögen und Ein- 
kommen insgesamt die Rede. In dem jetzigen For- 
mulierungsvorschlag geht es um den Einkommens- 
zuwachs auf Grund des wirtschaftlichen Wachs- 
tums. 

Ich komme damit zum Schluß meiner Anmerkun- 
gen. Ich bin der Ansicht, der Änderungsvorschlag 
Nr. 2, der zwischenzeitlich auch weithin Zustim- 
mung gefunden hat, stellt die angesprochene Ver- 
teilungsproblematik etwas realistischer dar, weil er 
sich nur auf den Zuwachs bezieht. Er gibt hinsicht- 
lich der Frage einer effizienten Verwendung der 
Rohstoffe und bezüglich der Rohstoffknappheit ei- 
nen etwas optimistischeren Ausblick. Wir Politiker 
sollten aber den Mut haben, eventuell auch Maß- 
nahmen zu ergreifen, die unpopulär sind, Maßnah- 
men, die dazu führen, daß die Rohstoffe wirkungs- 
voller genutzt werden. Ein Beitrag hierzu ist der 
vorliegende Bericht, in dem die nationalen Parla- 
mente ermutigt werden, eine Wirtschaftspolitik in 
diesem Sinne zu betreiben. Ich würde mich freuen, 
wenn dieser ausgezeichnete Bericht in der geänder- 
ten Fassung Ihre Zustimmung fände. 


Mittwoch, 29. Januar 1975 

Tagesordnungspunkt: 

Abschaffung der Todesstrafe 

Die Abstimmung über den Antrag des Rechtsaus- 
schusses auf Zurückziehung des Entschließungsan- 
trags betreffend die Abschaffung der Todesstrafe 
(Drucksache 3297) vom Register der Versammlung 
wurde wegen fehlenden Quorums auf die nächste 
T agung verschoben. 

Tagesordnungspunkt: 

Schlußfolgerungen aus der Tagung mit den 
Ombudsmännern und den parlamentarischen 
Beauftragten aus Mitgliedsländern des Europa- 
rates vom 18. — 19. April 1974 

(Drucksache 3516) 

Berichterstatter: Abg. Grieve 

Alber (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Zunächst möchte ich Herrn. Kollegen 
Grieve sehr herzlich zu diesem ausgezeichneten Be- 
richt gratulieren. Wir wissen, daß wir von Herrn 
Grieve immer nur sehr gute Berichte vorgelegt be- 
kommen. 

Zum zweiten möchte ich auch dem Europarat und 
dem Sekretariat danken, daß sie dieses Treffen mit 
den Ombudsmännern oder Ombudsleuten oder wie 
immer dieses nicht übersetzbare Wort im Plural 
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heißen mag, ermöglicht haben. Es war in der Tat 
eine sehr gute Veranstaltung. Wir haben aus die- 
sem Treffen sicher gelernt. Aber auch die Ombuds- 
leute selber waren dankbar, daß sie sich einmal 
kennenlernten. Es war wirklich ein Treffen, bei 
dem gearbeitet wurde, also nicht nur eine interna- 
tionale Konferenz, die nur dazu diente, Urlaubsrei- 
sen von der Steuer absetzen zu können. 

Ich würde mich freuen, wenn wir im Bereich des 
Europarats noch mehr solcher Begegnungen durch- 
führen könnten; denn sie sind tatsächlich für alle 
Teile ein Gewinn. 

Der Ombudsman hat, wie Herr Grieve gesagt hat, 
zwei Funktionen. Einmal ist er für den Schutz der 
Bürger vor Mißbräuchen durch die Verwaltung, 
zum anderen aber auch für die Verbesserung der 
Beziehungen zwischen dem Bürger und der Verwal- 
tung zuständig. Dies sind zwei wichtige Aufgaben, 
die man ausweiten muß. Ich meine aber, daß der 
Ombudsman in keinem Fall ein Ersatz für ein 
Rechtsmittel oder für ein Verwaltungsgericht sein 
kann. Deshalb hätte ich auch Bedenken dagegen, 
daß der Ombudsman Gerichtsentscheidungen selber 
überprüfen kann. Nach meiner Meinung sollten da, 
wo wir eine ausgebaute Verwaltungsgerichtsbar- 
keit haben, ausschließlich die Gerichte zuständig 
bleiben; hier ist kein Raum für den Ombudsman. 

Es gibt aber doch viele Bereiche, die, wenn ein 
Verwaltungshandeln vorliegt, rechtlich nicht leicht 
faßbar sind. Es gibt auch Fälle, wo ein Rechts- 
schutz durch Gerichte nicht nötig ist oder zu um- 
ständlich oder zu kostspielig wäre. Ich meine, gera- 
de in diesen Bereichen, wo es mehr um die Form, 
den Ton und den Umgang geht, liegt das Aufgaben- 
gebiet des Ombudsmans, 

Man sollte die Verwaltungsgerichtsbarkeit aus- 
weiten. Man sollte aber auf der anderen Seite — 
und man muß es da, wo die freien Räume verblei- 
ben — auch die Kompetenzen des Ombudsmans 
ausweiten. Dies wiederum darf nicht zu einer eige- 
nen Bürokratie führen. Wenn man auch im Bereich 
des Ombudsmans mit Formblättern und ähnlichem 
anfinge, wäre der Zweck nicht erfüllt. Hier sollte es 
tatsächlich mehr oder weniger formlos zugehen; 
denn was die Betroffenen eher wünschen als eine 
rechtliche Entscheidung, ist doch oft mehr das Ge- 
spräch, die Vermittlung, eine Erklärung oder eine 
Belehrung. 

Wie sieht es denn in der Praxis aus? Eine Ver- 
waltungsbehörde begründet doch die Entscheidung 
primär unter dem Gesichtspunkt, daß sie rechtlich 
standhält. Deshalb braucht man sich nicht zu wun- 
dern, daß meistens nur das Obergericht die Beleh- 
rung oder die Begründung versteht. Der Betroffene 
kann mit ihr oft nichts anfangen. Hier liegt in der 
Tat eine große Aufgabe auch für den Ombuds- 
man. 

Neben der allgemeinen Verwaltung sollten wir 
die Bereiche der besonderen Verwaltung stärker in 
diesen Raum einbeziehen. Ich war sehr dankbar, 
daß uns der Ombudsman der Stadt Zürich aus sei- 
ner Praxis viele Beispiele gegeben hat. Ich würde 
es sehr begrüßen, wenn auch in Deutschland ein 
Ombudsman auf kommunaler Ebene eingeführt 


würde. Der Ombudsman von Zürich hat einmal 
scherzhaft gesagt, er komme sich mitunter vor wie 
ein juristischer Stadtpfarrer. Dieser Ausspruch 
zeigt genau, wie wichtig diese Funktion als Ver- 
mittlungsstelle zwischen Bürger und Verwaltung 
ist. 

Ein sehr wesentlicher Bereich neben dem kom- 
munalen Bereich ist sicherlich der Strafvollzug. Das 
zeigt sich besonders bei uns in der Bundesrepublik. 
Ich meine, man müßte sich in der Tat überlegen, ob 
man nicht auch für den Bereich des Gefängniswe- 
sens einen Ombudsman einführt. Sinnvoll ist die 
Institution des Ombudsmans auch im militärischen 
Bereich, wo wir in der Bundesrepublik schon einen 
Ombudsman haben. Aber auch andere Gebiete bie- 
ten sich an, die unmittelbar mit Verwaltung nichts 
zu tun haben. Ich nenne nur den Verbraucherschutz 
oder den Umweltschutz. Auch hier wäre sicher eine 
solche Einrichtung notwendig. Allerdings kann ich 
im Augenblick nicht übersehen, wie ein solcher 
Ombudsman dann verwaltungsmäßig einzubauen 
wäre; ich will auch nur darauf hinweisen, daß in 
diesen Bereichen die Einführung eines Ombudsman 
sinnvoll oder gar notwendig wäre. 

Dort, wo Verwaltungshandeln erfolgt ist und 
kein direktes Rechtsmittel eingelegt werden soll, 
ist der Platz des Ombudsmans. Herr Grieve sagte 
mit Recht, eine wichtige Aufgabe des Ombudsmans 
sei es, korrektiv zu sein für derartiges Verwal- 
tungshandeln. 

Der Ombudsman ist aber auch notwendig, bevor 
ein Verwaltungsakt ergeht. Herr Grieve sprach in 
diesem Zusammenhang vom präventiven Bereich. 
Ich meine, man könnte hier noch einen dritten Be- 
reich anfügen, der allerdings — das gebe ich zu — 
mit dem Ombudsman unmittelbar nichts zu tun hat. 
Ich möchte hier vom informativen Bereich spre- 
chen, dem Bereich bevor ein Bürger weiß, wie er 
überhaupt einen Verwaltungsakt beantragen, einen 
Entscheid bekommen soll. Wenn der Bürger in eine 
große Behörde geht, fragt er normalerweise, wer 
denn zuständig ist. Dann wird er in ein Büro ge- 
schickt, und der dort Sitzende sagt: Um Gottes wil- 
len, das ist ja ein ganz anderer. Dann geht der Bür- 
ger in das zweite Büro usw. usf. Es gibt dann zwei 
Möglichkeiten: Entweder landet er nach zwanzig 
verschiedenen Besuchen wieder bei dem ersten Be- 
amten, oder er ist nach fünfundzwanzig Besuchen 
tatsächlich bei dem richtigen, zuständigen Mann; 
der ist dann aber normalerweise nicht anwesend, 
sondern in Urlaub. Ich denke in diesem Bereich an 
eine informative Stufe, die die Verwaltung selber 
einführen sollte. Das ist nicht unbedingt eine Auf- 
gabe des Ombudsmans. Eine solche Einrichtung 
würde sicherlich sehr geeignet sein, die Beziehun- 
gen zwischen Bürger und Verwaltung zu verbes- 
sern. 

Ich stimme allen Argumenten, die Herr Grieve in 
seinem Bericht angeführt hat, voll zu. Ich halte den 
Ombudsman für notwendig, sei es im allgemeinen 
Verwaltungsbereich oder in einigen speziellen Ver- 
waltungsbereichen, wie er sie aufgezählt hat. Der 
Ombudsman ist notwendig und sinnvoll, und des- 
halb werde ich dem Bericht zustimmen. 
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